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Einleitung: Tiefe Integration als widersprüchlicher Prozess in
den Nord-Süd-Beziehungen1

„Tiefe Integration“ (deep integration) in den Nord-Süd-Beziehungen 
ist ein neuer Forschungsgegenstand, in dessen Mittelpunkt die Einbezie-
hung von „behind the border“-Regulierungsthemen in bi- und multilaterale 
Handelsabkommen sowie in verschiedene Formen transnationaler privater 
Selbstregulierung steht. Multinationale Unternehmen erwarten von dieser 
Form der Handelspolitik einen einfacheren Marktzugang im globalen 
Süden, und kleinere Unternehmen des globalen Südens die Erleichte-
rung der Integration in globale Wertschöpfungsketten. Maßnahmen der 
Tiefen Integration haben eine öffentlich-staatliche und eine private Dimen-
sion. Dabei kommt es zur Artikulation widersprüchlicher Interessen von 
verschiedenen staatlichen und privaten Akteuren auf nationaler wie auf 
transnationaler Ebene. 

Nachdem tarifäre und herkömmliche nicht tarifäre Handelshemm-
nisse bereits seit einigen Jahrzehnten weltweit in vielen Verhandlungs-
runden bearbeitet wurden, richtet sich die Aufmerksamkeit der Integra-
tionsarchitektInnen nun zunehmend auf Handelsfriktionen, die – anders 
als die klassischen Handelshemmnisse – nicht länger an den Grenzen 
stattfinden, sondern als „behind-the-border“-Barrieren bezeichnet 
werden. Darunter fallen Bereiche wie neue Formen der Zollabfertigung, 
Produktstandards, Zertifizierungssysteme, Labeling-Vorgaben, geistige 
Eigentumsrechte, Regulierung von Direktinvestitionen, Wettbewerbspo-
litik oder Mängel in der Transportinfrastruktur. Bei Forderungen nach 
„behind-the-border“-Liberalisierung rücken zunehmend auch ökonomie-
ferne Bereiche in den Fokus, etwa die komplexe Verzahnung mit der 
Sicherheits- oder Migrationspolitik, die vor allem in Nord-Süd-Integra-
tionsprojekten zu machtungleichen b/ordering-Prozessen (vgl. Berndt/
Böckler in diesem Heft) geführt hat.
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Das Schwerpunktheft beleuchtet die Ambivalenzen bei Tiefen Inte-
grationsprozessen. Ziel ist es, ein komplexes Modell von Tiefer Integra-
tion zu erarbeiten, das die widersprüchlichen Integrationsprozesse bzw. 
die dadurch initiierten möglichen Folgen in den Blick nimmt. Tiefe Inte-
gration impliziert die kalkulatorische, regulatorische, normativ-instituti-
onelle, diskursive und performative Integration von Sektoren, Branchen 
und Wertschöpfungsketten mit dem Ziel, die Zugriffs- und Steuerungs-
möglichkeiten wirtschaftlicher Akteure und die Effizienz von Märkten zu 
erhöhen. Dies ist nicht unbedingt zum Wohle aller MarktteilnehmerInnen, 
wie etwa die Zunahme wertschöpfungsspezifischer Standards in verschie-
denen Branchen zeigt. Eine Bewertung dieser Entwicklung findet sich in 
den einzelnen Artikeln wieder, die sich im Wesentlichen mit den folgenden 
zwei Fragekomplexen befassen.

1. Wie umfassend ist Tiefe Integration?

Die „klassische“ Integrationsforschung, etwa in Form des Neofunk-
tionalismus, postuliert, dass eine Regulierung, so sie denn erreicht ist, 
tendenziell weiter fortschreitet: Sie wird sowohl tiefer (Regelungen werden 
umfassender) als auch breiter (weitere Bereiche werden in die Regulierung 
einbezogen). Diese Annahme gilt es kritisch zu hinterfragen, da zeitgleich 
zur Herausbildung von Strukturen der Tiefen Integration feststellbar ist, dass 
andere Bereiche nicht reguliert werden. Das Ausmaß der Tiefen Integration 
variiert also stark. Während in einigen Regionen der Welt Tiefe Integration 
stattfindet, sind andere nicht berührt (Zugang über Makroprozesse). Auch 
innerhalb einzelner Staaten gibt es Bereiche, die integriert sind, während in 
anderen keine (Tiefe) Integration feststellbar ist (Zugang über Mikropro-
zesse). Diese Widersprüchlichkeit in den Prozessen der Tiefen Integration gilt 
es genauer in den Blick zu nehmen, um das Ausmaß abschätzen zu können.

2. Was sind die Ursachen der (Nicht-)Existenz von Tiefer Integration?

Generell wird davon ausgegangen, dass multinationale Unternehmen, 
vor allem aus den USA und der EU, zentrale Triebkräfte der Tiefen Inte-
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gration sind, während kleinere Unternehmen und soziale Bewegungen 
im globalen Süden den Prozess der Tiefen Integration eher bremsen. Je 
nachdem, auf welche Formen von Staatlichkeit und auf welche Interessen-
artikulationen innerhalb eines Staatsapparates die Unternehmensinteressen 
treffen, kann es zur Herausbildung von Tiefer Integration kommen bzw. 
kann diese ausbleiben. Es gilt also, die unterschiedlichen Trieb-, aber auch 
Bremskräfte von Tiefer Integration zu bestimmen. Anhand dieser beiden 
Fragekomplexe befassen sich die Artikel in diesem Heft mit verschiedenen 
Facetten der Tiefen Integration. 

Simone Claar und Andreas Nölke geben einen Überblick zu konzep-
tuellen Grundlagen der Tiefen Integration. Die AutorInnen greifen auf 
verschiedene theoretische Dimensionen zurück, um die bisher etwas 
eindimensionale Behandlung der Tiefen Integration in der ökonomi-
schen Handelsforschung zu erweitern. In diesem Zusammenhang eignen 
sich insbesondere Konzepte der Vergleichenden Kapitalismusforschung 
sowie der Weltsystemanalyse zur Untersuchung von möglichen Konse-
quenzen Tiefer Integration innerhalb der Nord-Süd-Beziehungen. Diese 
Forschungsprogramme werden durch geographische und soziologische 
Perspektiven in der Mikroebene ergänzt.

Maria Behrens und Holger Janusch befassen sich mit dem Aufstieg 
des transnationalen Wettbewerbsstaates und den entsprechenden Verände-
rungen von Governance-Räumen aus einer staats- und raumtheoretischen 
Perspektive. Der Beitrag zeigt Entwicklungen von staatlichen und interna-
tionalen Strukturen sowie von politischen Prozessen im Zusammenhang 
mit Freihandelsabkommen auf. Die Krise der Welthandelsorganisation – 
als multilateralem Raum – führt zur Schaffung von neuen Governance-
Räumen, insbesondere dem Aushandeln von bilateralen Abkommen wie 
zum Beispiel Investitionsabkommen oder Freihandelsabkommen. Zentral 
hierbei ist, dass die beiden wichtigsten politischen Triebkräfte der Tiefen 
Integration – die USA und die EU – ihre Gesetze, Normen und Regeln auf 
die Staaten im globalen Süden übertragen wollen. 

Christian Berndt und Marc Böckler befassen sich in ihrem Artikel 
mit dem Doppelspiel der Entgrenzung und der Grenzziehung, das für die 
Schaffung von globalen Märkten notwendig ist. Zentral in ihrer Argumen-
tation ist das Wortspiel b/ordering. Der Prozess des Nord-Süd-b/orderings 
wird am Beispiel einer agrarischen Warenkette, nämlich der zur Tomate, 
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zwischen Mexico und den USA dargestellt. Der Prozess der Tiefen Integra-
tion erfasst dabei nicht nur politisch-administrative Grenzen, sondern hebt 
auch neue soziale Praktiken hervor.

Im letzten Beitrag geben Andreas Nölke und Simone Claar einen 
Einblick in die empirische Relevanz der Themen der Tiefen Integration 
bei Handelsabkommen und erklären deren uneinheitliche Verbreitung 
unter Rückgriff auf drei Ansätze (politische Ökonomie der Auswirkungen, 
globale Machtverschiebungen und Anforderungen regulatorischer Insti-
tutionen). Die Wirtschaftspartnerschaftsabkommen der Europäischen 
Union am Beispiel der Position der Republik Südafrika und die Ausei-
nandersetzungen über das Dominican Republic-Central American Free 
Trade Agreement (DR-CAFTA) der USA mit Costa Rica werden anhand 
der umstrittenen Politikfelder analysiert und Gründe für die Zustimmung 
bzw. Ablehnung aus jeweils innenpolitischer Perspektive dargestellt. 

In der Zusammenschau liefern die Beiträge eine Reihe komplemen-
tärer Perspektiven auf das Phänomen der Tiefen Integration. Während 
einerseits die komplexen Aushandlungsprozesse und tiefgreifenden Verän-
derungen bei sozialen Praktiken hervorgehoben werden, machen die 
Artikel dieses Hefts des Journals für Entwicklungspolitik andererseits aber 
auch deutlich, dass Tiefe Integration nicht unbedingt linear verläuft und 
mitunter unvorhersehbare Auswirkungen zeigt. Neben den ökonomischen 
Prämissen stehen hinter den Projekten der Tiefen Integration auch die poli-
tischen Interessen verschiedener Akteure aus Staat, Wirtschaft und Zivil-
gesellschaft. Angesichts der Vielfalt der Formen von Tiefer Integration 
– nicht nur bei bilateralen Handelsabkommen, sondern auch in Produkti-
onsketten, privaten Regulierungen oder globalen Institutionen – können 
wir derzeit noch nicht präzise vorhersagen, welchen Weg der widersprüch-
liche Prozess der Tiefen Integration in den nächsten Jahrzehnten nehmen 
wird. Sicher ist jedoch, dass hier den Entwicklungsstudien ein interessanter 
neuer Untersuchungsgegenstand erwachsen ist.

SIMONE CLAAR, ANDREAS NÖLKE

1 Die Beiträge Claar/Nölke und Nölke/Claar in diesem Heft wurden von der DFG 
unter GZ NO 855/3-1 gefördert.
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SIMONE CLAAR, ANDREAS NÖLKE

Tiefe Integration: Konzeptuelle Grundlagen1

Globale Handelspolitik bedeutete über viele Dekaden, Barrieren für 
den Freihandel an den Grenzen zu verringern bzw. abzuschaffen, um 
den Handel mit Waren zu erleichtern. Im Vordergrund der traditionellen 
Handelspolitik im Güterhandel steht der Abbau von Zöllen und nicht 
tarifären Handelshemmnissen, wie zum Beispiel Quoten. In den letzten 
15 bis 20 Jahren ist immer häufiger zu beobachten, dass sich der Fokus 
in diesem Politikfeld hin zur Harmonisierung nationaler Regulierungen 
verschiebt, die Beschränkungen für den Handel darstellen können, insbe-
sondere für den steigenden Austausch von Dienstleistungen und für Inves-
titionen. Die Handelserleichterung durch regulatorische Harmonisierung 
und die funktionale Integration von verschiedenen Wirtschaftsräumen auf 
Mikro- und Makroebene bezeichnet man als „Tiefe Integration“. 

Der Ökonom Lawrence (1996: 8) definierte Tiefe Integration erst-
mals als „integration that moves beyond the removal of border barriers“. 
1996 befasste sich auch die Ministerkonferenz der Welthandelsorganisa-
tion (WTO) mit den Politikfeldern der Tiefen Integration. Ziel war es, im 
Rahmen der WTO eine Harmonisierung des öffentlichen Beschaffungs-
wesens, von Investitionsregulierungen und den Rechten zum geistigen 
Eigentum sowie der Wettbewerbspolitik durchzuführen. Die Umsetzung 
scheiterte vor allem am Einspruch der Staaten aus dem globalen Süden, 
beispielsweise Indien, Indonesien und Tansania, die Nachteile für ihre 
nationale Entwicklung fürchteten. Auch spätere Versuche, diese Themen 
im Kontext der WTO zu verhandeln, blieben erfolglos (Khor 2004; EED/
WEED 2005: 32). Dementsprechend bilden sich Initiativen zu Themen der 
Tiefen Integration vor allem auf bilateraler und regionaler Ebene. Insbeson-
dere die USA und die EU nehmen heute solche Themen in ihre Verhand-
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lungen bei regionalen Handelsabkommen mit Drittstaaten auf, um sie auf 
diesem Wege durchzusetzen (Horn et al. 2009: 430). 

Projekte der Tiefen Integration sind nicht auf die Nord-Süd-Bezie-
hungen beschränkt. Tiefe Integration steht spätestens seit der Einheitli-
chen Europäischen Akte von 1985 auf der Agenda der Europäischen Union. 
Zudem gibt es solche Initiativen auch in Nordamerika, wo sie allerdings 
recht umstritten sind (Ayres 2004; Council of Canadians 2006). Vergleichs-
weise wenig kontrovers – aber bisher auch nicht sehr ertragreich – sind 
die verschiedenen Projekte einer Tiefen Integration in den transatlanti-
schen Beziehungen zwischen der EU und den USA (Hamilton/Quinlan 
2005). Zu den größten Erfolgen gehört hier beispielsweise die Anerkennung 
von Rechnungslegungsstandards des International Accounting Standards 
Board durch die EU und die USA (Nölke 2011a). 

Typische Regulierungsbereiche der Tiefen Integration sind Produkt- 
und Verfahrensstandards (inklusive Umwelt- und Arbeitsstandards), Inves-
titionsregeln, der Handel mit Dienstleistungen, intellektuelle Eigentums-
rechte, Wettbewerbspolitik (Firmen und staatliche Subventionen), das 
öffentliche Beschaffungswesen, Antidumping sowie in einzelnen Fällen 
auch die institutionelle Absicherung der Harmonisierung (zum Beispiel 
durch Streitschlichtung), Personenfreizügigkeit, Steuern, die Verbesse-
rung der Infrastruktur und die monetäre Politik (vgl. Lawrence 1996: 8; 
Ghoneim 2008; Lloyd 2008: 17f). Tiefe Integration hat damit nicht nur 
Auswirkungen auf die Funktionsweise der Wirtschaft, sondern betrifft 
auch andere Bereiche der politischen Entscheidungsfindung und des tägli-
chen Lebens. Dabei kann es, wie bei den Harmonisierungsplänen zwischen 
den USA und Kanada zeitweise vorgesehen, auch um sensible Bereiche wie 
Gesundheit, Sicherheit oder Energie gehen (Council of Canadians 2006). 
Insofern unterscheidet sich Tiefe Integration von klassischer Handelslibera-
lisierung, denn nun sind neue Politikfelder und Institutionen, die bisher nur 
auf nationaler Ebene reguliert wurden, von Handelsabkommen betroffen. 
Außerdem geht es nicht mehr nur um den Güterhandel, sondern auch 
um die freie Bewegung von Kapital und Arbeit (Young/Peterson 2006: 
797-799). Tiefe Integration in den Nord-Süd-Beziehungen unterscheidet 
sich auch von der – viel weiter fortgeschrittenen – Integration innerhalb des 
europäischen Binnenmarkts, da die Unterschiede der Policies und Institu-
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tionen der beteiligten Staaten in den Nord-Süd-Beziehungen wesentlich 
stärker ausgeprägt und zum Teil durch gravierende Machtasymmetrien 
gekennzeichnet sind.

Tiefe Integration ist nicht nur empirisch eine neuere Entwicklung – 
abgesehen natürlich von der Binnenmarktharmonisierung in der Europä-
ischen Union –, sondern auch theoretisch bisher kaum systematisch reflek-
tiert worden. Obwohl es eine gewisse Schwerpunktbildung im Bereich 
der ökonomischen Integrationsdiskussion gibt (Gasiorek/Holmes 2010; 
Ghoneim et al. 2011), ist die entsprechende Diskussion disziplinär bisher 
stark fragmentiert. Das Ziel dieses Artikels ist daher, die verschiedenen 
Diskurse und ihre Argumente zusammenzuführen, um das Phänomen der 
Tiefen Integration konzeptionell schärfer zu fassen sowie der Frage nachzu-
gehen, inwieweit Tiefe Integration institutionell kompatibel mit den insti-
tutionellen Arrangements im globalen Süden ist. 

Um die entsprechenden Diskurse zu strukturieren, differenzieren wir 
nachfolgend zunächst zwischen Makro- und Mikroebene. In der Makroper-
spektive werden in der Ökonomie bisher vor allem die Fragen der Begrün-
dung und der vermuteten wirtschaftlichen Auswirkungen der Tiefen 
Integration behandelt, während innerhalb der politikwissenschaftlichen 
Diskussion Tiefe Integration vor allem als politisches Projekt betrachtet 
wird. In der Mikroperspektive befasst sich hingegen die Wirtschaftsgeo-
graphie vor allem mit den Veränderungen von Räumen und globalen 
Wertschöpfungsketten durch Tiefe Integration. Die wechselseitige Bedin-
gung von Märkten und Institutionen und die Rolle von Unternehmen in 
Bezug auf die wirtschaftliche Regelsetzung sind schließlich Bestandteil 
der wirtschaftssoziologischen Forschung zu Tiefer Integration. In beiden 
Perspektiven auf Tiefe Integration werden aus unserer – diese Perspektiven 
ergänzenden – Sicht mögliche Inkompatibilitäten für die wirtschaftlichen 
Institutionen in den beteiligten Ländern des Südens mangelhaft reflektiert, 
zumal hier die Gefahr besteht, dass ökonomische und politische Abhängig-
keiten von einzelnen Interessengruppen dazu genutzt werden, den Kapita-
lismen des Südens Institutionen überzustülpen, die deren institutionellen 
Komplementaritäten nicht gerecht werden. Insofern überrascht es nicht, 
dass Fragen der Tiefen Integration seit einigen Jahren in den Institutionen 
der Nord-Süd-Beziehungen sehr kontrovers diskutiert werden, wie wir 
abschließend dokumentieren.



Tiefe Integration: Konzeptuelle Grundlagen

1. Makroebene: Ökonomische und politikwissenschaftliche
Perspektiven 

Innerhalb der verschiedenen Disziplinen der Ökonomie, vor allem bei 
internationalen Handelstheorien sowie in der internationalen Ökonomie, 
wird Tiefe Integration überwiegend im Kontext von ökonomischer Integra-
tion diskutiert. Heutige Arbeiten beziehen sich unter anderem auf die theo-
retische Konzeption von Balassa, der auf verschiedene Formen von ökono-
mischer Integration hinweist (Balassa 1961: 5; Evans et al. 2004: 14). Zu den 
verschiedenen Formen gehören Handelspräferenzen, eine Freihandelszone, 
eine Zollunion, ein gemeinsamer Markt, eine Wirtschafts- und Währungs-
union und eine komplette ökonomische Integration (Balassa 1961: 5). Die 
Europäische Union gilt hier als Vorreiter und hat inzwischen das Stadium 
einer weitgehend kompletten ökonomischen Integration erreicht (Lloyd 2008: 
31; Young/Peterson 2006: 799). Ein wesentlicher Bestandteil der EU-internen 
Abkommen war die Harmonisierung von verschiedenen, national unter-
schiedlichen Regelsystemen, insbesondere im Bereich des Güterhandels und 
des Arbeitsmarkts, später auch von Dienstleistungen und Kapitalmärkten. 

Am Anfang steht die flache Integration, die sich vor allem mit Handels-
barrieren wie Zöllen und Einfuhrquoten an nationalen Grenzen beschäf-
tigt. Danach folgt aus der Sicht der Ökonomie idealtypisch die sogenannte 
Harmonisierung, das heißt die Angleichung ökonomischer und politischer 
Regeln zwischen den staatlichen Vertragspartnern (Lloyd 2005: 5; Lawrence 
1996). Zentrale Triebkräfte dieses Prozesses sind grenzüberschreitend tätige 
Unternehmen (Gereffi 2005: 163): alle Barrieren, die die Herstellung oder 
den Verkauf eines Produkts (oder einer Dienstleistung) in einem anderen 
Land behindern, sollen aus dieser Perspektive abgeschafft werden. Damit 
soll insbesondere die Tätigkeit multinationaler Unternehmen und die Inte-
gration in globale Wertschöpfungsketten erleichtert werden. Die ökonomi-
schen Integrationsperspektiven werden durch klassische Handelstheorien 
wie jene von Smith, Riccardo oder Heckscher-Ohlin (Ghoneim et al. 2011: 
27) gestützt. Diese stehen in der liberalen Tradition einer Vorstellung, dass 
freier Handel Gewinne für alle beteiligten Gruppen erbringt und somit den 
generellen Wohlstand fördert. 

Nur wenige Entwicklungsökonomen weichen in Bezug auf Tiefe Inte-
gration von dieser Tradition ab. Ein Beispiel wäre hier Chang (2005: 20f), 
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der darauf hinweist, dass der nationale Handlungsspielraum für die Staaten 
des Südens bei der Handels- und Industriepolitik in historischer Perspek-
tive immer geringer wird. Hier seien Institutionen wie die Welthandelsor-
ganisation und das Forcieren von bilateralen und regionalen Abkommen 
zentrale Triebkräfte. Allerdings würde die immer weitere Einschränkung 
des Handlungsspielraums auch von den Unterstützern der Abkommen in 
den Staaten aus dem globalen Süden in Kauf genommen (Chang 2005: 
4-6). Die globale Harmonisierung dieser Regulierungen sei aber vor allem 
im Interesse von multinationalen Unternehmen des Nordens.

Etwas spezifischer unterscheiden Gasiorek und Holmes (2010: 139-142) 
zwischen Deep Institutional Integration (DII) und Deep Market Integra-
tion (DMI). DII ist überwiegend staatlich geprägt und bedeutet, dass natio-
nale Wirtschaftspolitik angepasst wird, um Handelsbarrieren teilweise oder 
ganz abzuschaffen. Hierbei kann weiterhin zwischen Problemen mit der 
Infrastruktur und institutionellen bzw. regulatorischen Barrieren unter-
schieden werden. Im Gegensatz zu der institutionellen Form von Tiefer 
Integration charakterisiert DMI hingegen vor allem die Effekte für Firmen. 
Das bedeutet, dass institutionelle Veränderungen Firmen die Möglichkeit 
bieten, einen einfacheren Zugang zu anderen Märkten zu erlangen. Insbe-
sondere findet hier eine Vereinfachung der Zusammenarbeit zwischen 
Firmen statt, etwa durch Standards bei Waren und Dienstleistungen. Stan-
dards bei Produkten spielen für Tiefe Integration eine wichtige Rolle, da sie 
den Zugang zu anderen Märkten erheblich erleichtern können. Allerdings 
können international harmonisierte Standards auch als ein Ausschlusskri-
terium für den Marktzugang wirken, also ein Handelshemmnis darstellen, 
wenn diese Standards von weniger kompetenten ProduzentInnen nicht 
eingehalten werden oder werden können (vgl. Gasiorek/Holmes 2010: 142; 
Ghoneim 2008). Die Unterscheidung zwischen DII und DMI zeigt zwei 
verschiedene Facetten desselben Phänomens auf: Institutionelle Integration 
bezieht sich auf den Abbau von Barrieren durch staatliche Maßnahmen, 
Marktintegration auf deren Abbau durch die Unternehmen selbst.

Aus politikwissenschaftlicher Perspektive wird Tiefe Integration in 
erster Linie als politisches Projekt erachtet, insofern die entsprechenden 
Normen in internationalen Institutionen, wie der Welthandelsorganisation 
und bilateralen Handelsabkommen, festgeschrieben werden sollen. Daher 
steht aus politikwissenschaftlicher Sicht zunächst ein potenziell tiefer 
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Eingriff in die nationale Souveränität im Zentrum der Aufmerksamkeit. 
Im Gegensatz zur klassischen Handelspolitik ist bei Abkommen der Tiefen 
Integration potenziell eine ganze Reihe von Politikfeldern mit hoher innen-
politischer Relevanz betroffen (z.B. Gesundheits- oder Umweltpolitik). 
Weiterhin können diese Abkommen Auswirkungen auf die Neuordnung 
der internationalen Ordnung haben, insofern der Abschluss konkurrie-
render Regelwerke durch die EU und die USA möglicherweise ein Aufbre-
chen des bisher in Fragen der Nord-Süd-Beziehungen zumeist gemeinsam 
handelnden „Westens“ hervorbringt und auch innerhalb der Süd-Süd-
Kooperation Tiefe Integration bisher kaum eine wesentliche Rolle spielt 
(Evans et al. 2004); im Ergebnis könnten sich rivalisierende Nord-Süd-
Koalitionen herausbilden.

Ansätze zu einer gründlicheren Beschäftigung mit dem Thema gibt 
es vor allem aus dem Bereich der polit-ökonomischen Entwicklungsfor-
schung. Diese Studien beschäftigen sich insbesondere mit der Frage, ob 
diese Abkommen die Entwicklungsstrategien der betroffenen Staaten bzw. 
Regionen wie Indien, Mexiko oder den Staaten der Southern African Deve-
lopment Community (SADC) eher behindern oder befördern (Evans et al. 
2004; Shadlen 2005; Ghoneim 2008; Robles 2008; Meyn 2006; Gallagher 
2011). Dabei wird der Verlust an nationalen Gestaltungsmöglichkeiten (z.B. 
Schutz aufstrebender Industrien) gegen die mögliche Zunahme ausländi-
scher Direktinvestitionen sowie die vermuteten Harmonisierungsgewinne 
aufgerechnet. Gallagher (2011: 8) argumentiert, dass „the gains from these 
agreements have been relatively small, and they may trigger more macro-
economic instability“. 

Außerdem stellt er in Frage, dass es bei Abschluss dieser Abkommen 
nur Gewinner gibt. Neben den hohen Kosten der institutionellen Umset-
zung geben die Staaten aus dem globalen Süden damit möglicherweise ihre 
komparativen Vorteile an den Abkommenspartner im Norden ab, da es 
eine ungleiche Verhandlungsstärke gibt und so die Gefahr besteht, dass 
Süd-Ökonomien zur Übernahme des Regelwerks der jeweiligen Nord-
Ökonomien gezwungen werden, während ihr komparativer Vorteil mögli-
cherweise gerade in weniger anspruchsvollen Regelwerken liegt (Gallagher 
2011: 35f). Bei den potenziellen Vorzügen Tiefer Integration geht es einer-
seits um einen verbesserten Marktzugang in den Industrieländern, ande-
rerseits aber auch um eine potenzielle Verbesserung des institutionellen 
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Umfeldes in den Süd-Ökonomien. Allerdings werden die Verhandlungs-
räume sowie die verschiedenen Interessen von Unternehmen, NGOs und 
Ministerien sowie die Auswirkungen auf nationale Gegebenheiten bisher 
wenig analysiert (Ansätze in Sally 2007; vgl. auch Nölke/Claar in diesem 
Heft). 

2. Mikroebene: Wirtschaftsgeographische und soziologische 
Perspektiven

Im wirtschaftsgeographischen Diskurs wird selten explizit von Tiefer 
Integration gesprochen. Dort behandelte Fragen von Raum, Netzwerken, 
Standards, globalen Warenketten und economic governance können hingegen 
durchaus als Bestandteile der Tiefen Integration betrachtet werden, auch 
wenn sie nicht als solche bezeichnet werden. Die Infragestellung von 
Grenzen und die Rolle von Grenzziehung bzw. Entgrenzung ist aus dieser 
Perspektive zentral für das Projekt der Tiefen Integration: „The utopian 
aim is a perfect global market, a homogenous economic space without 
borders and frictions“ (Berndt/Böckler 2011: 1057, vgl. auch Berndt/Böckler 
in diesem Heft). Aus der hier im Vordergrund stehenden Mikroperspek-
tive, die sich weniger mit dem Zusammenhang von Tiefer Integration und 
ganzen Volkswirtschaften als vielmehr mit den Auswirkungen Tiefer Inte-
gration auf einzelne Unternehmen beschäftigt, sind beispielsweise trans-
nationale private Produktstandards ein interessanter Untersuchungsgegen-
stand, insofern sie zu solchen grenzüberschreitend homogenen Märkten 
führen sollen. Die geographische Forschung zu diesen Standards und ihrer 
Wirkungsweise im globalen Süden (Nadvi 2008; Ouma 2010) zeigt aller-
dings, dass Akteure aus diesen Ländern bei der Gestaltung der Regelwerke 
eine geringe Rolle spielen und ihnen zum Teil erhebliche Kosten bei der 
Anpassung an diese Standards entstehen.

Konzeptionelle Bezüge zur Tiefen Integration gibt es zudem auch in der 
Wirtschaftssoziologie. Autoren wie Fligstein gehen davon aus, dass soziale 
Institutionen für die Existenz eines Marktes zentral sind. Viele dieser Regu-
lierungen, die als behind-the-border-Handelsbarrieren wirken können, sind 
zwar formal staatlich, aber materiell stark von Firmen beeinflusst: „The 
political process that generates these rules often reflect the organized inte-
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rests of a given set of firms in one market“ (Fligstein 1996: 661). Zentrale 
Akteure für Initiativen der Tiefen Integration sind aus dieser Perspektive 
Firmen, die harmonisierte Regulierungen benötigen, um grenzüberschrei-
tend Investitionen tätigen zu können: „the demand for global market rules 
thus comes from global firms trying to create and stabilize regional or 
worldwide markets“ (Fligstein 2005: 195). Die Interessen von Unternehmen 
in Handelsabkommen werden von den Regierungen vertreten, im Kontext 
einer US-Hegemonie kann es somit zu einer starken Stellung amerikani-
scher Unternehmen kommen (Fligstein 2005: 191, 199-201, 1996: 658, 660), 
auch in Institutionen der Tiefen Integration.

Bei genauerer Betrachtung der bisherigen Debatten zur Tiefen Integra-
tion lässt sich also feststellen, dass die Blickwinkel auf das Phänomen sehr 
unterschiedlich sind und zum Teil unterschiedliche Begrifflichkeiten für 
identische Phänomene verwendet werden. Allerdings ist klar zu erkennen, 
dass eine polit-ökonomische Sichtweise auf Tiefe Integration in allen Pers-
pektiven ein wichtiges Element darstellt. Tiefe Integration kann hier als 
Vertiefung des globalen Kapitalismus verstanden werden. Die Rollenver-
teilung im aktuellen weltwirtschaftlichen System und die Dominanz der 
institutionellen Arrangements in den Ökonomien des globalen Nordens 
werden allerdings nicht in Frage gestellt, so dass die Gefahr besteht, mit 
dieser Entwicklung die Rolle der Ökonomien des globalen Südens als 
Nachzügler festzuschreiben. Nachfolgend ergänzen wir daher die oben 
dargestellten multidisziplinären Perspektiven um einen eigenen Ansatz, 
der diese Überlegungen etwas systematischer fasst. 

3. Tiefe Integration in den Nord-Süd-Beziehungen: Der Export
von institutionellen Elementen der Kapitalismen des Zentrums 

Wir verstehen Tiefe Integration – in loser Assoziation zur Weltsystem-
theorie (Schmalz 2009) – nachfolgend als integralen Bestandteil der aktu-
ellen globalen Entwicklung des Kapitalismus, insbesondere in Bezug auf 
Nord-Süd-Beziehungen. Gleichzeitig ergänzen wir die in Bezug auf die 
institutionellen Besonderheiten einzelner Ökonomien etwas grobe Perspek-
tive der Weltsystemtheorie um Einsichten der Vergleichenden Kapitalismus-
forschung (Hall/Soskice 2001; Nölke et al. 2009; Claar/Nölke 2010), um zu 
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einer etwas nuancierteren Einschätzung des hier stattfindenden Institutio-
nenexports zu kommen.

Aus der Perspektive der Weltsystemtheorie kann Tiefe Integration 
als Mittel zur Erschließung von Absatzmärkten und Investitionsmöglich-
keiten in der globalen (Semi-)Peripherie verstanden werden. Dabei herrscht 
gleichzeitig ein Konkurrenzkampf zwischen den verschiedenen Staaten des 
globalen Zentrums, insbesondere zwischen EU und USA, die wechselseitig 
versuchen, „ihren“ multinationalen Unternehmen durch die Übertragung 
der für sie gewohnten regulatorischen Rahmenbedingungen besonders 
gute Zugangskonditionen zu Staaten der Peripherie und Semiperipherie 
zu verschaffen: „The fact that the new, legally enforcable WTO-X provi-
sions all deal with regulatory issues suggests that EC and US agreements 
effectively serve as a means for the two hubs to export their own regulatory 
approaches“ (Horn et al. 2009: 43). Tiefe Integration stößt insbesondere bei 
Teilen von Regierungen von peripheren und semiperipheren Staaten nicht 
unmittelbar auf Zustimmung, insofern sie dazu beitragen kann, „infant 
industries“ und die Herausbildung institutioneller Komplementaritäten, 
aber auch die Abschöpfung von Renten zu behindern. 

Die EU und die USA finden jedoch teilweise Unterstützung bei jenen 
Fraktionen der nationalen Eliten in der Semiperipherie, die von einer inten-
sivierten Kooperation mit multinationalen Unternehmen des Zentrums 
besonders profitieren („Kompradorenbourgeoisie“ in der Terminologie von 
Nicos Poulantzas 2002) und insofern dazu beitragen, diesen Themenkom-
plex auf der Agenda zu halten, auch wenn er im gegenwärtigen Kräftever-
hältnis zwischen Zentrum und Semiperipherie nicht ohne weiteres durch-
zusetzen ist. Empirisch lässt sich das gut am Beispiel Südafrikas zeigen. 
Nachdem die Themen der Tiefen Integration von der EU im Rahmen von 
Handelsabkommen vorgeschlagen und von der südafrikanischen Regie-
rung abgelehnt wurden (TradeInvest South Africa 2007), wird nun argu-
mentiert, dass erst einmal eine eigene Position geschaffen werden müsse, 
um darüber zu entscheiden. Somit bleiben die Themen im nationalen 
Diskurs und sind zu einem späteren Zeitpunkt unter Umständen einfacher 
zu implementieren (vgl. Nölke/Claar in diesem Heft). 

Allerdings stellt sich die Frage, ob die entsprechende Übertragung 
von kapitalistischen Institutionen des Zentrums auf die (Semi-)Peripherie, 
beispielsweise in der Wettbewerbs- oder Investitionspolitik, mit den 
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Entwicklungsanforderungen des (semi-)peripheren Kapitalismus wirklich 
kompatibel ist. Die Vergleichende Kapitalismusforschung gibt Gelegenheit, 
sich systematisch mit diesem Thema zu beschäftigen. Anknüpfend an die 
Typologisierung von Kapitalismen in Liberal Market Economies (LME) 
und Coordinated Market Economies (CME) (Hall/Soskice 2001) gibt es 
auch Versuche, die typischen institutionellen Arrangements von Ökono-
mien der Semiperipherie zu identifizieren (Schneider 2009; Nölke/Vlie-
genhart 2009; Nölke 2011b). All diese Analysen gehen von der Annahme 
aus, dass Aufholprozesse von dazu geeigneten kapitalistischen Instituti-
onen gestützt werden müssen, diese sich jedoch nicht quasi automatisch 
funktional herausbilden und sich zum Teil deutlich von jenen der LME 
und CME unterscheiden. 

Potenzielle Konflikte zwischen den Standards liberaler Marktökono-
mien und den institutionellen Anforderungen von Ökonomien der Semi-
peripherie ergeben sich vor allem in Bezug auf fünf Bereiche (Nölke/Taylor 
2010; Nölke 2011c); in den ärmeren Ökonomien des Südens dürften die 
Inkompatibilitäten noch deutlicher ausgeprägt sein: (1) Transparenzorien-
tierte Corporate Governance-Standards in LME zielen auf den Schutz von 
Minderheitsaktionären sowie aktive Märkte zur Unternehmenskontrolle 
ab, womit sie auf langfristige Unternehmensstrategien abzielende Famili-
enunternehmen in Ländern des Südens unter Druck setzen. (2) LME-Stan-
dards der Unternehmensfinanzierung, die sich an der Finanzierung durch 
globale Kapitalmärkte orientieren, kollidieren mit der Praxis einer Teil-
finanzierung durch den Staat und durch Entwicklungsbanken. (3) Auch 
wenn Arbeitsstandards in LME nicht sehr prominent sind, erschwert ihre 
Einbeziehung in Nord-Süd-Handelsabkommen doch die Niedriglohnstra-
tegie vieler Unternehmen in den Ökonomien des Südens. (4) Die einsei-
tige Orientierung der Wettbewerbspolitik in LME an den Konsumenten-
preisen passt nicht zur Praxis vieler Schwellenländer, zeitweise Monopole 
oder Oligopole zuzulassen, um nationalen Unternehmen die Chance zu 
geben, zu „global champions“ zu werden. (5) Die hohen Standards für geis-
tige Eigentumsrechte in LME sind nicht kompatibel mit der im Süden viel-
fach verfolgten Praxis des „reverse engineering“ im Rahmen technologischer 
Aufholprozesse.

Im Kontext der Inklusion von Elementen der Tiefen Integration in 
Handelsabkommen werden allerdings fast durchgängig nur Instituti-
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onen der liberalen Marktökonomien als Standard verwendet, selbst wenn 
innerhalb der EU etwa Mitgliedsstaaten wie Deutschland oder Öster-
reich zur koordinierten Marktökonomie zählen. Zwar gibt es im Detail 
durchaus signifikante Differenzen zwischen den von der EU und den 
USA verfochtenen Standards der Tiefen Integration, doch einigt beide 
die grundlegende Orientierung an den Institutionen liberaler Markt-
ökonomien. Aus der oben entwickelten Perspektive stellen wir jedoch 
in Frage, dass diese Standards für die Ökonomien im globalen Süden 
institutionell optimal sind. Hier prallen verschiedene Kapitalismusmo-
delle aufeinander, so dass somit in Zukunft erhebliche institutionelle 
Kompatibilitätsprobleme entstehen, die aus der Perspektive der Verglei-
chenden Kapitalismusforschung die nationale ökonomische Entwicklung 
hemmen können. In der Folge könnte Tiefe Integration für viele Ökono-
mien im Süden mit hohen Anpassungskosten verbunden sein, wobei 
unklar ist, ob sich diese langfristig auszahlen (Nölke et al. 2009: 16-19; 
Claar/Nölke 2010). 

Zudem sind von Tiefer Integration auch institutionelle Regulierungen 
betroffen, die sehr deutlich auf die gesellschaftlichen Zusammenhänge in 
den Staaten des Südens zugeschnitten sind, wie etwa die institutionalisierte 
Bevorzugung von bestimmten gesellschaftlichen Gruppen zum Zwecke des 
gesellschaftlichen Ausgleichs in Südafrika oder Malaysia. Bei der Über-
tragung von EU-Investitionsregulierungen würde beispielsweise das Black 
Economic Empowerment (BEE), das zur Überwindung der Apartheidsun-
gleichheit implementiert wurde, in der aktuellen Form nicht mehr tragbar 
sein (Claar/Nölke 2010). Gerade für den nationalen Entwicklungsprozess 
ist es weiterhin notwendig, auch in schwierigen ökonomischen Situationen, 
wie unter anderem bei der aktuellen Wirtschafts- und Finanzkrise, den 
eigenen Entwicklungspfad mit nationalen Regulierungen, wie zum Beispiel 
dem Schutz von sensiblen Sektoren, schützen zu können. Unklar bleibt 
zudem, ob auf Grundlage dieser gravierenden institutionellen Unterschiede 
Tiefe Integration ohne weitere Anpassungen überhaupt umfassend umge-
setzt werden kann, auch wenn diese Umsetzung von dominanten Kräften 
in den Regierungen im globalen Süden gewollt wäre. Letzteres steht aller-
dings durchaus in Frage, wenn man sich die jüngere Geschichte der Nord-
Süd-Handelsabkommen vor Augen führt (vgl. auch Nölke/Claar in diesem 
Heft).
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4. Die Debatte zu Tiefer Integration in der Praxis der Nord-Süd-
Beziehungen

Im Rahmen der WTO-Ministerkonferenz 1996 in Singapur und 2003 
in Cancún wurde deutlich, dass semiperiphere Staaten aus dem globalen 
Süden, beispielsweise Indien oder Brasilien, gegen die Aufnahme von 
Themen der Tiefen Integration in das WTO-Regelwerk sind (Khor 2004: 
1; Drexel 2004: 419). Die Einbindung dieser Regulierungen, und die damit 
verbundene Übertragung bestimmter Strukturen, Ideen und Verfahren aus 
dem globalen Norden, ist nach deren Argumentation nicht nur ein Eingriff 
in die nationale Souveränität der entsprechenden Staaten, sondern gäbe den 
Staaten aus dem globalen Süden auch einen zukünftigen Entwicklungspfad 
vor. Allerdings hat die Bedeutung der Tiefen Integration nach der Ableh-
nung in der WTO in jüngerer Zeit wieder deutlich zugenommen, denn die 
USA und die EU sehen diese inzwischen als einen wesentlichen Bestand-
teil ihrer regionalen bzw. bilateralen Handelsabkommen an. Ihre Strate-
gien unterscheiden sich dabei durchaus, die USA greifen dabei auf stan-
dardisierte und einheitliche Abkommensvorschläge zurück, während die 
EU deutlich flexibler ist und unterschiedliche Formulierungen verwendet 
(Horn et al. 2009). Außerdem zeigen Studien, dass die EU bisher in ihren 
Abkommen häufiger Regelungen in den Bereichen der Tiefen Integration 
einführt als die USA. 

Auffällig ist zudem, dass die USA und die EU neben den gemeinsamen 
Themen wie intellektuelle Eigentumsrechte, Investitionen und Kapitalbe-
wegungen jeweils auch unterschiedliche Themen verfolgen und damit ihre 
Verhandlungspartner im Süden zusätzlich belasten. Wettbewerbspolitik 
und soziale Themen sind Anliegen der EU, während die USA auf Arbeits-
standards, Umweltnormen und Antikorruption drängen (Ahearn 2011: 13f, 
17f). Nicht immer sind sie mit dieser Strategie erfolgreich, obwohl Teile der 
Eliten im globalen Süden für eine solche Harmonisierung einstehen, da sie 
direkt oder indirekt davon profitieren und als Kompradorenbourgeoisie die 
Ziele der Eliten im Zentrum unterstützen. Insbesondere außenhandelsorien-
tierte Unternehmen, liberal orientierte Forschungseinrichtungen, aber auch 
Teile der Regierungen gehören zu den Unterstützern der Tiefen Integra-
tion. Gegner bzw. Kritiker kommen vor allem aus dem Bereich der national 
orientierten Unternehmen – dem nationalen Kapital –, den Gewerkschaften 
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und Nichtregierungsorganisationen sowie den diese Interessen vertretenden 
Teilen der Regierungen (vgl. Nölke/Claar in diesem Heft).

Interessanterweise wird durch die Aufnahme von Themenbereichen 
der Tiefen Integration in Handelsabkommen die Diskussion darüber sowie 
über mögliche Regulierungen auch in der Öffentlichkeit und der Wissen-
schaft der betroffenen Staaten im globalen Süden angestoßen. Hierbei 
entstehen nun diverse Arbeitspapiere über Investitionen, Dienstleistungen 
oder Beschaffungswesen, die für die Entwicklung eigenständiger Positionen 
prägend sein können. Beispielsweise sind im September 2011 zwei Arbeits-
papiere zum Themenbereich Dienstleistungen beim South African Insti-
tute of International Affairs (SAIIA), dem größten Think Tank Afrikas, 
erschienen. Stern et al. (2011) analysieren den Dienstleistungssektor in der 
SADC-Region und befassen sich mit möglichen positiven und negativen 
Auswirkungen der Economic Partnership Agreements. Cattaneo (2011) 
unterscheidet zwischen dem zentralen Stellenwert des Dienstleistungssek-
tors für die südafrikanische Wirtschaft an sich und zwischen dem Handel 
mit Dienstleistungen. Ein Grund für die Vorsicht im Bereich Handel mit 
Dienstleistungen ist die Bewahrung nationaler Handlungsspielräume. Hier 
entwickelt sich eine eigenständige Süd-Perspektive zu diesem Themenkom-
plex, zumal schon früher Studien zur Tiefen Integration innerhalb der Zoll-
union (Disenyana 2008) sowie zum bisher gescheiterten USA-Southern 
African Customs Union(SACU)-Abkommen (Draper/Khumalo 2007) 
erschienen sind.

Im Vordergrund der entsprechenden Debatten im globalen Süden steht 
einerseits das Argument der Inkompatibilität mit den nationalen Entwick-
lungsanforderungen. Andererseits vertreten Protagonisten wie Ghoneim 
auch die These, dass Tiefe Integration in regionalen Abkommen eine neue 
Chance für Entwicklungsländer sei: „Deeper integration from a developing 
country perspective will be useful if it either enhances the market access of 
its exports in the developed country market or it upgrades its domestic busi-
ness environment. The aim of enhancing market access is clear, however 
the aim of upgrading the domestic business environment is not quite well 
understood“ (Ghoneim 2008: 6). Nach dieser Betrachtungsweise wird 
der Wohlstand der Staaten durch die neue Form der Integration steigen, 
dadurch kann eine Verbesserung der Lebensumstände erreicht werden. 
Allerdings ist aus dieser Perspektive eine strikte Umsetzung nicht für alle 
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Staaten von Vorteil. Ghoneim stellt fest, dass etwa für Ägypten aufgrund 
der bestehenden ökonomischen Entwicklungsunterschiede zwischen der 
EU und Ägypten eine „soft deep integration“ der bessere Weg sei. „Soft 
deep integration“ bedeutet, dass es eine institutionelle Kooperation statt 
einer Harmonisierung von Institutionen gibt, da die Qualität der Institu-
tionen wichtiger sei als eine Anpassung (Ghoneim 2008). 

Ähnlich argumentieren Shadlen (2005) und Mahnkopf (2005), die 
zeigen, dass sich durch multinationale oder bilaterale Abkommen höhere 
Einschränkungen für die Vertragspartner des Südens ergeben als für jene 
des Nordens. Bilaterale Abkommen zwischen Staaten des Nordens und 
Staaten des Südens seien zudem für die Entwicklungsländer in vielen 
Punkten einschränkender und restriktiver als multilaterale Abkommen. 
Trotzdem werden diese Abkommen vielfach eher akzeptiert als im Kontext 
der WTO. Viele Entwicklungsländer befürchten bei multinationalen 
Abkommen eine zu starke Einschränkung ihres Handlungsspielraums. 
Diese Einschränkungen würden aber sowohl bei bilateralen als auch bei 
multilateralen Abkommen stattfinden (Mahnkopf 2005: 130). Shadlen 
(2005: 751) kritisiert hier vor allem die regionalen bilateralen Abkommen: 
„Yet by advancing so much beyond the WTO in deep integration and 
thus moving toward regulatory harmonization, regional-bilateral agree-
ments may have serious implications for developing countries’ capacities 
for achieving upward mobility in the international economy“.

Diese konzeptionellen Diskussionen finden allerdings nicht in einem 
herrschaftsfreien Raum statt – sollte es keine Akzeptanz der neuen Stufen 
der ökonomischen Integration seitens der Staaten im globalen Süden 
geben, werden insbesondere die Staaten der Peripherie mit der Drohung, 
sie vom internationalen Marktzugang auszugrenzen, unter Druck gesetzt. 
Die Verhandlungen afrikanischer Staaten mit der Europäischen Union für 
ein neues Wirtschaftsabkommen, die Economic Partnership Agreements 
(EPAs), zeigen, dass die EU versucht, afrikanische Staaten unter Druck 
zu setzen, da sie diesen den Marktzugang ohne Unterzeichnung der EPAs 
verwehren kann (Bosch 2011). Dieser Strategie sind allerdings in Bezug 
auf die größeren Ökonomien der Semiperipherie gewisse Grenzen gesetzt 
– zumindest die südafrikanische Regierung wehrt sich bisher standhaft 
und durchaus erfolgreich gegen die Einbeziehung Tiefer Integration in die 
Handelsabkommen mit der EU.
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5. Fazit 

Seit Beginn der Finanz- und Wirtschaftskrise im Jahr 2008 ist es 
etwas ruhiger im Feld der Tiefen Integration geworden. Das bedeutet 
nicht, dass diese Themen von der Agenda genommen wurden. Durch den 
aktiven Widerstand, insbesondere aus den größeren Ökonomien der Semi-
peripherie, können die Regierungen des Nordens derzeit entsprechende 
Abkommen weder erzwingen noch allzu prominent anpreisen. Dement-
sprechend werden die entsprechenden Vertragswerke momentan weniger 
öffentlich als vielmehr auf „technischer“ Ebene diskutiert. Diese Verlage-
rung ist nicht unproblematisch, da die direkten und indirekten Auswir-
kungen Tiefer Integration für verschiedenartige Kapitalismen und sozio-
ökonomische Gruppen weiterhin unklar sind. 

Unser Artikel versucht, einen Beitrag zur Öffnung dieser Diskussion 
zu leisten und insbesondere das Konzept der Tiefen Integration genauer zu 
verorten. Dabei ist deutlich geworden, dass die positive Sicht der liberalen 
Ökonomie – mit Tiefer Integration werde den multinationalen Unter-
nehmen des Norden ein besseres Investitionsumfeld in Entwicklungslän-
dern geboten sowie den Unternehmen aus dem Süden der Marktzugang im 
Norden und die Einbindung in globale Wertschöpfungsketten erleichtert 
– nicht ohne Differenzierung akzeptiert werden kann. Durch das Heran-
ziehen anderer Perspektiven, wie etwa jene der Wirtschaftsgeographie, der 
Vergleichenden Kapitalismusforschung und der Weltsystemanalyse, wurde 
gezeigt, dass Tiefe Integration durchaus Probleme für die betroffenen 
Ökonomien birgt und zudem nur von einer sehr spezifischen Klassenkon-
stellation getragen wird.

1 Wir danken Christian Berndt, Tanja Brühl, Peter Lindner und Stefan Ouma für 
die zahlreichen Diskussionen zur Konzeptualisierung, den GutachterInnen und 
der Redaktion des JEP sowie Brigitte Holden für die außerordentlich hilfreichen 
Hinweise zur Verbesserung einer früheren Version des Manuskripts. Dieser Bei-
trag wurde von der DFG unter AZ NO 855/3-1 gefördert.
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Abstracts 

In diesem Artikel geht es um die Konzeptualisierung von Tiefer Inte-
gration auch über die klassischen Annahmen der ökonomischen Integrati-
onstheorie hinaus. Zuerst stellen wir die bisherigen Konzepte und Analysen 
zur Tiefen Integration vor. Deren Makro- und Mikroebene wird anhand 
von Ansätzen aus der Ökonomie, Politikwissenschaft sowie der Wirt-
schaftsgeographie und Wirtschaftssoziologie erläutert. Außerdem erklären 
wir, aus welcher Motivation heraus die Tiefe Integration ein Bestandteil 
der Nord-Süd-Beziehungen geworden ist. Durch eine Kombination von 
Konzepten der Vergleichenden Kapitalismusforschung und der Weltsys-
temanalyse entwickeln wir ein weniger positives Bild von Tiefer Integra-
tion als die liberale Ökonomie und stellen deren durchaus negative Auswir-
kungen auf die jeweilige Entwicklung der Staaten im globalen Süden dar. 
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Within this article we describe the current state of the art of the field of 
deep integration. Therefore, we will draw on economic integration theory, 
political science, economic geography and sociology. These disciplines 
focus on the theoretical explanation of deep integration on the macro- and 
the micro-level. We highlight the weaknesses of these theories for an anal-
ysis of deep integration within North-South relations and their develop-
mental impact. We use a framework mainly based on Comparative Capi-
talism and World System Analysis as analytical backdrop for our discussion 
of the potential negative impacts of deep integration, at least if compared 
with the assumption of liberal economic theories. 
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Der transnationale Wettbewerbsstaat

In der Debatte über den Wandel von Staatlichkeit wird davon ausge-
gangen, dass durch Globalisierungsprozesse eine Ausdifferenzierung von 
Staatlichkeit im Hinblick auf eine Akteursvielfalt und eine Mehrebenen-
struktur stattfindet: Durch die Herausforderung der Globalisierung ist der 
Staat nicht länger allein in der Lage, die Bereitstellung von Kollektivgü-
tern zu gewährleisten und daher auf die Kooperation mit anderen Staaten 
und Akteuren angewiesen. Aus einer funktionalistischen Perspektive wird 
zu diesem Zweck staatliche Souveränität auf einer höheren Ebene gepoolt 
und führt – durch institutionelle Eigendynamiken befördert – schließ-
lich zu einer Delegation von Souveränität und damit zum Verzicht auf 
Entscheidungskompetenzen. So entstehen supranationale Strukturen bzw. 
Elemente wie im Fall der Europäischen Union oder der Welthandelsorgani-
sation. Neben dem Prozess der Internationalisierung findet eine Privatisie-
rung statt, indem der Staat Organisationskompetenzen an private Akteure 
abgibt. Der Staat wandelt sich durch diese Entwicklungen vom „Herr-
schaftsmonopolisten“ zum „Herrschaftsmanager“ (Genschel/Zangl 2007), 
der die Funktion hat, Entscheidungs- und Organisationskompetenzen 
im Mehrebenensystem politischer Entscheidungsprozesse sowie zwischen 
gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Akteursgruppen zu managen. 

Diese kurze Darstellung der Annahmen der Global-Governance-
Debatte verdeutlicht, dass implizit von einer Hierarchie der verschiedenen 
politischen Entscheidungsebenen und Verrechtlichungsprozesse ausge-
gangen wird. Die Entstehung bilateraler Räume der Verrechtlichung gerät 
aus dem Blickfeld beziehungsweise werden diese als Bausteine gesehen, die 
in einer umfassenden politischen Ordnung aufgehen (Zürn 2005: 137). 

In diesem Beitrag wird ebenfalls von einem Wandel von Staatlichkeit 
ausgegangen. Mit dem Konzept des transnationalen Wettbewerbsstaates 
wird allerdings aus einer kritisch-realistischen Perspektive der Frage nach-
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gegangen, wie und zu welchem Zweck institutionelle Räume staatlicher 
Politik entstehen und wer die treibenden Kräfte sind. Unter transnational 
wird dabei die Schaffung staatlicher Institutionen in einem Geflecht multi-
skalarer Räume verstanden, die nicht mehr an die territorialen Grenzen 
des Nationalstaates gebunden sind und sich nicht einfach dem Völker-
recht unter- oder einer im Entstehen begriffenen, umfassenden politischen 
Ordnung zuordnen lassen. 

Voraussetzung der Transnationalisierung des Staates ist dessen Inter-
nationalisierung, die von Veränderungen seiner administrativen Struktur 
begleitet wird: Die administrative Struktur hat sich immer stärker der 
Organisationsstruktur von Unternehmen angepasst. Diese Veränderung 
ist insofern für das Konzept des transnationalen Wettbewerbsstaates von 
Bedeutung, als sie die Entstehung und Weiterentwicklung staatlicher Insti-
tutionen in verschiedenen Räumen jenseits des Nationalstaates erleichtert. 
Diese Governance-Räume sind geprägt von spezifischen exklusiven Kräfte-
verhältnissen und unterschiedlichen Graden an zwischenstaatlicher asym-
metrischer Interdependenz. Wie am Beispiel bilateraler Investitions- und 
Freihandelsabkommen gezeigt werden kann, werden diese Governance-
Räume von staatlichen wie wirtschaftlichen Eliten unter Ausschluss von 
Gewerkschaften und NGOs sowie unter Ausnutzung der asymmetrischen 
Interdependenz zwischen Staaten geschaffen und getragen. Sie dienen 
dazu, die Wettbewerbsfähigkeit Transnationaler Konzerne zu erhöhen und 
ihre Produktivitätssteigerungen abzusichern. Eine Folge ist die Entste-
hung eines Rechtspluralismus, der die bisherige Grenze zwischen inter-
nationalem öffentlichem und privatem Recht durchbricht und institu-
tionalisierte Formen demokratischer Entscheidungsfindung in Staaten 
auszuhöhlen droht. 

1. Die Internationalisierung und Reskalierung des Staates

Zur Internationalisierung des Staates liegt eine Vielzahl an Publikati-
onen vor (vgl. Bieler et al. 2006; Glassman 1999; Hirsch 1995). Mit Bezug 
auf Nicos Poulantzas (2002) werden Prozesse wirtschaftlicher Globalisie-
rung bzw. der Internationalisierung kapitalistischer Produktionsverhält-
nisse nicht als ein äußeres Verhältnis angesehen, auf deren Herausforde-
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rungen der Staat nach liberal-institutionalistischen Erklärungsangeboten 
lediglich reagiert. Vielmehr geht die Internationalisierung kapitalistischer 
Produktionsverhältnisse aus dem Inneren des Staates selbst hervor und ist 
Ausdruck strategischen Handelns spezifischer Klassenfraktionen und Klas-
seninteressen. 

Bis in die 1970er Jahre hinein war die Akkumulationsstrategie unter 
Rückgriff auf die Regulationstheorie auf die systematische Erschließung 
des heimischen Marktes (Fordismus) ausgerichtet. Nachdem die inner-
staatliche Nachfrage weitgehend gesättigt war, orientierte sich das Kapital 
international. Die Überwindungsstrategie der Krise des Fordismus lag in 
der radikalen Liberalisierung des Waren-, Dienstleistungs- und Kapital-
verkehrs und löste eine Standortkonkurrenz zwischen den Nationalstaaten 
aus. Das internationalisierte Kapital konnte zunehmend Einfluss auf die 
Ausrichtung nationalstaatlicher Politik nehmen, indem es damit drohte, 
abzuwandern. In seiner Analyse des Wandels vom Sicherheitsstaat zum 
nationalen Wettbewerbsstaat verdeutlicht Joachim Hirsch (1995, 1998), 
wie der sozialstaatlich-korporative Klassenkompromiss immer stärker 
unter Druck geriet, da er zum Hindernis für die Profitabilität des Kapitals 
geworden war. Nun ging es vielmehr darum, möglichst attraktive Stand-
ortbedingungen für das international flexible Kapital zu schaffen. 

Die Internationalisierung des Staates geht mit einer Reform der Orga-
nisationsstruktur des administrativen Systems einher. Die Einführung von 
New-Public-Management (NPM) hat in Deutschland zu einer den Unter-
nehmen kompatibleren Organisationsstruktur der Administration geführt. 
Dieser Organisationswandel als Begleiterscheinung der Internationalisie-
rung des Staates ermöglicht es Teilen der Administration, schneller und 
flexibler reagieren zu können. Nicht nur die Transnationalen Konzerne 
stehen im Wettbewerb zueinander, sondern mit ihnen auch die Staaten. 
So konkurrieren die USA und die EU um die Profitabilität ihres Kapitals 
mit Ländern wie China, die nicht an langwierige demokratische Entschei-
dungsprozesse gebunden sind.

Während mit dem Begriff des nationalen Wettbewerbsstaates Entste-
hung, Merkmale und Folgen der Standortkonkurrenz erfasst werden 
können, beschreibt der Begriff des transnationalen Wettbewerbsstaates 
Prozesse der Verlagerung staatlicher Politik in verschiedene Governance-
Räume. Durch diese Governance-Räume werden institutionell Märkte in 
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anderen, zumeist wirtschaftlich schwächeren Staaten erschlossen. Staatliche 
Akteure können dabei als „Normunternehmen“ bezeichnet werden, die für 
„Produktunternehmen“, das Kapital, günstige Profitabilitätsbedingungen 
schaffen und absichern. Die Internationalisierung peripherer Staaten des 
Osten und des Südens, die durch internationale Organisationen wie WTO, 
Weltbank und IWF von außen befördert wurde, stellt dabei eine Voraus-
setzung für die Transnationalisierung des Staates dar.

Dieser Prozess der Transnationalisierung kann unter Rückgriff auf 
die Scale-Debatte aus der kritischen Geopolitik näher erfasst werden, in 
der es um die sozial-räumliche Reskalierung von Staatlichkeit geht. In 
der Scale-Debatte wird der „methodologische Nationalismus“ kritisiert 
und eine Priorisierung bestimmter räumlicher Maßstabsebenen abgelehnt 
(Brenner 2004). Stattdessen wird darauf verwiesen, dass neue Räume und 
Institutionen entstehen und entstanden sind, die auch neue Handlungsop-
tionen für die Akteure hervorbringen. Damit unterscheidet sich der Scale-
Ansatz vom funktionalistischen Verständnis einer Mehrebenenstruktur 
des Global-Governance-Ansatzes. Letzterer beschreibt zwar ebenfalls einen 
Wandel von Staatlichkeit, allerdings wird mit der Mehrebenenstruktur 
ein hierarchisches System beschrieben, in dem die Staaten immer mehr 
Kompetenzen auf einer höheren Ebene poolen und letztendlich delegieren. 
Vor dem Hintergrund des europäischen Integrationsprozesses wird davon 
ausgegangen, dass auch auf internationaler Ebene Prozesse zunehmender 
Verrechtlichung stattfinden. 

Der Scale-Ansatz liefert demgegenüber den Vorteil, dass er nicht 
einfach von einem internationalen System ausgeht, sondern die Entste-
hung von Institutionen in verschiedenen Maßstabsräumen beschreibt, die 
zueinander in Beziehung gesetzt werden. Die jeweiligen Kräfteverhältnisse 
der Maßstabsräume können somit erfasst und Kompatibilitäten oder auch 
Inkompatibilitäten der multiscalaren Form des Regierens herausgearbeitet 
werden (Jessop 2008). Ein Nachteil des Scale-Ansatzes ist jedoch, dass das 
Verhältnis zwischen Scale und Territorium nicht hinreichend geklärt ist. 
So kritisiert Wissen (2009: 7), dass die Gefahr bestünde, „nun umgekehrt 
die territoriale Dimension sozialer und politischer Konflikte zu vernach-
lässigen“. Der Nationalstaat als historisch gewachsener Raum, in dem 
sich spezifische Mechanismen der Befriedung von Interessengegensätzen 
entwickelt haben, ist nach wie vor von zentraler Bedeutung, da sich die 
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Internationalisierung des Staates nur vor dem Hintergrund zwischenstaat-
licher Konkurrenz verstehen lässt. Allerdings ist fraglich, ob internatio-
nale Organisationen – in Anlehnung an Poulantzas – noch hinreichend 
als Ausprägung nationaler Strategien verdichteter Kräfteverhältnisse mit 
dem Konzept einer „Verdichtung zweiter Ordnung“ erfasst werden können 
(Brand et al. 2007). 

Internationale Governance-Räume geben, so unsere Annahme, Teilen 
der staatlichen Administration sowie TNKs vielmehr die Möglichkeit, 
sich von den nationalen Kräfteverhältnissen zu entkoppeln und sich der 
gesellschaftlichen Kontrolle zu entziehen. So findet nach Hirsch und 
Kannankulam (2011) eine Diversifikation der Ebenen und Funktionen des 
Staates statt. Merkmal dieser Diversifikation ist unter anderem die Priva-
tisierung des Politischen: „This means that politics is increasingly taking 
place in state-private negotiation and decision-making structures that are 
almost impossible to control“ (ebd.: 27). Diese Entscheidungsstrukturen 
finden ihren Ausdruck in verschiedenen Maßstabsräumen und mit ihnen 
verbunden einer Pluralisierung des Rechts. Das sich herausbildende System 
politischer Institutionen wird, so die Annahme von Hirsch und Kannan-
kulam (2011), zunehmend in Konflikt mit der politischen Form des Kapi-
talismus geraten. Mit dem Begriff des transnationalen Wettbewerbsstaates 
wird versucht, die Reorganisation politischer Macht in multiscalaren 
Maßstabsräumen zu erfassen. 

Demirović (2011: 39) hat hierfür den Begriff des transnationalen Netz-
werkstaates gewählt: „The way the state exercises its power is changing, 
meaning it is taking a new form. This new form is not yet determined but 
it is unlikely to correspondent to the model of the national state or that of a 
new supra-state subject. Accordingly I speak of the emergence of elements 
of a transnational network state.“ Mit dem Begriff des Netzwerkstaates 
wird die Reskalierung des Staates besser erfasst, der Begriff des Wettbe-
werbsstaates betont hingegen die zwischenstaatlichen Konkurrenzbezie-
hungen sowie die staatlich-privaten Interessen, die diese vorantreiben.

Im Folgenden wird in einem ersten Schritt auf die Krise des multilate-
ralen Governance-Raums der WTO eingegangen, die im Wesentlichen auf 
veränderte zwischenstaatliche Machtbeziehungen zurückgeführt werden 
kann. Zur Durchsetzung wirtschaftspolitischer Interessen ihrer Transna-
tionalen Konzerne haben wirtschaftlich stärkere Staaten, wie am Beispiel 
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der USA und der EU gezeigt wird, gegenüber wirtschaftlich schwächeren 
Staaten unter Ausnutzung asymmetrischer Interdependenz neue Gover-
nance-Räume geschaffen. Dieser Institutionalisierungsprozess wird am 
Beispiel bilateraler Investitionsabkommen und deren Integration in umfas-
sendere bilaterale Freihandelsabkommen illustriert. Es wird deutlich, dass 
damit ein weiterer Raum der Konfliktaustragung geschaffen wurde, der 
stärkere Staaten und ihre Transnationalen Konzerne potenziell stärkt.

2. Die Krise des multilateralen Governance-Raums

Mit dem wirtschaftlichen Aufstieg Chinas, Indiens und Brasiliens hat 
sich das Kräfteverhältnis im multilateralen Welthandelsregime (WTO) 
verändert: Während noch in der Welthandelsrunde von Uruguay (1986–
1994) die USA und die EU als transatlantische Partner ihre Interessen weit-
gehend durchsetzen konnten, steckt die Doha-Runde, die seit 2001 läuft, 
in einer tiefen Verhandlungskrise. Dafür werden unterschiedliche Ursa-
chen ausgemacht: Strukturelle Veränderungen in den internationalen 
Beziehungen haben aus einer realistischen Perspektive zu einer Schwä-
chung der hegemonialen Position der USA geführt (Haass 2008). Durch 
die Osterweiterung ist die EU zu einer vergleichbar starken Wirtschafts-
macht geworden. Diese ist seitdem nicht mehr bereit, in den Verhand-
lungen die Rolle des Juniorpartners der USA zu übernehmen, sondern hat 
selbst einen umfangreichen Forderungskatalog für die Doha-Runde vorge-
legt (Falke 2005). Die Schwellenländer China, Indien und Brasilien haben 
ebenfalls dazu beigetragen, dass sich das bisher unipolar geprägte internati-
onale Wirtschaftssystem in ein multipolares gewandelt hat (Drache/Froese 
2008). Die USA und die EU verfügen somit nicht länger über die Macht, 
ihre Interessen gegenüber den wirtschaftlich erstarkten Schwellenländern 
durchzusetzen.

Diese Machtverschiebung schlägt sich in den multilateralen Verhand-
lungen nieder: Die Länder des Südens stellen zwar schon seit langem die 
Mehrzahl der Mitglieder der WTO und hätten ihre Interessen formal 
durch das one-state-one-vote-Prinzip der WTO durchsetzen können. Doch 
erst durch das wirtschaftliche Erstarken Chinas, Indiens und Brasiliens ist 
die Bildung machtvoller Allianzen möglich geworden. So stellt Berthelot 
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(2005) fest, dass die drei „Gs“ (G20, G33 und G90) der Länder des Südens 
die Macht der USA und der EU durchbrochen hätten. 

Das veränderte Kräfteverhältnis innerhalb der WTO sieht Balaam 
(2008) als das Hauptproblem für den Stillstand des Welthandelsregimes. 
Anhand der Verhandlungen über die Agrarpolitik kommt er zu dem 
Ergebnis: „In many ways the stalemate in the Doha Round reflects a rejec-
tion of the WTO as an institution commensurate with a major shift in 
global distribution of wealth and power favorable to many developing 
nations: one that is not likely to be given up or easily bargained away“ (ebd.: 
37-38). Damit verweist er auf den zu Beginn der Verhandlungen von den 
USA und der EU zum Ausdruck gebrachten Willen, die Welthandelsrunde 
zu einer Entwicklungsrunde mit redistributiver Wirkung von Wohlfahrts-
gewinnen zu Gunsten der Länder des Südens zu gestalten (Doha Deve-
lopment Agenda). Doch weder die USA noch die EU scheinen hinreichend 
gewillt zu sein, die damit verbundenen relativen Verluste hinzunehmen. 

Für die Haltung der USA und der EU werden innerstaatliche Faktoren 
als Erklärung geliefert (Dürr 2008; Dürr/De Bièvre 2007; Young 2007). 
So stellt Dürr (2008) fest, dass die aktuelle EU-Außenhandelspolitik von 
protektionistisch orientierten Unternehmensinteressen aus Produktion 
und Handel geprägt ist. Dieser präferenzorientierte liberale Erklärungsan-
satz nach Moravcsik (1997) geht davon aus, dass gesellschaftliche Akteure 
durch Prozesse der Interessenvermittlung auf die außenpolitischen Präfe-
renzen der Staaten Einfluss nehmen. Damit wird an einem hierarchischen 
Verständnis zwischen Staat und Gesellschaft festgehalten. Wird jedoch 
die Perspektive einer Reskalierung des Staates in unterschiedlichen selek-
tiven Räumen eingenommen, kann von einer Institutionalisierung exklusiv 
geteilter Interessen ausgegangen werden. Dies soll kurz anhand des Agrar-
protektionismus der EU, der ein wesentliches Hindernis für einen erfolgrei-
chen Abschluss der Doha-Runde darstellt, verdeutlicht werden.

Die EU-Kommission sieht in der Lebensmittelindustrie, die mit einem 
Anteil von 14,5 Prozent am gesamten Umsatz im verarbeitenden Gewerbe 
zur zweitgrößten Branche innerhalb der EU gehört, das Problem, dass nur 
wenige europäische Transnationale Konzerne (TNKs) auf dem Weltmarkt 
konkurrenzfähig sind (EU-Kommission 2011). Um die Wettbewerbsfä-
higkeit der europäischen Lebensmittelindustrie auf dem Weltmarkt zu 
sichern, erhalten diese Unternehmen Zahlungen aus den EU-Agrarfonds 
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(der zweitgrößte Lebensmittelkonzern in Deutschland, Südzucker, bekam 
zum Beispiel 42 Mio. im Jahr 2009; vgl. Bundesanstalt für Landwirtschaft 
und Ernährung o.J.). Die Interessen der EU-Kommission und der TNKs 
decken sich somit zum Nachteil kleiner und mittlerer Unternehmen in der 
Branche. Die Forderungen der Länder des Südens im Rahmen der Doha-
Runde, die Agrarsubventionen abzubauen, sind aus Sicht der EU dagegen 
mit der Gefahr verbunden, dass ihre Lebensmittelunternehmen dem inter-
nationalen Wettbewerb nicht standhalten könnten.

Daher sind auch TNKs an einem Verhandlungserfolg der Doha-Runde 
nur unwesentlich interessiert. So stellen McGuire und Lindeque (2010) fest, 
dass TNKs nur noch wenig Interesse an der Doha-Runde haben, weil vor 
allem in den Schwellenländern die Zölle für Nichtagrargüter in den letzten 
Jahren stark gesunken sind. Deren Märkte stehen nun den TNKs aus der 
EU und den USA weitgehend offen. An den Singapur-Themen (Wettbe-
werb, Investitionsschutz etc.) hingegen haben die Unternehmen großes 
Interesse, allerdings ist es den USA und der EU bisher nicht gelungen, 
diese Themen multilateral im Rahmen der Welthandelsrunde gegenüber 
den Allianzen des Südens durchzusetzen. 

Im Vergleich zu den multilateralen Verhandlungen können die USA und 
die EU ihre Wirtschaftsinteressen in bilateralen oder regionalen Abkommen 
besser durchsetzen. Mit diesen Governance-Räumen steht ihnen somit eine 
Alternative zum Governance-Raum des WTO-Regimes zur Verfügung. 
Dabei erhalten sie zum Teil offene Unterstützung seitens der Industrie.1 
Hinzu kommt, dass die TNKs zwar indirekt auf die Verhandlungen im 
Rahmen der WTO Einfluss nehmen können, bilaterale Abkommen ihnen 
jedoch einen exklusiven Zugang zu den Märkten wirtschaftlich schwächerer 
Staaten ermöglichen. Entgegen der funktionalistischen Annahme, Staaten 
gäben zunehmend Souveränität an internationale Organisationen ab, 
wodurch sich eine Verrechtlichung des internationalen Systems in Richtung 
einer Weltordnungspolitik abzeichne, haben sich, wie auch Wissel (2007: 
249) feststellt, schon zu Beginn der 1990er Jahre verschiedene transnatio-
nale Governance-Netzwerke mit jeweils spezifischen Kräftekonstellationen 
im Freihandel entwickelt, in die Staaten mehr oder weniger stark involviert 
sind: „Die Nationalstaaten werden nicht abgelöst durch eine globale Insti-
tutionalisierung oder gar einen globalen Staat. Vielmehr werden diese selbst 
Teil dieses transnationalen regulativen Netzwerkes.“
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Neben dem multilateralen Governance-Raum des Welthandelsregimes 
haben in den letzten beiden Jahrzehnten bilaterale Governance-Räume 
staatlicher Politik an Bedeutung zugenommen, auf deren Entwicklung 
und Wirkung im Folgenden am Beispiel der USA und der EU näher einge-
gangen wird.

3. Bilaterale Governance-Räume

3.1 Bilaterale Investitionsabkommen
Ende 2010 ist die Anzahl Internationaler Investitionsabkommen auf 

6.092 Abkommen gestiegen (UNCTAD 2011: XVI). Bilaterale Investi-
tionsabkommen (BITs) sind, neben Doppelbesteuerungs- und Freihan-
delsabkommen, eine Form davon. Über Jahre haben sich die Länder des 
Südens erfolgreich geweigert, multilateralen Investitionsabkommen zuzu-
stimmen: Auf Druck vor allem US-amerikanischer TNKs initiierte die 
US-Regierung 1995 im Rahmen der OECD-Verhandlungen ein multilate-
rales Investitionsabkommen (MAI), das allerdings auf großen Widerstand 
vor allem von NGOs stieß und scheiterte. Auch die Singapur-Themen der 
WTO, verabschiedet auf der Ministerkonferenz von 1996, enthalten die 
Forderung nach einem multilateralen Investitionsabkommen, das ebenfalls 
bisher wegen der Weigerung der Länder des Südens nicht realisiert werden 
konnte (Walter 2001). Das Scheitern eines multilateralen Regimes führte zu 
einem Strategiewechsel vor allem der USA und der EU-Mitgliedsstaaten, 
die Investitionsabkommen vermehrt bilateral verhandelten, was keine Alli-
anzbildung der wirtschaftlich schwächeren Staaten wie im Rahmen der 
WTO ermöglicht und den Einfluss von NGOs durch die beschränkte 
Öffentlichkeit der Verhandlungen begrenzt.

Wie Abbildung 1 zeigt, hat die Zahl der BITs ab Mitte der 1990er 
Jahre immens zugenommen. Insgesamt sind beim International Centre for 
Settlement of Investment Disputes (ICSID), eine bei der Weltbank ange-
siedelte und zu den wichtigsten gehörende Organisation zur Streitschlich-
tung von Investitionskonflikten, 2.271 unterzeichnete BITs gemeldet. Auf 
die Mitgliedsstaaten der EU-27 entfallen davon mit 1.557 mehr als die 
Hälfte.2 Während allein Deutschland 147 BITs abgeschlossen hat, sind es 
für die USA nur 48, für China 90. Ab einschließlich 2008 werden vom 
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ICSID keine neuen BITs angegeben. Laut UNCTAD (2011) ist die Zahl 
zwar rückläufig, liegt aber für das Jahr 2010 noch bei 34.3 Ein Grund für 
den Rückgang der BITs ist, dass diese in bilaterale Freihandelsabkommen, 
auf die im nächsten Abschnitt noch näher eingegangen wird, integriert 
wurden. Der überwiegende Teil der BITs wird zwischen einem wirtschaft-
lich stärkeren Staat mit einem wirtschaftlich schwächeren Staat und somit 
unter den Bedingungen asymmetrischer Interdependenz abgeschlossen.

Abbildung 1: Anzahl der beim ICSID gemeldeten BITs nach Jahren und FDIs in 
10 Mrd. US-Dollar (1970–2010) 
Quelle: Zahlen aus den Datenbanken von UNCTAD (o.J., zu FDIs) und ICSID 
(o.J.a, zu BITs)

BITs dienen dem Zweck, die Rechte von Investoren zu schützen. Eine 
besondere Eigenschaft dieser Abkommen ist, dass sie zwar zwischen Staaten 
abgeschlossen werden und somit den Merkmalen des klassischen Völker-
rechts entsprechen, aber den Unternehmen direktes Klagerecht gegenüber 
dem Zielland einräumen. Damit durchbrechen BITs die klassische Grenz-
ziehung zwischen öffentlichem und privatem Recht (vgl. Kaushal 2009). 
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Die funktionalistische Annahme, dass bilaterale Abkommen ein Baustein 
für spätere multilaterale Abkommen sind, ist ebenfalls fraglich. Eine 
Analyse von insgesamt 1.500 Verträgen durch Allee und Peinhardt (2010) 
hat ergeben, dass BITs in unterschiedlichen Aspekten voneinander abwei-
chen, zum Beispiel ob und welche Sektoren nicht in den Verträgen berück-
sichtigt werden oder ob und unter welchen Bedingungen es ein staatliches 
Recht auf Enteignung gibt. Dagegen spricht einiges dafür, dass die trans-
nationalen Governance-Räume die jeweiligen staatlichen wie unternehme-
rischen Interessen widerspiegeln. 

Schließlich wird in BITs auch die organisatorische Zuständigkeit der 
Streitschlichtung geregelt. Hier gibt es verschiedene Möglichkeiten: Die 
nationale Gerichtsbarkeit als erste Instanz oder aber die sofortige Zustän-
digkeit eines internationalen Schiedsgerichts. Im letzteren Fall stehen drei 
Organisationen zur Auswahl: (1) ein Ad-hoc-Gerichtsverfahren nach den 
Schiedsregeln der United Nations Commission on International Trade Law 
(„UNCITRAL“), (2) die Stockholm Chamber of Commerce oder aber (3) 
ein Schiedsverfahren angesiedelt beim ICSID (Franck 2009). Insgesamt 
sind die meisten Verfahren auf internationaler Ebene beim ICSID angesie-
delt (vgl. Abbildung 2)

Abbildung 2: Zahl der Schiedsverfahren nach Jahren
Quellen: Nicht-ICSID-Verfahren UNCTAD (2011); ICSID-Verfahren ICSID (o.J.b).
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Die vertragliche Übertragung auf ein internationales Schiedsgericht 
ist mit einem Souveränitätsverlust der wirtschaftlich schwächeren Länder 
verbunden. Diese Staaten verzichten auf die Souveränität, selbst über Inves-
titionsfragen zu entscheiden. Die Souveränitätskosten werden in Kauf 
genommen, da die Staaten um Auslandsdirektinvestitionen in Konkurrenz 
zueinander stehen. Staaten mit in Kraft getretenen BITs weisen höhere 
Investitionsraten auf als Staaten ohne (Haftel 2010). Um der Konkurrenz 
standhalten zu können, stehen die Staaten somit unter dem Druck, BITs 
abschließen zu müssen. Die Ergebnisse der Analyse von Allee und Pein-
hardt (2010) bestätigen wiederum die Annahme, dass mächtige Staaten 
dabei bestehende asymmetrische Interdependenz ausnutzen: Die Ziel-
länder bevorzugen in aller Regel die nationale Rechtszuständigkeit. Mäch-
tige Staaten hingegen präferieren die internationale Gerichtsbarkeit und 
können sich mit ihrer Verhandlungsmacht umso besser durchsetzen, 
je wirtschaftlich schwächer das Zielland ist. Dabei spielen Stärken oder 
Schwächen des Institutionengefüges des Ziellandes für das Ursprungsland 
keine Rolle. Weiterhin erhöht sich die Bereitschaft eines Ziellandes mit 
einer hohen Abhängigkeit von Auslandsdirektinvestitionen, der unmit-
telbaren Zuständigkeit internationaler Schiedsgerichtsverfahren zuzu-
stimmen. Über die vertraglich unterschiedliche Ausgestaltung in Bezug auf 
zum Beispiel Enteignungsbedingungen oder ausgenommene Sektoren sind 
bisher keine politikwissenschaftlichen Studien bekannt (vgl. auch Allee/
Peinhardt 2010: 19-20).

Die bisherige Annahme, dass internationale Schiedsverfahren zur Beile-
gung von Investitionsstreitigkeiten Investoren begünstigen (vgl. Mahnkopf 
2005) wird allerdings durch eine Studie von Franck (2009) widerlegt. Der 
Autor kommt zu dem Ergebnis, dass knapp über die Hälfte der Gerichts-
beschlüsse zu Gunsten der verklagten Staaten ausfällt. Auch spielt es nach 
dieser Studie keine Rolle, ob es sich bei dem verklagten Staat um ein wirt-
schaftlich schwächeres oder stärkeres Land handelt. 

Allerdings geht die Analyse von Franck (2009) von der Annahme aus, 
Staaten und Unternehmen seien vergleichbar. Es wird dabei nicht berück-
sichtigt, dass Demokratien die Verpflichtung zum Gemeinwohl zuge-
schrieben wird, ein demokratischer Staat somit andere Funktionen als ein 
Unternehmen zu erfüllen hat. Entsprechend sind in der Bewertung von 
BITs und deren Gerichtsbarkeit soziale und politische Implikationen zu 



  
  

Maria Behrens, Holger Janusch

berücksichtigen, die die Gefahr der Aushöhlung demokratischer Insti-
tutionen in sich bergen. Ein Beispiel ist der Investitionskonflikt um die 
Privatisierung von Wasser und Abwasserkanälen in Bolivien, der zu politi-
schen Unruhen, Protesten und Toten im Cochabamba-Wasserkrieg führte 
(Willem 2003). Zunehmende Konflikte zeichnen sich auch bei Auslands-
direktinvestitionen in Agrarländern (Stichwort: „land grab“) zum Beispiel 
zur Herstellung von Biokraftstoffen ab, was bereits zu einer Erhöhung von 
Nahrungsmittelpreisen geführt hat und vor allem die Ärmsten der Ziel-
länder trifft (vgl. Molony/Smith 2010). Schließlich ist auf den Fall Argenti-
nien hinzuweisen. Während seiner Finanzkrise 2001/02 entschloss sich das 
Land zu Notmaßnahmen. In Reaktion darauf wurden von ausländischen 
Direktinvestoren Dutzende von Klagen gegen Argentinien eingereicht, 
die zu einer Dynamisierung der Krise führten und nur durch die Weige-
rung Argentiniens, die Klagen anzuerkennen, entschärft werden konnte 
(Kaushal 2009: 492). Mitte 2011 reichten nun die ehemaligen, überwiegend 
italienischen Investoren eine Sammelklage beim ICSID mit einer Forde-
rung in Höhe von mehr als einer Milliarde US-Dollar ein (vgl. Finan-
cial Times, 11.8.2011). Die Beispiele zeigen, dass BITs für wirtschaftlich 
schwächere Länder mit hohen politischen und wirtschaftlichen Risiken 
verbunden sein können.

3.2 Freihandelsabkommen
Während BITs Single-Issue-Abkommen darstellen, sind die Normen 

und Regelungen von Freihandelsabkommen umfassender und stellen einen 
weiteren Governance-Raum dar. Im folgenden Abschnitt wird zuerst das 
Wettrennen seit Ende der 1990er Jahre zwischen den USA und der EU um 
Freihandelsabkommen beschrieben. Anschließend wird aufgezeigt, wie die 
USA und die EU ihre Normen und Regeln bezüglich des Investitions-
schutzes, der Rechte geistigen Eigentums sowie der Arbeits- und Umwelt-
standards gegenüber ihren schwächeren Handelspartnern durchsetzen.4

Das Wettrennen zwischen der EU und den USA 
um Freihandelsabkommen
Bilaterale Investitionsabkommen sind in den letzten Jahren zuneh-

mend durch Freihandelsabkommen (FTAs) ergänzt bzw. abgelöst worden, 
in denen im Fall der USA die Regelungen zum Investitionsschutz inte-
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griert sind. Vorreiterin im Abschluss von FTAs war zunächst die EU, 
die im Integrations- und Erweiterungsprozess neben der multilateralen 
schon früh auch eine regionale Strategie in ihrer Außenwirtschaftspo-
litik verfolgte. Während die USA dem Projekt der europäischen Integra-
tion in Zeiten des Ost-West-Konflikts positiv gegenüberstanden, löste die 
in den 1990er Jahren geplante und 2004 erfolgte Osterweiterung der EU 
in den USA die Befürchtung aus, die EU könnte die USA wirtschaft-
lich abhängen (Fergusson 2006; Committee on Ways and Means 2001). 
In dieser Zeit schlossen die USA eine Vielzahl von FTAs ab und verhan-
delten mit verschiedenen Staaten (Cooper 2006). Auf die Aufholjagd der 
USA ab Ende der 1990er Jahre reagierte die EU ihrerseits mit Verhand-
lungen zu bilateralen Handelsabkommen, die 2006 mit dem Dokument 
Global Europe zur offiziellen außenhandelspolitischen Strategie der EU 
geworden sind (EU-Commission 2006a). „The Commission will propose 
a new programme of bilateral free trade agreements with key partners in 
which economic criteria will be a primary consideration“ (EU-Commis-
sion 2006b).

Seitdem ist ein Wettrennen um die Marktöffnung zwischen den USA 
und der EU festzustellen, wobei in den letzten Jahren die Konkurrenz 
zwischen den beiden größten Handelsmächten und aufstrebenden Schwel-
lenländern wie China in den Vordergrund rückte. Weltweit ist die Zahl 
der regionalen Handelsabkommen – von 40 zu Beginn der 1990er Jahre 
auf über 300 im Jahr 2011 – stetig gestiegen, wobei die überwiegende Zahl 
der Abkommen zwischen Industrieländern einerseits sowie Schwellen- und 
Entwicklungsländern andererseits abgeschlossen wird. Außerdem werden 
zunehmend bilaterale statt plurilaterale FTAs vereinbart (vgl. Fiorentino 
et al. 2006). 

FTAs der EU konzentrierten sich zunächst auf Staaten im Mittel-
meerraum (Tunesien 1998, Israel 2000, Marokko 2000, Jordanien 2002, 
Libanon 2003, Ägypten 2004, Algerien 2005). Weitere Verträge wurden 
mit Südafrika (2000) und Kroatien (2001) abgeschlossen. Auf den Vorstoß 
der USA unter der Regierung Clinton im Jahr 1998, eine gesamtamerika-
nische Freihandelszone zu verhandeln, reagierte die EU mit Freihandels-
verträgen mit Mexiko (2000) und Chile (2003) und verhandelt seit 2007 
mit den Staaten Zentralamerikas (Guatemala, El Salvador, Honduras, 
Nicaragua, Costa Rica und Panama) sowie den Staaten der Andengemein-



  
  

Maria Behrens, Holger Janusch

schaft (Bolivien, Kolumbien, Ecuador und Peru). Die Verhandlungen mit 
Peru und Kolumbien konnten im März 2010 erfolgreich abgeschlossen 
werden. Weiterhin strebt die EU seit 1999 ein interregionales FTA mit 
den Mercosur-Staaten (Argentinien, Brasilien, Paraguay, Uruguay und 
Venezuela) an. Die Verhandlungen gestalten sich langwierig, da seit 2001 
parallel im Rahmen der Doha-Runde verhandelt wird und die lateiname-
rikanischen Staaten in dieser Situation darauf setzen, durch eine bessere 
Verhandlungsposition mehr Zugeständnisse der großen Handelsmächte zu 
erreichen (Behrens 2011). 

Die Bedeutung geostrategischer Interessen wird auch im Engage-
ment der EU im asiatischen Raum deutlich: Im Wettrennen mit den USA 
werden Gespräche über FTAs mit Indien und Südkorea seit dem Jahr 2007 
geführt (EU-Commission o.J.). Ebenfalls seit 2007 verhandelt die EU mit 
den ASEAN-Staaten (Brunei, Indonesien, Kambodscha, Laos, Malaysia, 
Myanmar, Philippinen, Singapur, Thailand, Vietnam). Als sich die inter-
regionalen Verhandlungen zwischen der EU und ASEAN schwierig gestal-
teten, hat EU-Handelskommissar Karel De Gucht einen Strategiewechsel 
beschlossen und im März 2010 mit Singapur Verhandlungen über ein bila-
terales FTA begonnen. Auch mit Vietnam wurden bereits Freihandelsge-
spräche vereinbart. Die EU-Kommission erhofft sich von diesen bilateralen 
Abkommen einen Dominoeffekt, um in absehbarer Zeit auch Abkommen 
mit den anderen ASEAN-Staaten abschließen zu können (Hauschild 2010; 
zur Dominotheorie vgl. Baldwin 2006). Die vormalige Begründung der 
EU, durch interregionale Abkommen regionale Integrationsprozesse und 
damit Stabilität in anderen Regionen nach europäischem Vorbild fördern 
zu wollen, wird mit dem Beschluss, verstärkt bilaterale FTAs abzuschließen, 
zweifelhaft. Wie Studien zeigen, können bilaterale FTAs zur Erosion regio-
naler Integrationsprojekte führen (Ribeiro-Hoffmann/Kfuri 2007; Dieter 
2005). 

Die emerging markets in Asien sind auch für die USA von besonderem 
Interesse. Das FTA mit Singapur besteht bereits seit 2004. Die Gespräche 
über ein FTA mit Thailand (seit 2003) wurden im Herbst 2006 nach dem 
Militärputsch eingestellt, und die Verhandlungen mit Malaysia über ein 
FTA ab 2006 scheiterten ebenfalls (vgl. USTR o.J.a). Die seit 2006 geführten 
Gespräche über ein FTA mit Südkorea konnten nach einem mehrjährigen 
Ratifikationsprozess 2011 abgeschlossen werden. Seit 2010 verhandeln die 
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USA mit den vier Mitgliedsländern der Trans Pacific Partnership (TPP) – 
Brunei, Chile, Neuseeland und Singapur – und vier weiteren Ländern – 
Australien, Malaysia, Peru und Vietnam – über eine Ausweitung des regi-
onalen FTAs. Außerdem wollen Mexiko und Kanada den Verhandlungen 
zur TPP beitreten. Die ambitionierten Verhandlungen zur TPP entspre-
chen dem Strategiewechsel Präsident Obamas und des Handelsbevoll-
mächtigten der USA (United States Trade Representative, USTR), Ron 
Kirk, den Fokus in der Außen- und Wirtschaftspolitik verstärkt auf Asien 
auszurichten (vgl. USTR o.J.b).

Unter der Bush-Administration lag der primäre Fokus auf dem 
Abschluss von FTAs in Südamerika und dem Nahen Osten. Der Versuch, 
ein Abkommen über eine gesamtamerikanische Freihandelszone (FTAA) 
zu verhandeln, scheiterte jedoch unter anderem am Widerstand des 
Mercosur. Dennoch gelang es den USA, bilaterale Abkommen mit Chile 
(2004), Panama (2006), Peru (2006) und Kolumbien (2006) abzuschließen, 
wobei letztere nach einem mehrjährigen Ratifikationsprozess im Jahr 2011 
vom US-Kongress verabschiedet wurden (USTR o.J.c). Unter der Bezeich-
nung CAFTA-DR wurde 2004 weiterhin ein Abkommen zwischen den 
USA, Costa Rica, der Dominikanischen Republik, El Salvador, Guate-
mala, Honduras und Nicaragua unterzeichnet. Ein weiterer regionaler 
Fokus der USA lag auf dem Nahen Osten. Bereits im Jahr 2001 konnte ein 
Abkommen mit Jordanien unterzeichnet werden. Besonders die erfolgreich 
abgeschlossenen Verträge mit Bahrain (2004), Marokko (2004) und Oman 
(2006) sollten als ein Anker in der Region dienen, um das von der Bush-
Administration geplante Nahost-Freihandelsabkommen (MEFTA) mit 
allen in der Region angesiedelten Staaten bis zum Jahr 2013 abzuschließen 
(USTR 2007). Nach den erfolglosen Verhandlungen mit den Vereinigten 
Arabischen Emiraten kam es jedoch bisher zu keinen weiteren Verhand-
lungen der USA mit Ländern des Nahen Ostens und Nordafrikas.

Normensetzung der EU und der USA in Ländern des Südens
Im eigentlichen Sinne werden FTAs geschlossen, um tarifäre und nicht 

tarifäre Handelshemmnisse zwischen den Vertragspartnern zu beseitigen. Bei 
Nichteinhaltung vereinbarter Maßnahmen zur Marktöffnung sehen die FTAs 
ein Streitschlichtungsverfahren vor. Neben dem nationalen und dem inter-
nationalen ist dabei noch ein dritter Streitschlichtungsmechanismus dazu-
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gekommen, was den Staaten ein „forum-shopping“ erlaubt: Unter der Bedin-
gung asymmetrischer Interdependenz ist es für den stärkeren Handelspartner 
leichter durchzusetzen, nach welchem Streitschlichtungsmechanismus ein 
Handelskonflikt ausgetragen wird (vgl. Busch 2007). Die hinzugekommene 
bilaterale Ebene der Streitschlichtung könnte auch eine Erklärung für die 
rückläufigen Klagen beim ICSID liefern (vgl. Abbildung 2).

Aber bereits bei der Aushandlung von Marktzugängen wird die 
Ausnutzung asymmetrischer Interdependenz zwischen der EU bzw. den 
USA und ihren Handelspartnern erkennbar. Dies wird besonders deut-
lich am Beispiel Chiles, das sowohl mit der EU als auch den USA ein Frei-
handelsabkommen hat. Chile stellt einen Sonderfall dar, da das Land zum 
Zeitpunkt der Verhandlungen niedrigere Zölle als EU und USA aufwies 
und der Markt somit offener für Importe war. Daher forderte Chile eine 
generelle Zollsenkung auf alle Güter. Die EU und die USA bestanden 
jedoch auf dem Schutz heimisch schwacher Sektoren wie dem Agrarsektor 
und konnten sich aufgrund ihrer Verhandlungsmacht durchsetzen (Inter-
views Leiva 2009, Torres 2009). 

In den FTAs der EU und der USA werden jedoch nicht nur Handels-
hemmnisse abgebaut, sondern auch Normen wie Rechte geistigen Eigen-
tums und Investitionsschutz, aber auch Arbeits- und Umweltstandards 
vereinbart. So können die EU und die USA in bilateralen Verhandlungen 
mit Ländern des Südens gezielter eine asymmetrische Interdependenz 
nutzen und Normen, die sie auf multilateraler Ebene im Rahmen der 
WTO nicht durchsetzen konnten, dort transferieren. 

FTAs sind in der Außenwirtschaftspolitik der EU ein Bestandteil von 
Assoziationsabkommen (vgl. Fröhlich 2007), die ebenfalls einen politi-
schen Dialog sowie Kooperationsvereinbarungen enthalten. Umwelt- und 
Arbeitnehmerstandards, aber auch Investitionsregeln und Rechte geistigen 
Eigentums sind nicht wie im Fall der USA Bestandteil des eigentlichen 
FTAs, sondern den Kooperationsvereinbarungen zugeordnet. Sie unter-
liegen daher auch nicht dem Streitschlichtungsmechanismus (Granger/
Siroën 2006: 833). Während bei Arbeits- und Umweltstandards meist auf 
multilaterale Regime wie die ILO-Deklaration von 1998 verwiesen wird, 
werden zum Beispiel bei Ursprungsbezeichnungen EU-spezifische Rege-
lungen verhandelt, die sich nach den Interessen der europäischen Agrar-
wirtschaft und Lebensmittelindustrie richten (Interview Leiva 2009). 
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In den Verhandlungen der USA mit Chile und Mexiko waren die Rechte 
geistigen Eigentums ein zentraler Streitpunkt. Die USA bestanden darauf, 
dass diese durch Streitschlichtungsverfahren einklagbar sind, während 
Chile und Mexiko eine solche Justiziabilität ablehnten. Sie konnten sich 
jedoch nicht durchsetzen (Interviews Novik 2009, Robelledo 2009, Baker 
2009, González 2009). Auch die Arbeits- und Umweltstandards sind in den 
FTAs der USA stärker verrechtlicht als in Abkommen der EU und können 
wie die Rechte geistigen Eigentums Gegenstand von Streitschlichtungs-
verfahren sein. Die Länder des Südens sehen die Möglichkeit von Sank-
tionen besonders kritisch und befürchten protektionistische Maßnahmen 
seitens der stärkeren Handelspartner sowie Wettbewerbsnachteile für sich 
selbst. Dass diese Sorge nicht unbegründet ist, zeigt sich bereits in der 
Rhetorik der USA. Während die EU-Kommission in Bezug auf Arbeits- 
und Umweltstandards die normative Perspektive hervorhebt, wird von der 
US-Administration und den Kongressabgeordneten stets auch der Schutz 
amerikanischer Arbeitsplätze und Unternehmen betont (US-Congress 
2007). Jedoch gab es bisher keinen Fall, bei dem es zu einem Streitschlich-
tungsverfahren im Rahmen eines FTAs der USA wegen einer Verletzung 
von Arbeits- oder Umweltstandards gekommen wäre (Interviews Lazo 
2009, Rossi 2009, Muñoz 2009). 

Die Souveränitätskosten, die die schwächeren Verhandlungsstaaten 
für einen besseren Zugang zu den Märkten der EU und der USA sowie 
für höhere Auslandsdirektinvestitionen von deren Unternehmen zu zahlen 
haben, sind das Akzeptieren von Normen und Regeln der Singapur-
Themen, aber auch Umwelt- und Arbeitnehmerstandards, obwohl Letztere 
bei der späteren Implementation gegenüber den Singapur-Themen nur eine 
sekundäre Rolle spielen. Für die USA und die EU ergeben sich zusammen-
gefasst daraus die folgenden Vorteile: 
– Verhandlungspolitisch: Die multilateralen Verhandlungen im Rahmen 

der Doha-Runde ermöglichen es den Ländern des Südens, strategi-
sche Allianzen zu bilden und sich gegen die Forderungen der EU und 
der USA zu stellen. Daher ist es für beide Handelsmächte wesent-
lich einfacher, durch Ausnutzung bestehender asymmetrischer Inter-
dependenz ihre Interessen in Verhandlungen mit einzelnen Staaten 
im Rahmen bilateraler Investitions- und/oder Freihandelsabkommen 
durchzusetzen
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– Wirtschaftspolitisch: Durch BITs und bilaterale FTAs als neue Gover-
nance-Räume erschließen die USA und die EU mit Hilfe der Durchset-
zung der Singapur-Themen für ihre Unternehmen neue und relativ risi-
koarme Märkte. Hinzu kommt die Stärkung Transnationaler Konzerne, 
denen vertraglich das Recht eingeräumt wird, selbst gegen Staaten zu 
klagen. Damit verwischt die Grenze zwischen internationalem öffentli-
chem und privatem Recht.

– Gesellschaftspolitisch: Schließlich wird den Forderungen westlicher 
NGOs nach Berücksichtigung von Umweltstandards und Arbeitneh-
merrechten in bilateralen FTAs scheinbar entsprochen und die gesell-
schaftspolitische Kritik an einer neoliberalen Ausrichtung der Außen-
wirtschaftspolitik entkräftet. Gleichzeitig entziehen sich die bilateralen 
Governance-Räume jedoch jeglicher öffentlicher Kontrolle und den 
Einflussmöglichkeiten von NGOs. 

4. Fazit

Die Machtverschiebung von den USA und der EU in Richtung vor 
allem Chinas und Indiens hat das Kräfteverhältnis innerhalb der WTO 
nachhaltig verändert. Durch machtvolle Allianzbildungen von Schwellen- 
wie Entwicklungsländern ist es den USA und der EU nicht länger möglich, 
ihre Interessen im multilateralen Governance-Raum durchzusetzen. Die 
verstärkte weltwirtschaftliche Konkurrenz hat dazu geführt, dass wirt-
schaftlich starke Länder wie die USA, die EU, aber auch China und 
zunehmend Indien um den Abschluss bilateraler Abkommen mit wirt-
schaftlich schwächeren Staaten wetteifern. Im Fall der USA und der EU 
konnte gezeigt werden, dass diese Interessen nicht allein als staatlich defi-
niert werden können, sondern eng mit den Interessen Transnationaler 
Konzerne (TNKs) verwoben sind. So geht es in den bilateralen Gover-
nance-Räumen staatlicher Politik um den Ausbau und die Absicherung der 
Wettbewerbsfähigkeit der TNKs. In den Abkommen wird den TNKs aus 
den Ursprungsländern dabei die Möglichkeit eingeräumt, selbst gegen die 
Zielstaaten zu klagen. Die als Rechtspluralismus diskutierte Entwicklung 
führt, wie die analysierten Beispiele bilateraler Investitions- und Freihan-
delsabkommen gezeigt haben, zu einer Machtverschiebung von Staaten hin 
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zu Unternehmen und höhlt potenziell institutionalisierte Formen demo-
kratischer Entscheidungsfindung aus. 

Unter Rückgriff auf den Scale-Ansatz lassen sich die verschiedenen 
Governance-Räume, multilateral wie bilateral, gut erfassen, da hier vorab 
keine Priorisierung von Maßstabsräumen wie im Global-Governance-
Konzept vorgenommen wird. Somit kann analytisch vermieden werden, 
dass bilaterale Governance-Räume aus dem Blickwinkel geraten oder 
aber funktional lediglich als Bausteine für den Multilateralismus inter-
pretiert werden. Vielmehr stellen bilaterale Governance-Räume vor dem 
Hintergrund zunehmender weltwirtschaftlicher Konkurrenz sogar eine 
bevorzugte Strategie wirtschaftlich stärkerer Staaten dar, die Interessen 
ihrer TNKs abzusichern. Dabei sind bilaterale Governance-Räume im 
Freihandel durch eine hohe Exklusivität gekennzeichnet, da sie sich der 
Öffentlichkeit entziehen und Interessen von NGOs und Gewerkschaften 
ausgeschlossen werden. Das Konzept des transnationalen Wettbewerbs-
staates stellt den Versuch dar, diese von Hirsch und Kannankulam (2011) 
benannte „Privatisierung des Politischen“ zu erfassen. Allerdings bedarf 
dieses Konzept der analytischen wie theoretischen Weiterentwicklung. So 
ist zum Beispiel zu klären, ob mit den behandelten Governance-Räumen 
und der zunehmenden Rechtspluralität eine Formveränderung des Staates 
einhergeht. Auch dem Verhältnis von Governance-Räumen und Territo-
rium ist noch weiter nachzugehen. 

1 So unterstützt FoodDrink Europe (vormals CAII), der europäische Dachver-
band der Lebensmittelindustrie, ausdrücklich den Abschluss von FTAs (vgl. 
FoodDrink Europe 2010).

2 Im Falle der EU ist zu erwähnen, dass BITs erst seit dem Inkrafttreten des Ver-
trags von Lissabon 2009 in den Kompetenzbereich der EU fallen und vorher von 
den Mitgliedsstaaten ausgehandelt wurden.

3 Die Anzahl an BITs ist bei UNCTAD insgesamt höher und umfasst auch solche, 
die bei anderen Streitschlichtungsorganisationen gemeldet sind sowie neuverhan-
delte BITs.

4 Neben einer Dokumentenanalyse basieren die folgenden Ergebnisse auf qua-
litativen Interviews in Chile und Mexiko, die im Jahr 2009 im Rahmen eines 
Forschungsprojekts erhoben wurden. In den genannten Ländern wurden in 18 
Interviews VertreterInnen aus den zuständigen Ministerien befragt, die an den Ver-
handlungen über Handelsabkommen mit den USA und der EU beteiligt waren.
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Abstracts

Anfang der 1990er Jahre ist der Abschluss bilateraler Investitionsab-
kommen (BITs) stark angestiegen, die ab Mitte der 1990er Jahre durch 
umfassendere bilaterale Freihandelsabkommen (FTAs) weitgehend abge-
löst wurden. Bilaterale Abkommen werden zumeist unter der Bedingung 
asymmetrischer Interdependenz von wirtschaftlich stärkeren mit wirt-
schaftlich schwächeren Staaten verhandelt. Es handelt sich dabei um insti-
tutionalisierte Räume des Regierens, die spezifische Kräfteverhältnisse und 
Formen der Verrechtlichung aufweisen und mit dem Begriff des transna-
tionalen Wettbewerbsstaates begrifflich gefasst werden sollen. Im Beitrag 
wird unter Rückgriff auf das Konzept der Internationalisierung des Staates 
sowie sozial-räumliche Ansätze der kritischen Geographie der Begriff des 
transnationalen Wettbewerbsstaates konkretisiert. Anhand von bilateralen 
Abkommen wird nach einer Darstellung ihrer Merkmale anschließend 
untersucht, welche Auswirkungen diese institutionalisierten Räume auf 
die in ihr vertretenen unterschiedlichen Interessen haben. 

Since the beginning of the 1990s, the number of Bilateral Investment 
Treaties (BITs) has significantly increased, being more or less replaced in the 
middle of the 1990s by bilateral Free Trade Agreements (FTAs). Under the 
condition of asymmetric interdependence, bilateral treaties are mostly nego-
tiated between economically powerful and weaker states. Referring to the 
concept of internationalisation of the state and to social-spatial approaches 
discussed in political geography, these treaties can be interpreted as institu-
tionalised spaces of governance, characterised by a specific constellation of 
forces and forms of juridification. In these governance spaces, the previous 
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dividing line between politics and economy is becoming more difficult to 
identify and the legal distinction between the international private/public 
gets blurred. To grasp this development, we speak of the emergence of 
a transnational competition state. After a description of the characteris-
tics of bilateral treaties, we analyse the power shifts within these govern-
ance spaces. We show that bilateral governance spaces are decoupled from 
national state territory and therefore pose the risk of hollowing out formal 
democratic institutions.

Maria Behrens, Holger Janusch
Fachbereich A, Politikwissenschaft II
Gaußstraße 20, D-42119 Wuppertal
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Geographien Tiefer Integration: Das Beispiel des Agrarhandels
zwischen Mexiko und den USA1

Angesichts einer ökonomischen Wirklichkeit, die regelmäßig vom 
Modell des perfekten Marktes abweicht, fordern die AnhängerInnen des 
Freihandelsarguments, alle Hindernisse zu beseitigen, die die Bewegungen 
von Waren, Menschen und Finanzkapital einschränken. Um diesen Ideal-
zustand erreichen zu können, müssten Verzerrungen im Warenverkehr 
beseitigt und somit die real existierende Welt an die Gesetze und Normen 
des Freihandelsmodell angepasst werden. FreihändlerInnen vertreten 
deshalb eine radikale, aber in sich stimmige Position. Für sie geht es immer 
nur um eines: freien Warenverkehr mit so wenigen Einschränkungen wie 
möglich.

Seit jeher hat sich am scheinbar unrealistischen Gehalt dieser 
Annahmen heftige Kritik entzündet. Forderungen nach einer völlig freien 
Mobilität von Waren, Menschen und Kapital, so wird argumentiert, seien 
naiv und Ausdruck eines fehlerhaften Verständnisses von der Funktions-
weise realer Märkte. So berechtigt diese Kritik auch sein mag, fußt sie 
jedoch auf einer angenommenen Dichotomie zwischen einer ökonomi-
schen Modellwelt einerseits und ungleichen realwirtschaftlichen Gegeben-
heiten andererseits. Beide Seiten – MarktpuristInnen und KritikerInnen 
unterschiedlicher Couleur – ziehen eine scharfe Grenze zwischen Modell 
und Wirklichkeit. Erstere machen störende exogene Einflüsse (soziale, 
kulturelle, politische usw.) für „Marktunvollkommenheiten“ verantwort-
lich und benutzen diese Trennung, um sich gegen Kritik zu immunisieren. 
Letztere lehnen das Marktmodell als unrealistisch ab und verweisen auf 
dessen Abhängigkeit von sozialen, kulturellen, politischen usw. Kräften 
(vgl. die Diskussion unterschiedlicher heterodoxer Zugänge zu Märkten in 
Berndt/Boeckler 2009). 
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Vor diesem Hintergrund ist es ein Anliegen dieses Artikels, die Frage 
nach der Übersetzung des Freihandelsarguments in konkrete wirtschaft-
liche Integrationsprozesse anders zu stellen. Auch wenn Modelle offensicht-
lich niemals eins zu eins realisiert werden können, steht trotzdem außer 
Frage, dass die Marktutopie sehr wirkmächtig und äußerst erfolgreich ist. 
In ihrer Konkretisierung als Freihandelsargument scheint sie vorzüglich 
zu funktionieren, dient sie doch regionalen Integrationsprojekten weltweit 
als ideelle Blaupause. Wir möchten diesen Prozessen aus einer performati-
vitätstheoretischen Perspektive nachgehen, die in den letzten Jahren durch 
VertreterInnen der Science and Technology Studies und der Akteur-Netz-
werk-Theorie auch auf ökonomische Fragestellungen angewandt wurde. 
Eine künstliche Trennung zwischen Modell und modellexterner Wirk-
lichkeit wird in dieser Literatur abgelehnt und stattdessen nachvollzogen, 
wie wissenschaftliche Modelle ihre Laborumgebungen verlassen und dafür 
sorgen, dass die Welt draußen modellförmig gemacht wird (vgl. Latour 
1988; MacKenzie 2006). 

Wir beginnen unseren Beitrag mit theoretischen Ausführungen, in 
denen wir unsere Perspektive der „geographies of marketization“ vorstellen 
und wichtige Begriffe und Prozesse einführen. Im zweiten Teil unseres 
Textes wenden wir unsere konzeptionellen Überlegungen auf den Prozess 
der regionalen Integration an. Als regionale Fallstudie wählen wir die mexi-
kanisch-US-amerikanische Grenze aus und entwickeln unser Argument 
am Beispiel eines spezifischen Agrarprodukts und seiner Warenkette.

1. Geographies of marketization

Geographies of marketization eröffnen eine neue Perspektive auf Markt-
ordnungen und deren kontinuierliche Ausbreitung (marketization). Es 
waren die frühen Arbeiten der Akteur-Netzwerk-TheoretikerInnen, die 
der Einsicht zum Durchbruch verhalfen, dass wissenschaftliche Fakten 
nicht deswegen Gültigkeit erlangen, weil sie eine objektive äußere Realität 
beschreiben, sondern weil es der Wissenschaft gelingt, die Wirklichkeit, 
die sie zu beschreiben vorgibt, überhaupt erst hervorzubringen. Die Paral-
lelen zu ökonomischen Prozessen und ökonomischem Wissen liegen auf der 
Hand. Neoklassische ÖkonomInnen und neoliberale Freihandelsenthusi-
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astInnen wollen die Welt nicht nur besser verstehen und erklären, sondern 
ihre einschlägigen Theorien sind auch wirksame Instrumente, um die Welt 
zu verändern (MacKenzie et al. 2007). Dies kann auf verschiedenen Wegen 
geschehen: So können ökonomische Modelle in direkte Interventionen von 
ÖkonomInnen übersetzt werden, wie etwa im Falle einer Wissenschaft-
lerin, die als Beraterin von Unternehmen, Regierungen oder Behörden 
fungiert. In anderen Fällen stellen wissenschaftliche ÖkonomInnen die 
Praktiken und Apparaturen her (zum Beispiel Formeln zur Preiskalkulation 
oder makroökonomische Modelle), die dann von verschiedenen Marktak-
teuren oder PolitikerInnen – „economists in the wild“ in der Sprache Callons 
– eingesetzt werden.

Versteht man mit Callon das (neo-)liberale Denken über den globalen 
Handel als ein Bündel praktischer Assoziationen, als ein Netzwerk aus 
Menschen, Fähigkeiten, statistischen Daten, Techniken, Prozeduren, 
Werkzeugen usw., die sich um die Idee des perfekten Marktes als dem effizi-
entesten Mechanismus zur Steuerung ökonomischer Prozesse scharen (vgl. 
Mitchell 2009), dann ist folgendes Rätsel zu lösen: Welche Prozesse sorgen 
dafür, dass auch die Welt außerhalb des Labors neoklassischer Ökonomik 
den Laborbedingungen angeglichen wird, damit abstrakte Marktmodelle 
praktisch funktionieren können? 

Allerdings zeigt sich die gesellschaftliche Wirklichkeit in diesem 
Übersetzungsprozess häufig widerständig, entzieht sich der vorge-
schriebenen Atomisierung sozialen Lebens oder fügt sich nicht der 
zugeschriebenen, vollständig informierten Rationalität subjektiver 
Bedürfnisbefriedigung. Ein besonders widerständiges Objekt sind jene 
sozialen und ökonomischen Differenzierungen, die sich in politischen 
Grenzen materialisieren. Sie stellen komplexe, im Labor nicht abbild-
bare „Verunreinigungen“ des globalen Markts dar und müssen notwen-
digerweise zu Marktversagen führen. Durch ihre Naturalisierung als 
Hindernisse auf dem Weg in eine Welt eines ungehinderten globalen 
Austausches wird ihre ambivalente Rolle in konkreten Integrations-
projekten unsichtbar gemacht. Trotz des dominanten Entgrenzungs-
diskurses sind sie jedoch real, eingelassen in ein interessantes Doppel-
spiel aus Begrenzung und Entgrenzung, oder, um es in der Sprache der 
Akteur-Netzwerk-Theorie (ANT) zu formulieren, aus „Framing“ und 
„Overf lowing“. 
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1.1 Framing und overflowing
Inspiriert von Deleuze versteht Callon Märkte als „soziotechnische 

agencements“ (Callon 2007). Der Begriff agencement hat zwei Bedeutungen: 
Zum einen ist damit ein Arrangement aus materiellen, technischen, logisti-
schen, rechtlichen, prozeduralen usw. Elementen und Menschen gemeint, 
zum anderen bringt dieses hybride Arrangement agency hervor, eine gerich-
tete Handlungsfähigkeit, die individualisiert sein kann, häufig jedoch in 
soziotechnischen Konstellationen auf Aktivitäten verschiedener, jedoch 
assoziierter HandlungsträgerInnen verteilt ist (distributed agency). 

Konkrete Märkte werden nun durch Rahmungsprozesse etabliert, bei 
denen – stark vereinfacht – erstens Güter objektiviert werden müssen, damit 
diese, von allen sozialen Bindungen befreit, eindeutig aus einem spezifischen 
Kontext herausgelöst (z.B. dem eines Verkäufers) und durch den Austausch 
von Eigentumsrechten gegen Geld an einen anderen Kontext (den des 
Käufers) angeschlossen werden können. Zweitens müssen kalkulierende 
Akteure geschaffen werden, die im Prozess der Bewertung durch Präferenz 
bestimmter Merkmale auch zur Qualifizierung der Güter beitragen. Und 
drittens muss ein kalkulativer Raum aufgespannt werden, der die Begeg-
nung unterschiedlicher Akteure und Materialien sowie unterschiedliche 
Bewertungen von Produkten möglich macht und durch Preisbildungspro-
zesse die Transaktion vorbereitet. Zusammengefasst bedeutet framing das 
Trennen verschiedener Arten von Verbindungen. Um Wirkmächtigkeit zu 
entfalten, müssen ökonomische Modelle und Theorien also dekontextua-
lisieren. Verschiedenste Akteure – menschliche und nichtmenschliche – 
werden rekrutiert, und es werden Konstellationen geschaffen, die Hand-
lungen ermöglichen und einschränken und uns somit zwingen, in eine 
bestimmte Richtung zu handeln.

Gleichzeitig liegen die Probleme in Zusammenhang mit framing-
Prozessen auf der Hand: Die schiere Komplexität der Alltagswirklichkeit, 
die widersprüchlichen Folgen anderer kollektiver Praktiken, Politiken, Iden-
titäten und Wünsche sind eine ständige Quelle von Irritationen. Deshalb 
besteht Callon (2007: 143) auch darauf, dass framing ein äußerst heikler 
Prozess ist, der sehr schnell außer Kontrolle geraten und nie endgültig abge-
schlossen werden kann. Dafür steht der gewöhnungsbedürftige Begriff 
overflowing. So sehr die ArchitektInnen von Märkten, Unternehmensor-
ganisationen oder Wertschöpfungsketten auch darum bemüht sind, die 
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Ordnung aufrechtzuerhalten, drohen ökonomische Entitäten doch ständig 
„aus dem Rahmen zu fallen“: Dies können zum einen Konsequenzen sein, 
die wie Umweltverschmutzung oder illegale Arbeitsbedingungen in der 
orthodoxen Ökonomik irreführenderweise als „Externalitäten“ behandelt 
werden (vgl. Callon 1998). Zum anderen werden die beteiligten Akteure 
selbst zur Quelle von Unsicherheit. Wie jedes Ordnungssystem existieren 
auch ökonomische Ordnungen nur solange, wie sie von den beteiligten 
Akteuren ausagiert werden. Und da es eine vollkommen identische Wieder-
holung nicht geben kann, sind Instabilitäten, Unschärfen und Irritationen 
unvermeidlich.

Vor diesem Hintergrund ist es für die ArchitektInnen ökonomischer 
Ordnungen von großer Bedeutung, diese Widersprüche zu verschleiern 
und die Overflows so unsichtbar wie möglich erscheinen zu lassen. 
Märkte müssen mit ihren Regeln und Grenzen für die ihnen unterwor-
fenen Akteure ganz selbstverständlich und natürlich sein. Solange man 
den Mythos des freien Marktes aufrechterhalten kann, können asymmet-
rische Wirtschaftsordnungen, die bei näherer Betrachtung sehr wenig mit 
der reinen Modelllehre zu tun haben, einfacher realisiert werden. Auch auf 
diese Weise erhält ökonomisches Wissen performativen Charakter (dazu 
ausführlicher Berndt/Boeckler 2011).

1.2 B/ordering
Um diesen Prozessen am Beispiel transnationaler Marktordnungen 

nachgehen zu können, übersetzen wir das framing/overflowing-Argu-
ment geographisch und verbinden es mit einem neu konzeptionalisierten 
Verständnis räumlicher Grenzen. Unzufrieden mit der ritualisierten 
Konfrontation zwischen VerfechterInnen eines grenzenlosen Freihan-
dels und AnhängerInnen eines um den territorialen Nationalstaat orga-
nisierten Protektionismus, hatten bereits die WeltsystemtheoretikerInnen 
einen alternativen Zugang zum machtungleichen globalen Kapitalismus 
entwickelt: die (globale) Warenkette (Hopkins/Wallerstein 2000). Die 
Warenkette ist zweifellos das „appropriate organizational field to use in 
studying economic globalization“ (Gereffi 1999: 436). Allerdings gelingt 
es den ProtagonistInnen des Waren- bzw. Wertschöpfungskettenan-
satzes trotz gegenteiliger Bekundungen nicht immer, dem in den Sozi-
alwissenschaften noch immer verbreiteten methodologischen Territori-
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alismus zu entkommen (Wimmer/Glick Schiller 2002). Die Diskussion 
um das „upgrading“ geographischer Standorte (Städte, Regionen, Nati-
onen) im Kontext der Entwicklungspolitik ist dafür ein gutes Beispiel. In 
der wissenschaftliche Literatur lassen sich hier zwei Lager unterscheiden: 
Auf der einen Seite wird auf die Ortsgebundenheit der globalen Waren-
produktion hingewiesen und danach gefragt, welche Rolle Orte in den 
Warenketten spielen (vgl. Humphrey/Schmitz 2002). Andere AutorInnen 
zeichnen die Wege nach, die ein Gut bei seiner Herstellung zurücklegt, 
und rekonstruieren die Verbindungen, die solche Reisen durch die Wert-
schöpfungskette möglich machen (vgl. Barndt 2002; Freidberg 2001).

In diesen Arbeiten gelten Orte unterschiedlicher Maßstäblichkeit 
und die Grenzen, die diese Orte definieren, in der Regel als gegeben. 
Waren, Menschen, Ideen und Kapital bewegen sich zwischen diesen 
Orten und queren Grenzen. Wir kehren diese territoriale Logik um und 
gehen davon aus, dass es die verschiedenen Mobilitäten sind, die Orte 
und Grenzen hervorbringen. Sobald man Raum aus der „territorialen 
Falle“ (Agnew 1994) befreit, entpuppt er sich als ein Bündel aus Rela-
tionen, interaktiv konstituiert, medial, kommunikativ, biographisch, 
ökonomisch, politisch vermittelt und in seiner Ausdehnung unbegrenzt 
(Massey 1999: 8). 

Diese Einsicht in den entterritorialisierten Charakter unseres 
globalen Zeitalters sollte nicht als Plädoyer für die grenzenlose Welt der 
FreihandelsenthusiastInnen missverstanden werden. Betrachtet man die 
Frage, wie genau globale Produktionssysteme transnational gesteuert 
werden, aus einer framing/overflowing-Perspektive, kann man Raum-
grenzen als eine besondere Ausprägung der oben geschilderten framing-
Prozesse lesen. Die globalen Bewegungen von Kapital, Waren, Menschen 
und Ideen sind immer einem Doppelspiel aus Entgrenzung (overflowing) 
und Grenzziehung ( framing) unterworfen. Man kann diese ambivalenten 
Grenzregime als notwendige Herstellungsbedingung globaler Märkte 
und Handelssysteme betrachten. Auch hier müssen Widersprüche 
versteckt und verschleiert werden. Das gilt um so mehr in solchen 
Kontexten, in denen Grenzen in der Lage sind, ein komplexes Amalgam 
multipler, meist zutiefst ungleicher Differenzierungen hervorzubringen: 
USA/Mexiko, angelsächsisches/hispanisches Amerika, Nord/Süd, reich/
arm, modern/traditionell etc.
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2. Deep integration: Das Freihandelsmodell und 
ambivalente Integrationsrealitäten

Das Doppelspiel aus Grenzziehungs- und Entgrenzungsprozessen lässt 
sich in besonders eindrücklicher Weise in Kontexten rekonstruieren, in denen 
globaler Süden und globaler Norden direkt miteinander in Kontakt treten. 
Wir wenden uns deshalb im Folgenden einer paradigmatischen Grenzregion 
zu: Dem transnationalen Integrationsprojekt NAFTA (North American 
Free Trade Agreement), mit besonderem Augenmerk auf die Beziehungen 
zwischen den USA und Mexiko. Die institutionelle Basis bildet ein Assozi-
ationsabkommen, das auf ökonomischem Gebiet vor allem als Nord-Süd-
Freihandelszone konzipiert ist (vgl. Berndt 2004). Um die Analyse hand-
habbar zu halten, fokussieren wir unsere Studie auf den sensiblen Handel 
mit Frischobst und Frischgemüse und wählen ein exemplarisches Produkt 
als Fallstudie aus: Eine mobile Frischtomate, die sowohl auf der Südseite als 
auch auf der Nordseite der Grenze produziert wird, dabei multiple Grenzen 
überschreitet und gleichzeitig Grenzen in Bewegung setzt.

Die Frischtomate ist aus dreierlei Gründen eine ideale Fallstudie für 
unser Vorhaben: Erstens sind Tomaten mobil, wodurch die Produktion 
von Frischtomaten für die exportorientierte mexikanische Landwirtschaft 
besondere Bedeutung erlangen konnte. Laut der US-amerikanischen Land-
wirtschaftsbehörde USDA exportierte Mexiko zwischen Oktober 2007 und 
September 2008 knapp 1,1 Millionen Tonnen Tomaten, die fast ausschließ-
lich in die USA gingen (USDA 2009a: 6). Damit zeichnet Mexiko für 
ungefähr 85 Prozent aller US-Tomatenimporte verantwortlich, eine Nach-
frage, die dazu führte, dass Mexiko seit einigen Jahren zumindest mengen-
mäßig der weltweit wichtigste Tomatenexporteur ist (FAO 2011). Zweitens 
mobilisieren Tomaten Grenzen, da sie zur kleinen Zahl ökonomisch bedeu-
tender Gartenbauprodukte gehören, die auf beiden Seiten der politischen 
Grenze angebaut werden. Mit Kalifornien und Florida in den USA sowie 
Sinaloa und Baja California in Mexiko liegen die wichtigsten Anbaure-
gionen in unmittelbarer Grenznähe. Drittens mobilisieren Tomaten auch 
Orte. Der Anbau von Exporttomaten weist eine starke saisonale Zykli-
zität auf und ist relativ arbeitsintensiv. Er ist deshalb prädestiniert für den 
Einsatz von ArbeitsmigrantInnen, nicht nur in den USA, sondern auch in 
Mexiko selbst.
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Die weiteren Ausführungen zur Grenzarbeit mobiler und mobilisie-
render Tomaten lassen sich durch folgende zentrale Fragen leiten:
– Wie ist die über Grenzen bewegte und Grenzen konstituierende 

Tomate mit Marktmodellen (insbesondere dem Freihandelsargument) 
verbunden? (b/ordering the market)

– Was bestimmt über die Reiseroute einer bewegten Tomate? Wie werden 
Grenzen im Produktions-Distributions-Konsumtions-Netz Tomate 
mobilisiert und kontingentisiert? (b/ordering the chain)

– Was stabilisiert die bewegte Tomate beim Überqueren multipler Grenzen? 
Wie werden südliche von nördlichen Tomaten unterschieden? (b/ordering 
the commodity)

2.1 B/ordering the market: Konstruktion einer 
asymmetrischen Marktordnung
Der Agrarsektor gehört in der Regel zu den umstrittensten Bereichen 

regionaler Integrationsprojekte im Nord-Süd-Kontext. Deshalb wurde der 
Agrarhandel im Falle der NAFTA auch nur sehr zögerlich über einen Zeit-
raum von 15 Jahren liberalisiert. Die Zölle für besonders sensible Güter 
wurden erst 2008 abgeschafft, und jedes Mitgliedsland schützte bestimmte 
Teilmärkte in einer zehnjährigen Übergangsphase mithilfe von Schutz-
klauseln im NAFTA-Abkommen (Special Safeguard Provisions).

Die konkreten Wirklichkeiten des mexikanisch-US-amerikanischen 
Frischtomatenhandels haben zumindest auf den ersten Blick wenig mit 
der Modellwelt der FreihändlerInnen zu tun, die von den ArchitektInnen 
entgrenzter Marktordnungen in den einschlägigen Dokumenten immer 
wieder beschworen wird. Dies zum Anlass zu nehmen, die Repräsenta-
tionen einer neoliberalen Ökonomik als fehlerhaft zu kritisieren, hilft an 
dieser Stelle allerdings nicht weiter. Denn trotz der Abweichungen der 
Wirklichkeit vom Modell gelingt es der Ökonomik, die Wirklichkeit umzu-
gestalten. Unter der Oberfläche eines neoliberalen Diskurses entdeckt man 
dann eine komplexere Integrationslogik, die sich aus den Widersprüchen 
und Paradoxien speist, die immer dann zutage treten, wenn ein ökonomi-
sches Modell seine hermetisch abgeschlossene Laborwelt verlässt.

Das NAFTA-Abkommen fügt sich perfekt in den seit einigen 
Jahren zu beobachtenden Trend zu bilateralen regionalen Integrations-
abkommen (RIA) ein. In solchen präferentiellen Handelsabkommen 
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werden Handelshemmnisse zwischen den Vertragspartnern schrittweise 
abgebaut und so Vorteile gegenüber Drittländern geschaffen. Diese Stra-
tegie der selektiven Vertiefung der Zusammenarbeit steht im Wider-
spruch zu Freihandelsprinzipien wie Gegenseitigkeit und Meistbegün-
stigung und wird von den HüterInnen der reinen Freihandelslehre mit 
großem Misstrauen beobachtet (vgl. Bhagwati et al. 1998). Während 
Letztere eine multilaterale Liberalisierung des Welthandels bevorzugen 
und dabei nur Handelshemmnisse im engen Sinne harmonisieren und 
abbauen möchten (vor allem Zölle), beziehen RIA-ArchitektInnen in der 
Regel auch Bereiche in den Integrationsprozess ein, die über die klassi-
sche Außenhandelspolitik hinausgehen. Das betrifft insbesondere grenz-
überschreitende Standardisierungs- und Harmonisierungsmaßnahmen 
privater (Unternehmen), staatlicher und zivilgesellschaftlicher (NGOs) 
Akteure. Da diese Aspekte ihre differenzierende Wirkung nicht an den 
politischen Grenzen selbst ausüben, werden sie in der Literatur auch als 
„behind-the-border-Hemmnisse“ bezeichnet. In Abgrenzung zur „shallow 
integration“ der FreihändlerInnen („shallow“, weil hier allein der Abbau 
klassischer Handelshemmnisse interessiert; über den Bestand institutio-
neller Unterschiede richtet dann der globale Markt) wurde für diesen 
Prozess der Begriff „deep integration“ geprägt: „As shallow integration 
has proceeded, however, numerous ‚behind-the-border‘ policies – policies 
once deemed wholly domestic – have become the subject of international 
negotiations; the coordination of these policies constitutes deep integra-
tion“ (Haggard 1995: 2). 

Tiefe Integration hat eine besondere geographische Qualität: In dem 
Maße, wie die regionalen Freihandelsabkommen zu einer stärkeren trans-
nationalen Integration des Frischtomatenmarktes beigetragen haben, stieg 
die Bedeutung subnationaler regionaler Unterschiede. Das liegt vor allem 
an den großen transnationalen Akteuren (ProduzentInnen, Transpor-
teurInnen, LebensmitteleinzelhändlerInnen), die in ihren Supply Chains 
fein abgestimmte Arbitrage-Strategien verfolgen können. Hierbei spielen 
jahreszeitliche Unterschiede eine zentrale Rolle. Im Falle der NAFTA 
konkurrieren im Winter und Frühling vor allem Tomaten aus Florida und 
Sinaloa, während im Sommer und Herbst ProduzentInnen aus „Alta“ und 
Baja California um Anteile auf dem lukrativen US-Markt ringen (Cook/
Calvin 2005; Macias 2003: 106). 
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Im Laufe der Zeit haben die wichtigen Marktakteure so Beziehungen 
entwickelt, die quer zu nationalen Grenzen liegen und im Jahresver-
lauf für ein ununterbrochenes Angebot an Frischtomaten sorgen. Diese 
grenzüberschreitenden Marktnetze schaffen transnationale Fakten für 
die US-Behörden und zwingen diese zu einer ordnungspolitischen Grat-
wanderung. Im Falle des Tomatenhandels entstand die gegenwärtige 
Marktordnung als Folge eines Antidumping-Verfahrens, das seit seinem 
ersten Abschluss 1996 immer wieder neu aufgenommen und ausgesetzt 
wurde. Die Regelungen zielen darauf ab, die Interessen der US-Produ-
zentInnen zu den Haupterntezeiten in den Frühjahrs- und Sommermo-
naten zu schützen. Der Frischtomatenmarkt ist deshalb aktuell in zwei 
Perioden mit unterschiedlichen Referenzpreisen aufgeteilt: Für Kalifor-
nien und Baja California gilt vom 1. Juli bis zum 22. Oktober ein Preis von 
US-Dollar 4,30 je 25-Pound-Box, für Florida und Sinaloa vom 23. Oktober 
bis zum 30. Juni ein Preis in Höhe von US-Dollar 5,42 je 25-Pound-Box. 
Der höhere Mindestpreis im Falle von Florida und Sinaloa wurde nach 
einer Revision der Antidumping-Maßnahmen im Januar 2008 festgelegt 
(USDA 2009b).

Geographies of marketization realisieren sich beileibe nicht nur an der 
politischen Grenze selbst, sondern dehnen sich tief in das ländliche Mexiko 
aus. Eine besondere Rolle spielt hier die Frage privater Eigentumsrechte an 
Rohstoffen und Boden, die sich im Zuge der fortschreitenden Vertiefung 
der Integration gerade in Mexiko zunehmend stellte. Traditionelle Formen 
kollektiver Landnutzung wurden als Hindernis betrachtet, was eine der 
wichtigsten Errungenschaften der Revolution zu Beginn des 20. Jahrhun-
derts in Frage stellt: die historische Agrarreform aus den 1930er Jahren. 
Verankert in Artikel 27 der mexikanischen Verfassung wurde damals jegli-
cher ausländischer Landbesitz verboten und Landeigentum von Groß-
grundbesitzerInnen auf sogenannte ejidos umverteilt. Es handelt sich um 
relativ kleine Parzellen Land, die sich im Kollektiveigentum von Bauern und 
Bäuerinnen sowie indigenen Gemeinschaften befanden und nicht veräußert 
werden durften. Der NAFTA-Prozess zwang die mexikanische Regierung, 
Artikel 27 zu ändern und das mexikanische Agrargesetz (ley agraria) entspre-
chend anzupassen. Dadurch wurde das mexikanische ejido-System nahezu 
vollständig zerstört und einheimischen wie ausländischen InvestorInnen 
gestattet, privates und gemeinschaftliches Land zu pachten oder zu kaufen. 
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In der Folge investierten mexikanische und US-amerikanische Agrarun-
ternehmen im großen Stil in den Frischobst- und Frischgemüsesektor, vor 
allem im nördlichen Mexiko, wo zum Beispiel der Frischtomatenboom in 
Baja California von US-Direktinvestitionen befeuert wird (Echanove 2005).

Die zunehmende Ungleichheit im ländlichen Mexiko, wo sich moderne 
und hochproduktive agroindustrielle Enklaven und traditionellere land-
wirtschaftliche Produktion unverbunden gegenüberstehen, lässt sich auch 
auf diese Veränderungen im Sinne einer deep integration-Logik zurück-
führen. Hochmoderne Produktionsanlagen (enclaves agrícolas modernos; 
Macias 2003) arbeiten gemäß technologischer Standards, die im Norden 
gesetzt werden, und sind nicht nur in Bezug auf Inputs und Marketing auf 
US-Kapital angewiesen.

Die Persistenz traditioneller Agrarpraktiken sollte jedoch nicht als 
Indiz einer unvollständigen Liberalisierungspolitik und Marktintegra-
tion gelesen werden, als gäbe es ein natürliches Außen des Marktes, das 
nicht erst von Repräsentationen neoklassischer Diskurse geschaffen worden 
wäre. Im komplizierten öffentlichen Diskurs um eine Modernisierung des 
Landes dienen solche „rückständigen“ Gebiete als Spiegel, in dem sich eine 
moderne produktive Landwirtschaft konstituiert. Modernisierung und 
Öffnung der mexikanischen Landwirtschaft und die damit einhergehende 
weitere Fragmentierung des Landes lassen sich deshalb auch als Mobilisie-
rung der Nord-Süd-Grenze lesen. Die US-Südgrenze verschiebt sich als 
innere Grenze des globalen Kapitalismus weit nach Süden und schlängelt 
sich quer durch das ländliche Mexiko, bezieht einzelne Felder und Verpak-
kungsanlagen ein, schließt andere Orte als selbst hervorgebrachtes Anderes 
der Marktintegration aus.

2.2 B/ordering the chain: Stabilisierung des Produktions-
Distributions-Konsumtions-Netzes der Frischtomate
Die bisherige Diskussion hat deutlich gezeigt, wie die soziotechnisch 

vernetzte Arbeit der Ökonomik anstelle eines freien Marktes ein flexibles, 
regionales Integrationsprojekt hervorgebracht hat. Dieses ist zum Ansatz-
punkt der Arbeit einer anderen Spezies von economists in the wild geworden, 
deren Aufgabe es ist, die kettenförmige Produktion – je nach Perspektive 
im Sinne von Value-, Commodity- oder Supply Chains – transnational und 
effizient zu organisieren (vgl. Busch 2007).
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Die grenzüberschreitende Produktion einer mobilen mexikanischen 
Exporttomate wird von großen Einzelhandelskonzernen (z.B. Wal-Mart, 
Kroger) dominiert. Eine Schlüsselrolle spielen aber intermediäre Akteure 
wie shippers, distributors, repackers oder brokers. Tomaten können im inter-
nationalen Handel auf unterschiedliche Weise eingekauft werden. Im 
mexikanisch-US-amerikanischen Kontext dominiert dabei aus Gründen 
organisatorischer Flexibilität das Prinzip des contract farming (Vertrags-
bauerntum). In der Regel schließen mexikanische ExporteurInnen und 
US-ImporteurInnen einjährige Verträge über die gesamte Ernte eines 
Produzenten, noch bevor die Tomaten gezogen und gepflanzt wurden. 
Diese ZwischenhändlerInnen kaufen auf Kommission und geben das 
Ernteausfallrisiko dadurch an die mexikanischen ProduzentInnen weiter 
(Calvin/Barrios 1998: 36).

Bis eine Tomate in der Frischeabteilung eines Supermarktes ausliegen 
kann, ist ein ausgedehntes und komplexes Netzwerk soziotechnischer 
Arrangements notwendig, in das Kühltransporter ebenso eingelassen sind 
wie Standards, Beratungsunternehmen, Überwachungstechnologien, 
MarketingexpertInnen, Verpackungstechnologien etc. Wichtige Bestand-
teile sind die normativen Vorlagen des Supply-Chain-Managements. Aus 
einer framing/overflowing-Perspektive vermittelt die Praxisdisziplin des 
Supply-Chain-Managements (SCM) zwischen der Laborwelt des Frei-
handelsarguments und der asymmetrischen deep integration-Logik des 
NAFTA-Abkommens. In ihrer alltäglichen Praxis werden die Praxisöko-
nomInnen des SCM mit einer potenziell unendlichen Zahl von Verbin-
dungen konfrontiert. Für einen ordnungsgemäßen Ablauf von Produk-
tion, Distribution und Konsum müssen diese unendlichen, zirkulären 
Netze in eine lineare Form überführt werden. Damit eine Tomate zu 
einer marktgängigen Ware werden kann, wird deshalb eine große Zahl 
von Verbindungen gekappt. Einzelne Produktionsschritte werden isoliert, 
hierarchisiert und mit monetären Werten belegt. Die lineare Tomaten-
Warenkette lässt sich deshalb als immer prekäres Ergebnis dieser Prak-
tiken lesen (vgl. Abbildung 1). 
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Abbildung 1: Die Frischtomatenwarenkette
Quelle: überarbeitete Darstellung, nach Gombas et al. (2008: 2).

Geht man davon aus, dass in der globalen Ökonomie die beiden wich-
tigsten Gründe für unternehmerische Restrukturierungsmaßnahmen die 
Suche nach Niedriglohnarbeit und das Streben nach organisatorischer 
Flexibilität sind, dann wird deutlich, dass gerade die Konstruktion räum-
licher Nord-Süd-Grenzen bei diesen schwierigen Prozessen von großer 
Bedeutung ist. In einem Kontext wie NAFTA beteiligen sich SCM-Prakti-
kerInnen aktiv an der Herstellung flexibler Grenzregime, oder um genauer 
zu sein, auch sie sind daran beteiligt, dass sich räumliche Grenzen selbst in 
Bewegung setzen und bisweilen sogar auflösen: 
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- Wenn im Norden produziert wird, dann sind die Rahmungsprozesse 
verhältnismäßig einfach zu kontrollieren. Allerdings sind die Produk-
tionskosten, vor allem die Arbeitskosten, relativ hoch. Ein nördliches 
Einzelhandelsunternehmen bevorzugt daher möglicherweise ein relativ 
lockeres Migrationsregime, um ein kontrolliertes „Überlaufen“ zu 
ermöglichen. Das gilt vor allem für die „illegale“, nicht dokumentierte 
Migration. In diesem Falle verschiebt sich erstens die US-Südgrenze nach 
Norden in die Gewächshäuser und Felder Kaliforniens oder Floridas. 
Dies zeigt, dass „illegale“ Migration nicht an den politischen Siche-
rungsmaßnahmen vorbei erfolgt, sondern ebenfalls integraler Bestand-
teil des politischen Grenzregimes ist, das transnationale Wirtschafts-
räume erst ermöglicht. Die Militarisierung der Grenze stabilisiert nicht 
nur die Souveränität des Nationalstaates durch die Abwehr „Illegaler“, 
sondern hat eine arbeitsmarktpolitische Funktion. Die Grenze verwan-
delt mexikanische StaatsbürgerInnen in ein Beschäftigtensegment, das 
sich ohne Papiere seitens der ArbeitgeberInnen einfach in Wert setzen 
lässt und nicht über formale Wege verfügt, Inklusion in die US-Gesell-
schaft einzufordern.

-  Wenn in Mexiko produziert wird, bevorzugen die Supply-Chain-Mana-
gerInnen großer Einzelhandels- und Nahrungsmittelkonzerne eine streng 
überwachte Grenze, um unerwünschtes „Überlaufen“ durch beispiels-
weise verunreinigte Produkte zu verhindern. Große Supermarktketten, 
integrierte ProduzentInnen und wichtige TransporteurInnen fürchten 
nichts mehr, als dass in ihren Supply Chains Dinge „aus dem Rahmen 
fallen“. Deshalb entsenden diese Unternehmen InspekteurInnen und 
KontrolleurInnen in mexikanische Gewächshäuser und Tomatenfelder, 
oder sie lassen sich von privaten Zertifizierungsunternehmen unter-
stützen. In diesem Falle verschiebt sich zweitens die US-Grenze nach 
Süden und schreibt sich in mexikanische Tomatenfelder, Lagerhäuser, 
Packstationen, Verladeterminals usw. ein. 

-  Drittens können Grenzen aber auch aufgelöst werden. Dabei spielen 
spezialisierte private Beratungsunternehmen – eine weitere Kategorie von 
economists in the wild – eine immer wichtigere Rolle, auf US-Seite zum 
Beispiel das Unternehmen PrimusLabs, das sein Auslandsgeschäft in den 
letzten Jahren stark ausgebaut hat und im Agrarbereich Zertifizierungen 
im Qualitätsmanagement anbietet. Hier ist insbesondere auf Standards 
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wie GlobalGAP einzugehen, private Normierungen „guter Agrarpraxis“, 
die sich auf der Ebene der ErzeugerInnen im Bereich Obst und Gemüse 
international durchgesetzt haben und im Wesentlichen von den großen 
Einzelhandelsunternehmen initiiert wurden. Sie geben ErzeugerInnen 
Mindestkriterien bezüglich Lebensmittelsicherheit, Umweltbedin-
gungen und Arbeitsbedingungen (vor allem Arbeitssicherheit) vor und 
vereinheitlichen bisher existierende Qualitätsstandards. Supply-Chain-
Modelle, Produkt- und Prozessstandards müssen jedoch immer wieder 
mit der Wirklichkeit abgeglichen werden. Da es im Zusammenhang 
dieser Realitätskontrollen immer wieder zu unvorhersehbaren Kompli-
kationen kommt, auf die spontan reagiert werden muss, wird mit Hilfe 
neuester track and trace-Technologien eine Atmosphäre „kontrollierter 
Flexibilität“ geschaffen, in der jede einzelne Kiste Tomaten vom Super-
markt bis zum Ursprungsfeld bzw. -gewächshaus zurückverfolgt werden 
kann. Kleinere Vorfälle werden so gut es geht versteckt und verschleiert. 
Solange sie sich in Grenzen halten, dienen sie gleichzeitig der Legitimie-
rung aufwändiger Überwachungsmaßnahmen. Auf diese Weise lassen 
sich Irritationen als bedauerliche Ausnahme von der Regel wieder in den 
Rahmen integrieren. Dabei entstehen Situationen, in denen framing die 
Norm und overflowing die Ausnahme bleibt (Callon 1998: 250f). Stan-
dardsetzung und Rückverfolgungsmöglichkeit bringen so gemeinsam 
eine Ordnung in die Produktions- und Wertketten, was zwar die Grenze 
zwischen Süd und Nord mit Blick auf Produktqualität und Erstellungs-
prozess auflöst, die jedoch mit Hilfe soziotechnischer Überwachungsap-
plikationen jederzeit und an jedem Ort (Feld, Grenze, Kühltransporter, 
Großmarkt, Supermarktauslage etc.) wieder eingezogen werden kann. 

Diese Prozesse bringen einen Ordnungsrahmen hervor, der sorgfältig 
zwischen erwünschten und unerwünschten grenzüberschreitenden Bewe-
gungen unterscheidet. Nur bestimmte Güter, bestimmte Formen von 
Kapital und bestimmte Arbeitskräfte erhalten kontrollierte Bewegungsfrei-
heit. Diese Marktordnung ist deshalb so erfolgreich, weil die von ihr rekru-
tierten Marktakteure nicht daran zweifeln, dass alles unter der Prämisse 
geschieht, den Freihandel zu fördern.
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2.3 B/ordering the commodity: Die Produktion einer 
nördlichen Tomate
Objektivierung und Qualifizierung von Waren sind ein zentraler 

Bestandteil des ökonomischen Wettbewerbs und der Organisation von 
Märkten. Mit Michel Callon (vgl. Callon et al. 2002) lässt sich die singula-
risierende Qualifizierung als ein Doppelprozess aus Angleichung und Diffe-
renzierung lesen. Eine Ware muss individuelle Eigenschaften aufweisen, 
die sie von anderen Waren unterscheiden, aber gleichzeitig ist die Wahr-
nehmung der Einzigartigkeit nur auf der Grundlage der Vergleichbarkeit 
mit ähnlichen Waren möglich. 

Im Falle des transnationalen Tomatenmarktes ist dieser Singularisie-
rungsprozess offensichtlich außer Kraft gesetzt. Stellt man sich eine Tomate 
aus einem Gewächshaus in Culiacán, Sinaloa, und eine Tomate gleicher 
Sorte vor, die im südkalifornischen Oceanside angebaut wird, dürften sich 
Unterschiede nur noch im Labor unter dem Einsatz aufwändiger Messap-
paraturen feststellen lassen. In beiden Fällen werden identische Tomaten 
mit nahezu gleichen Inputs hergestellt: mit dem gleichen Saatgut, den glei-
chen Maschinen, den gleichen Düngern und Pestiziden und in beiden 
Fällen auch mit mobilisierten Arbeitskräften – in Mexiko sind es häufig 
Frauen aus ländlichen, ärmeren Landesteilen (vgl. Lara Flores 2008), in den 
USA vor allem mexikanische ArbeitsmigrantInnen. 

Die standardisierte Ähnlichkeit ist das Werk der eben diskutierten 
Normen und Regeln des globalen Warenverkehrs, den Produkt- und 
Prozess-, sozialen und ökologischen Standards, die von den Praxisökono-
mInnen einer tiefen regionalen Integration in die Waren eingeschrieben 
werden. Zwar spielen staatliche Einrichtungen nach wie vor eine wichtige 
Rolle bei der Standardsetzung und -implementierung, aber seit einiger Zeit 
sind es vor allem private Akteure, die Standards setzen und in den globalen 
Supply Chains implementieren. Tabelle 1 fasst zum einen die wichtigsten 
Klauseln zusammen, die die Regierungsbehörde USDA in ihren „Stan-
dards for Grades“ für die Strauchtomate erlassen hat. Sie zeigt aber auch 
einen Auszug aus dem Auditingsystem von PrimusLabs, wie erwähnt einer 
der wichtigsten privaten Player auf dem Zertifizierungsmarkt.
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a) Staatliche Standards für die Tomatenproduktion

USDA standards for grades (Grades – §51.2166 U.S. No. 1.)

„U.S. No. 1“ consists of tomatoes on the vine of similar varietal characteristics 
(except when marked as mixed type or mixed variety), which are mature but not 
overripe or soft, clean, fairly well formed; which are free from decay, sunscald, and 
freezing injury, and free from damage caused by bruises, cuts, shriveling, puffiness, 
catfaces, growth cracks, scars, disease, insects, or other means (See §51.2167.). The 
tomatoes shall be attached to stems/vines. The vines shall not be brittle and shall be 
free from decay; and free from damage by mold or other means.

b) Private Standards für die Tomatenproduktion

Employee Activities & Sanitary Facilities

02.02
Are any employees eating and drinking (other than water) in active 
harvest areas, areas yet to be harvested, near harvested product or 
storage areas?

02.10e Is non-perfumed soap available?

02.10k 
Is it evident that corrective action is taken when employees fail to 
comply with hand washing guidelines?

02.13
If observed, are all commodities that come in contact with blood 
destroyed? If this question is answered No, an automatic failure of 
the audit will occur.

Harvest Practices

03.03d
Is product and packing material free from exposure to the ground 
and or any handling contamination?

03.04b
Are grading and packing tables subject to a documented cleaning 
program including stating the frequency of cleaning and cleaning 
procedures? If No go to 3.5.

03.06a
Are harvest tools (e.g. knives, coring rings, holsters) being used, 
made of non corrosive and easy to clean materials (e.g. no wood or 
fabric parts)?
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03.06e
Are harvest tools subject to a documented cleaning program inclu-
ding stating the frequency of cleaning and cleaning procedures? If 
No go to 3.6h.

03.07a
Are all platforms above product, packaging, or food contact 
surfaces (e.g.belts) on the harvest machinery, in-field trucks fitted 
with protection to prevent product contamination?

03.08a
Are microbial tests conducted including Generic E.coli on water 
used for washing, hydrating, etc. harvested crops (e.g. re-hydra-
tion, core in field)? If No go to 3.8c.

Tabelle 1: Beispiel für a) staatliche und b) private Standards für die Tomatenproduktion
Quelle: Staatliche Standards: USDA (2008: 1), private Standards: PrimusLabs (2011)

Desweiteren sind der Lebensmitteleinzelhandel, ErzeugerInnen-
verbände und einzelne ProduzentInnen zu nennen, die codes-of-conduct 
festlegen und mithilfe von speziellen Labels Tomaten höherer Qualität 
vermarkten. So wird im „Fresh Standard for Food Safety“ der California 
Tomato Farmers Cooperative folgendes festgehalten: „When consumers 
reach for a tomato grown by a California Tomato Farmers member they 
are selecting a tomato of the highest quality, grown under the strictest food 
safety standards and harvested by workers who enjoy a safe and positive 
work environment“ (California Tomato Farmers o.J.).

Gleichzeitig sind die Standards ein Beleg für den zwischen Produzen-
tInnen, KonsumentInnen und soziotechnischen Apparaturen distribuierten 
Qualifizierungsprozess. Keinesfalls ist es nämlich so, dass AnbieterInnen 
alleine über die Merkmale ihrer Produkte entscheiden. Vielmehr werden 
KonsumentInnenpräferenzen nicht nur über Marktsignale, sondern auch 
über die erwähnten Standards abgebildet und intervenieren in die Herstel-
lung und die Form der Waren, wie im vorliegenden Fall, wo mexikanische 
Exporttomaten eine nördliche Form annehmen. Solche qualifizierenden 
Zuschreibungen üben ihre performative Macht entlang von Nord-Süd-
Warenketten aus und produzieren identische Produkte und Produktions-
prozesse.

Um die Grenzausdehnung nach Süden und die Homogenisierung der 
Waren zu stabilisieren, müssen unliebsame Verbindungen mit dem Süden 
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getrennt werden: Das Bewässerungswasser muss sauber sein, sanitäre und 
phytosanitäre Vorsichtsmaßnahmen sind zu ergreifen, die Beschäftigten 
werden in das enge Korsett strenger Arbeitsregime gezwängt. Nur so lassen 
sich standardisierte Tomaten für den US-Markt herstellen.

Sobald diese Rahmung abgeschlossen ist, lässt sich die Tomate als 
nördliches Produkt aus ihrem lokalen (südlichen) Kontext lösen und nach 
Norden in Bewegung setzen. Solange sie sich auf der Südseite der politi-
schen Grenze bewegt, wird alles dafür getan, ungewollten Kontakt mit 
südlichen „Akteuren“ zu unterbinden, etwa in Form ungünstiger Witte-
rungsbedingungen, gefährlicher Bakterien, schädlicher Tiere oder uner-
wünschter Menschen. Einmal auf der Nordseite der Grenze angelangt, 
wechselt die Tomate ihre Identität. Es werden neue Grenzen eingezogen, 
denn die Tomate reist nun als südlicher Gast „auf Probe“ durch den Norden 
und muss ihre Aufenthaltsberechtigung immer wieder beweisen, bis sie an 
ihrem Bestimmungsort, der Gemüse- und Obstauslage US-amerikanischer 
Supermärkte, angekommen ist. 

Abgesehen von unauffälligen Herkunftsbezeichnungen sind hier alle 
Hinweise auf Grenzverschiebungen eliminiert. Nur wenn Produktqua-
litäten den Standardisierungsrahmen durchbrechen, wird die Grenze an 
den Konsumorten des Nordens erneut eingezogen: Im Zuge des Trends 
zu ursprünglichen Gemüse- und Obstvarietäten können die Konsumen-
tInnen in den Supermärkten zum Beispiel „hässliche“ Mexican Heir-
loom Tomatoes erwerben. Diese Produkte werden im Vergleich zu den 
normierten Standardtomaten als exotischer oder authentischer wahr-
genommen. Solche Diskriminierungspraktiken am Ende der Waren-
kette sorgen aus normativen oder lebensstilistischen Gründen dafür, 
dass die US-Südgrenze in nördlichen Supermärkten erneut sichtbar 
wird. Andere KäuferInnen mögen aus ökologischen, sozialen oder auch 
patriotischen Gründen aus Prinzip vom Kauf mexikanischer Tomaten 
Abstand nehmen und durch ihre Ablehnung der standardisierten 
Tomate ihre regionalisierte Identität zurückgeben. Die Einebnung von 
Unterschieden ist offensichtlich nur eine Seite der Medaille. Standardi-
sierung ist gleichzeitig immer auch mit einer Multiplizierung von Diffe-
renzen verbunden, die sich in Form unterschiedlicher Differenzlinien an 
verschiedenen Orten der transnationalen Wert- und Warenkette mate-
rialisieren können.
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Diese sensiblen Prozesse können jedoch leicht außer Kontrolle 
geraten. Dann werden unerwünschte Verbindungen sichtbar, Verflech-
tungen, die „aus dem Rahmen fallen“. Solche Overflows lassen sich aber 
keineswegs als externe Größen ausklammern, sondern sind vielmehr ein 
notwendiger Bestandteil von Kommodifizierungsprozessen. Das kann mit 
Blick auf die sanitären Risiken einer industriellen Landwirtschaft verdeut-
licht werden. In den USA war der Ausbruch von Salmonellen des Typs 
Saintpaul im Mai 2008 ein solches Beispiel. Von Beginn an galten den 
Behörden und Medien mexikanische Tomaten als Ursache dieses sani-
tären Problems. Am 3. und 7. Juni 2008 wurden die US-KonsumentInnen 
davor gewarnt, bestimmte Sorten Frischtomaten zu verzehren. Gestützt 
auf track’n’trace-Technologien rekonstruierte die Landwirtschaftsbehörde 
FDA die Ausbreitungswege und brachte anschließend eine Liste von 
sicheren Staaten und Regionen in Umlauf. Unter den US-amerikanischen 
Anbauregionen stand nur Florida nicht auf dieser Liste. Im Gegensatz 
dazu wurde keine einzige mexikanische Tomatenanbauregion als unbe-
denklich eingestuft, was besorgte KonsumentInnen zu solchen Fragen 
veranlasste: „And so the follow-up question is when people go out to eat 
and have been later contracted Salmonella is it always Mexican food or are 
there other type of foods that people have eaten before contracting Salmo-
nella?“ (FDA 2008a: 8).

Ende Juli wurden dann Jalapeño und Serrano Chilis aus zwei Farmen 
im nordöstlichen mexikanischen Tamaulipas als Quelle der Salmonellen-
verseuchung identifiziert, und die Tomate war somit entlastet (vgl. Abbil-
dung 2). Erneut handelte die FDA diskriminierend. Während sämtliche 
US-ProduzentInnen von chiles jalapeños und serranos unverzüglich als 
unbedenklich eingestuft wurden, nahmen die US-Behörden alle mexikani-
sche Chilis in Sippenhaft, nicht nur solche aus Tamaulipas. Am 28. August 
2008 wurde die VerbraucherInnenwarnung schließlich aufgehoben. An 
diesem Beispiel wird deutlich, dass politische und ökonomische Entschei-
dungsträgerInnen sowie Medien in den USA sich immer wieder gegen 
solche Vorfälle immunisieren, in dem sie diese ohne größere Umschweife 
„südlich der Grenze“ verorten. Das wird regelmäßig so gemacht, obwohl 
US-HerstellerInnen nicht weniger häufig als Quellen sanitärer und phytos-
anitärer Probleme identifiziert werden. Außerdem könnte die unerwünschte 
grenzüberschreitende Mobilität von Bakterien oder Insekten wie der mexi-
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kanischen Fruchtfliege der Preis sein, den man für die ganzjährige ununter-
brochene Verfügbarkeit von Frischobst und -gemüse bezahlen muss. Dieses 
Beispiel zeigt, wie overflows außer Kontrolle geraten und – von den Medien 
vervielfältigt – nicht länger eingehegt und verschleiert werden können. In 
solchen Fällen, in denen overflow zur Norm und framing zur Ausnahme 
wird, zeigt sich die ganze Brüchigkeit von b/ordering-Prozessen.

Abbildung 2: Salmonella Saintpaul traceback information
Quelle: überarbeitete Darstellung, nach FDA (2008b)

3. Fazit

Am Beispiel mexikanischer Exporttomaten zeigen wir in diesem 
Artikel, dass nicht Grenzauflösung, sondern Grenzverhandlung und 
Grenzarbeit im Zentrum tiefer Integrationsbemühungen stehen. Sichtbar 
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wird dies vor allem dann, wenn man sich Integrationsprozessen aus der 
Perspektive grenzüberschreitender Warenketten annähert und bewegte 
Akteure in den Mittelpunkt stellt, die nicht den jeweiligen Standards und 
Normen entsprechen. Kapital, Menschen, aber auch Güter, die in Bewe-
gung gesetzt worden sind, stellen eine Gefährdung territorialisierter nati-
onalstaatlich gesetzter Gesellschaften dar, nicht wegen der Existenz der 
Güter oder der Bewegung alleine, sondern weil im grenzkonstituierenden 
Akt der Grenzüberschreitung die bewegten Güter sichtbar werden. 

Diese Irritationen werden durch ein flexibles Grenzregime eingehegt, 
bei dem selektiv und kontextuell Grenzen zwischen USA und Mexiko 
weit nach Süden und Norden verschoben, teilweise hermetisch verriegelt, 
bisweilen weit geöffnet werden können. Die Mobilität mexikanischer Güter 
wirkt deswegen entgrenzend, weil durch die Integration der Produktion 
über Marktordnungen, Standardisierungsprozesse und Kontrollpraktiken 
in den globalen Norden der Grenzübertritt einfach ausgesetzt wird. Nur 
wenn die Grenzverschiebung außer Kontrolle gerät, die Mobilität sichtbar 
und die Gefährdung wahrgenommen wird, werden alte Grenzen an neuen 
Orten aktualisiert. 

In der zuvor verwendeten Sprache Callons: Framing-Prozesse sind nur 
auf der Grundlage von Verbindungen zwischen Elementen außerhalb und 
innerhalb des Rahmens möglich. Allerdings sind Rahmungen nur solange 
erfolgreich, wie diese konstitutiven Verbindungen zwischen Innen und 
Außen durch eindeutig gezogene und sicher bewachte Grenzen verborgen 
gehalten werden können. Man kann diese Praktiken als versteckte Herstel-
lungsbedingungen transnationaler Marktordnungen bezeichnen. Sie sind 
zur Herstellung im Norden absatzfähiger Produkte unverzichtbar, werden 
im Kommodifizierungsprozess verschleiert und für die Endkonsumen-
tInnen in der Regel nur sichtbar, wenn die versteckten Verbindungen außer 
Kontrolle geraten und medial vervielfältigt ins Bewusstsein einer breiteren 
Öffentlichkeit treten. Auf diese Weise wird „Tiefe Integration“ zur paradig-
matischen Blaupause ökonomischer Integration im vernetzten und globa-
lisierten Kapitalismus.

1 Dieser Beitrag basiert auf einem Text, der 2011 in englischer Sprache in der 
 Zeitschrift Environment and Planning A veröffentlicht wurde.
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Abstracts

Die Diskussion um transnationale Integrationsprozesse übersieht in 
aller Regel, dass die Bewegungen von Kapital, Gütern und Personen in 
ein ambivalentes Doppelspiel aus Entgrenzung und Grenzziehung einge-
lassen sind, in dem territoriale Grenzen nicht nur beseitigt, sondern auch 
immer wieder neu hervorgebracht werden. Am Beispiel der Frischtomaten-
Warenkette analysiert der Aufsatz vor diesem Hintergrund globale Muster 
der Grenzproduktion im NAFTA-Raum (USA und Mexiko). Dabei wird 
angenommen, dass Nord-Süd-Grenzen nicht nur an den politisch-admi-
nistrativen Grenzen selbst verhandelt werden, sondern durch soziale Prak-
tiken in Zusammenhang mit Mobilität und Bewegung an verschiedenen 
Orten geschaffen werden. Soziale und räumliche Ordnungen Tiefer Inte-
gration werden durch alltägliche Praktiken performativ hergestellt und 
immer nur flüchtig stabilisiert.

Being implicated in an ambivalent play of both border crossing and 
drawing, global commodity chains are an ideal organizational field to 
analyze the fundamental paradox of deep integration policies. Approaching 
the contingency of borders from a perspective informed by the performa-
tivity approach to markets, this paper starts from the assumption that this 
paradox is particularly salient in the context of commodity chains which 
connect the global south with the global north. Taking the example of the 
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tomato commodity chain in the context of NAFTA, we follow the links 
and heterogeneous associations that stretch from the US-Mexican border 
to the fields, supermarket shelves and standardization agencies to migrant 
labor, quality control apparatuses and so forth.
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Tiefe Integration in der Praxis der Nord-Süd-Beziehungen:
Vergleichende Perspektiven1

Die praktische Umsetzung Tiefer Integration in Nord-Süd-Handels-
abkommen ist von großer Widersprüchlichkeit geprägt. Einerseits werden 
Aspekte Tiefer Integration als wichtige Elemente dieser Abkommen 
von der EU und den USA massiv propagiert, andererseits werden die 
Maßnahmen selbst bisher nur sehr selektiv umgesetzt. Der vorliegende 
Beitrag will einen Überblick über den bisherigen Stand der Umsetzung 
Tiefer Integration in den Nord-Süd-Beziehungen geben und zugleich 
erste Hypothesen dazu entwickeln, warum die Umsetzung solcher Initi-
ativen häufig nur selektiv erfolgt. Der Fokus der Betrachtung liegt dabei 
im Bereich der Makroebene (vgl. Claar/Nölke in diesem Heft). Ein syste-
matischer Überblick über die vielfältigen Entwicklungen auf der Mikroe-
bene ist kaum möglich, zumal diese Entwicklungen bisher allenfalls in 
Form einzelner Fallstudien aufgearbeitet werden und nur zum Teil mit 
der Aushandlung zwischenstaatlicher Abkommen verbunden sind (vgl. 
Berndt/Böckler in diesem Heft). Die zentrale Frage ist also, in welchem 
Maße Elemente der Tiefen Integration inzwischen in bilateralen oder 
biregionalen Nord-Süd-Handelsabkommen verankert sind und wie wir 
– ausgehend von der Annahme, dass die Berücksichtigung Tiefer Integ-
ration in den Abkommen unterschiedlich ausfällt – Varianzen bei dieser 
Verankerung erklären können.

Die „Politik der Tiefen Integration“ in den Nord-Süd-Beziehungen hat 
in der Literatur bisher sehr wenig Aufmerksamkeit gefunden. Der aktuelle 
Themenschwerpunkt liegt eindeutig auf der Diskussion der potenziellen 
Auswirkungen Tiefer Integration und wird von Betrachtungen aus dem 
Bereich der Entwicklungsökonomie und der ökonomischen Integrations-
forschung dominiert (Gallagher 2011; Ghoneim et al. 2011; Homes/Shingal 
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2009; Holmes 2010; Orefice/Rocha 2011; Rollo 2011). Studien zu politi-
schen Auseinandersetzungen über Tiefe Integration gibt es in großer Zahl 
für den Fall der Entwicklung des Binnenmarkts der Europäischen Union 
sowie in Ansätzen für das Verhältnis zwischen den USA und Kanada 
(Ayres 2004; Gabriel/MacDonald 2004). Die Übertragbarkeit der entspre-
chenden Erkenntnisse ist allerdings begrenzt, zumal Erklärungsansätze 
für nur sehr selektiv und ungleich umgesetzte Tiefe Integration von uns 
vor allem auf der Seite des globalen Südens lokalisiert werden: Da dieses 
Konzept von der EU und den USA sehr nachdrücklich propagiert wird 
(vgl. Behrens/Janusch in diesem Heft), gibt es starke Anhaltspunkte dafür, 
dass die wesentlichen Bremskräfte hierbei im Süden zu finden sein müssen, 
obwohl die Umsetzung bilateraler Handelsabkommen mit Elementen 
Tiefer Integration durchaus auch im Norden scheitern kann, etwa am 
US-Kongress oder an (nationalen oder branchenbezogenen) Sonderinte-
ressen auf EU-Seite.

Unser Beitrag wird zunächst einen kurzen Überblick über den Stand 
von Maßnahmen Tiefer Integration in Nord-Süd-Handelsabkommen 
geben. Im nachfolgenden Abschnitt entwickeln wir einen groben konzep-
tionellen Rahmen zur Identifikation potenzieller Erklärungsfaktoren für 
deren unterschiedliche Umsetzung. Angesichts des frühen Stadiums der 
entsprechenden Forschung muss dieser Rahmen notwendigerweise sehr 
grob bleiben, da wir spezifische Hypothesen zur Erklärung der Wider-
sprüche erst aufgrund explorativ-induktiver Forschung aufstellen können. 
Für diesen Zweck führen wir zwei Fallstudien durch: eine zu den Verhand-
lungen zwischen der Europäischen Union und Südafrika, eine weitere zu 
den Auseinandersetzungen um Maßnahmen der Tiefen Integration im 
Rahmen der Aushandlung des Dominican Republic-Central American-
United States Free Trade Agreement (DR-CAFTA) in Costa Rica. Die 
Wahl der Fallstudien folgt einerseits der Existenz einer auch in aktuellen 
Forschungsarbeiten gut dokumentierten öffentlichen Auseinandersetzung 
mit diesem Phänomen, andererseits dem Bemühen um Varianz hinsicht-
lich der beteiligten Verhandlungspartner. Costa Rica und Südafrika sind 
hier als Studienobjekte besonders gut geeignet, da sie Demokratien mit 
vergleichsweise pluralistischen Medien sind. Die Schlussbetrachtung fasst 
die Ergebnisse zusammen und stellt Hypothesen für zukünftige Forschung 
in diesem Bereich auf. 
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1. Überblick: Tiefe Integration in Nord-Süd-Handelsabkommen

Da sich Tiefe Integration sowohl in der Praxis von Nord-Süd-Handels-
abkommen wie auch in der wissenschaftlichen Literatur noch in einem sehr 
frühen Untersuchungsstadium befindet, gibt es bisher noch keine syste-
matischen Datenbanken, wie sie für andere Bereiche der Handelspolitik 
bereits seit langem vorliegen. Die Verbreitung Tiefer Integration in Nord-
Süd-Handelsabkommen muss daher eher indirekt erschlossen werden. 
Anhaltspunkte liefern dafür deren typische Elemente, zum Beispiel intel-
lektuelle Eigentumsrechte, Wettbewerbspolitik oder öffentliches Beschaf-
fungswesen. Hier können wir immerhin auf erste Erhebungen zurück-
greifen (Ahearn 2011; Holmes 2010; Horn et al. 2009), in denen Themen 
der Tiefen Integration diskutiert werden, allerdings eher in Bezug auf 
ihr Verhältnis zu den vorliegenden WTO-Normen und so teilweise als 
„WTO plus“ und teilweise als „WTO extra“ bezeichnet. Tiefe Integra-
tion auf Makroebene findet sich zudem nicht nur in Handelsabkommen, 
denn Länder des Südens streben auch außerhalb dieser Abkommen eine 
Anpassung an die entsprechenden Normen der EU (und der USA) an, um 
Zugang zu den entsprechenden Märkten zu erhalten (Holmes 2010: 6).

Der Großteil der von der EU geschlossenen Handelsabkommen mit 
Elementen Tiefer Integration betrifft die Abkommen mit den EFTA-
Ländern und assoziierten Ländern Osteuropas, also Ländern in unmit-
telbarer Nachbarschaft zur Europäischen Union. Substanzielle Elemente 
Tiefer Integration sind in Nord-Süd-Abkommen fast nie zu finden, obwohl 
Tiefe Integration eines der Hauptelemente der 2006 deklarierten „Global 
Europe“-Handelsstrategie ist: „If we are to be realistic […] we have to 
accept that very little progress has actually been made in deep integra-
tion so far, other than with the EEA and candidate countries. The EU has 
recently commissioned a survey of deep provisions in its own and other 
FTAs and found them wanting. Strong agreements have been signed with 
the EU’s neighbours and with accession candidates but with hardly any 
other partner“ (Holmes 2010: 4).

Die entsprechenden Erhebungen zeigen, dass verbindlich durchsetz-
bare Elemente Tiefer Integration in den bereits ausgehandelten Nord-Süd-
Handelsabkommen keine sehr große Rolle spielen (Ahearn 2011; Holmes 
2010; Horn et al. 2009). Auf Seiten der EU enthält einzig das Partner-



Tiefe Integration in der Praxis der Nord-Süd-Beziehungen

schaftsabkommen der EU mit dem CARIFORUM nennenswerte Elemente 
Tiefer Integration, während die USA ein beschränktes Spektrum dieser 
Themen standardmäßig in allen ihrer bilateralen Abkommen zu verankern 
suchen. Insbesondere die Abkommen der EU zeichnen sich dadurch aus, 
dass sie eine Vielzahl unverbindlicher, rechtlich nicht voll durchsetzbarer 
Normen enthalten. Der eher deklaratorische Charakter dieser Normen 
bringt es aber trotzdem mit sich, dass – im Gegensatz zu den multilateralen 
Verhandlungen in der WTO – die Themen auf der Agenda stehen und 
damit langfristig durchaus eine größere Relevanz erhalten können. Zudem 
gehören die hier in den Vordergrund gestellten Elemente Tiefer Integration 
(Wettbewerbspolitik, intellektuelle Eigentumsrechte, Erleichterung auslän-
discher Direktinvestitionen) zu jenen Aspekten, die in EU-Abkommen 
vergleichsweise fest verankert sind. Die EU und die USA haben also reali-
siert, dass Tiefe Integration auf globaler Ebene derzeit nicht auf breiter 
Basis durchsetzbar ist, versuchen aber dennoch – durchaus rivalisierend 
– die langfristigen Grundlagen für den Export ihrer regulatorischen Stan-
dards zu betreiben (Horn et al. 2009: 36; Holmes 2010: 15). Das Ausmaß der 
Tiefen Integration ergibt sich dann im Wesentlichen daraus, welche dieser 
Verpflichtungen die Länder des Südens zu akzeptieren bereit sind. Unser 
Versuch zur Erklärung der unterschiedlichen Relevanz Tiefer Integration 
konzentriert sich daher auf die Seite des Südens, obwohl es zweifellos auch 
im Norden Interessengruppen gibt, die auf die Verhandlungen – informell 
und formell – einwirken und hier potenziell für Varianz sorgen können.

2. Theoretische Ansätze zur Erklärung der selektiven Umsetzung
Tiefer Integration

Angesichts der bisher geringen Beschäftigung mit Tiefer Integration 
finden sich in der Literatur noch keine ausgearbeiteten Ansätze zur Erklä-
rung des widersprüchlichen Umsetzungsstands dieser Initiativen in Nord-
Süd-Handelsabkommen. Die bisherige Bearbeitung der Thematik konzen-
triert sich relativ stark auf die Einordnung Tiefer Integration in existierende 
Theorien der globalen politischen Ökonomie (vgl. Claar/Nölke in diesem 
Heft). Inspiriert von diesen theoretischen Bezügen entwickeln wir nach-
folgend einen groben Analyserahmen, der unsere explorativen Fallstudien 
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anleiten soll. Aufbauend auf diesen Fallstudien können dann spezifische 
Hypothesen formuliert werden, die sich für die Überprüfung in weiterer 
empirischer Forschung eignen. 

2.1 Politische Ökonomie der Auswirkungen Tiefer Integration 
im Globalen Süden
Ausgangspunkt dieser Erklärungsperspektive ist die Annahme, dass 

Tiefe Integration sehr ungleiche Auswirkungen auf verschiedene sozioöko-
nomische Interessengruppen in den Ökonomien des Südens hat und diese 
Gruppen versuchen, die staatlichen Verhandlungsführer bei Handelsab-
kommen in ihrem Sinne zu beeinflussen. Während manche dieser Gruppen 
von der Implementation solcher Normen profitieren würde, bedroht Tiefe 
Integration die Interessen anderer Gruppen. Wir erwarten beispielsweise, 
dass marktbeherrschende Großunternehmen der Durchführung einer strin-
genten Wettbewerbspolitik skeptisch gegenüberstehen. Im Bereich techni-
scher Standards hingegen würden wir erwarten, dass jene Unternehmen, 
die in der Lage sind, die von der EU und den USA geforderten Standards zu 
erfüllen, Maßnahmen der Tiefen Integration unterstützen, während andere 
Unternehmen diesen ebenfalls eher distanziert gegenüberstehen. Unter-
nehmen, die von einer Liberalisierung ausländischer Direktinvestitionen 
profitieren, sollten entsprechende Reformen begrüßen. Gewerkschafts-
verbände, die bestimmten Unternehmen oder einer bestimmten Branche 
nahestehen, dürften sich dieser jeweils anschließen, wohingegen Dach-
verbände und andere Organisationen der Zivilgesellschaft (NGOs) ange-
sichts der potenziell weitreichenden gesellschaftlichen und ökonomischen 
Implikationen von Maßnahmen Tiefer Integration (etwa in Bezug auf den 
Schutz intellektueller Eigentumsrechte oder die Privatisierung öffentlicher 
Dienstleistungen) diesen eher kritisch gegenüberstehen sollten.

Zu vermuten ist ferner die Unterstützung einer entsprechenden Oppo-
sition durch die jeweils mit diesen Unternehmen zusammenarbeitenden 
staatlichen Stellen im Süden. Industrieministerien beispielsweise stehen 
häufig den von ihnen geförderten (geschützten) Unternehmen recht nah, 
Arbeitsministerien hingegen den Gewerkschaften. Denkbar ist aber auch, 
dass Maßnahmen der Tiefen Integration seitens politisch motivierter Tech-
nokratInnen im Süden gestützt werden, insofern diese Handelsabkommen 
als Weg zur Realisierung von Reformen, die ansonsten innenpolitisch nicht 
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durchsetzbar sind, nutzen. Ein typisches Beispiel wären hier eine freihan-
delsorientierte Agentur im Staatsapparat, etwa die Außenwirtschaftsab-
teilung im Außenministerium, oder auch eine Wettbewerbsbehörde, die 
sich gegen mächtige inländische Unternehmen normalerweise nicht durch-
setzen kann, sich aber von der Institutionalisierung von Normen der Wett-
bewerbspolitik im Rahmen der Tiefen Integration eine Stärkung verspricht. 
Auch hier zeigt sich wieder die grundlegende Widersprüchlichkeit der 
Tiefe-Integration-Thematik – es erscheint uns jedenfalls wenig sinnvoll, 
von einem einheitlichen „nationalen Interesse“ auszugehen. 

2.2 Institutionelle Anforderungen an Aushandlung 
und Umsetzung 
Tiefe Integration ist nicht allein eine Frage der politischen Ökonomie 

ihrer Auswirkungen und der damit verbundenen Macht- und Interessenar-
tikulation, sondern hat auch eine gewichtige institutionelle Dimension: Im 
Gegensatz zu den über viele Dekaden etablierten Themen des Zollabbaus 
und der tarifären Handelshemmnisse handelt es sich bei der Tiefen Inte-
gration für viele Regierungen und Gesellschaften des globalen Südens nicht 
nur um ein ganz neues Thema, sondern auch um eines, das nicht auf die 
kleine Elite der Handelsbürokraten und einschlägigen Interessenverbände 
beschränkt werden kann. Notwendig ist daher vielfach zunächst eine Stra-
tegiebildung: Wem nützt Tiefe Integration, wem schadet sie? Welche ihrer 
Aspekte sollen aufgegriffen, welche abgewehrt werden? Notwendig ist die 
Etablierung einer Verhandlungsmaschinerie, die in der Lage ist, das ganze 
Spektrum Tiefer Integration kompetent zu verhandeln.

Weiterhin ist auch die Umsetzung von Tiefer Integration institutionell 
sehr aufwendig und bedeutet etwa den Aufbau einer wirksamen Wettbe-
werbspolitik oder eines effizienten Systems zur Durchsetzung von intel-
lektuellen Eigentumsrechten, ganz abgesehen davon, ob diese Instituti-
onen mit den Anforderungen endogener Entwicklung wirklich kompatibel 
sind (vgl. Claar/Nölke in diesem Heft). Eine teilweise Umsetzung kann 
dabei ganz besonders gefährlich sein. So ist eine erfolgreiche Harmonisie-
rung von technischen Standards mit jenen der EU oder der USA sehr hilf-
reich für den Zugang zu den entsprechenden Binnenmärkten, setzt aber 
umfangreiche Investitionen voraus und zahlt sich nur aus, wenn die EU 
oder die USA volles Vertrauen in entsprechende Institutionen des Partner-
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lands setzen – ansonsten kann die Anpassung an EU/US-Standards auch 
dazu führen, dass binnenmarktorientierte Unternehmen aus dem Markt 
gedrängt werden (Holmes 2010: 7). Hier ergibt sich eine enge Verknüpfung 
mit der Mikroebene Tiefer Integration, insofern manche für den Süden 
besonders wichtige Produktstandards nicht von staatlichen Stellen gestaltet 
werden, sondern im Rahmen privater Selbstregulierung, wie zum Beispiel 
in der Supermarktbranche.

2.3 Verschiebungen in der Machtverteilung zwischen 
Nord und Süd
Makrotheoretisch kann diese Erklärung in Theorien über Hegemo-

niezyklen eingeordnet werden. Der relative Niedergang der US-Hege-
monie wäre dann einerseits dafür verantwortlich, dass es keine einheitliche 
Verhandlungsposition des Nordens mehr gibt und somit die Verhandlungs-
position von Regierungen des Südens deutlich gestärkt ist, da sie dieje-
nigen des Nordens gegeneinander ausspielen können. Andererseits hat 
das Gewicht des globalen Südens auch ohne die gestiegene Konkurrenz 
innerhalb des Nordens in Bezug auf Nord-Süd-Handelsabkommen zuge-
nommen, insbesondere durch den relativen ökonomischen Aufstieg der 
BRICS- Staaten (Brasilien, Russland, Indien, China, Südafrika). Damit 
einher geht eine generelle Schwächung solcher Entwicklungskonzepte, 
die für eine möglichst umfassende Liberalisierung eintreten, während 
Konzepte, die die Bedeutung des selektiv eingreifenden Entwicklungsstaats 
in den Vordergrund stellen, wieder an Bedeutung gewinnen.

3. Fallstudie: (Keine) Tiefe Integration im 
EU-Südafrika-Abkommen2

Die südafrikanische Regierung hat die Unterzeichnung des Interim 
Economic Partnership Agreement (EPA) Ende 2007 abgelehnt, auch wegen 
Fragen der Tiefen Integration (TradeInvest South Africa 2007; Business 
Day 2008). Seit Sommer 2010 verhandelt die südafrikanische Regierung 
nun wieder mit der EU über ein Wirtschaftspartnerschaftsabkommen, aber 
die südafrikanischen Verhandlungspartner lehnen die Themenbereiche der 
Tiefen Integration sowie den Handel mit Dienstleistungen weiterhin ab. 
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Bei einer näheren Analyse der entsprechenden Prozesse lässt sich aufzeigen, 
dass die südafrikanische Verhandlungsseite kein einheitliches Interesse an 
den Bereichen der Tiefen Integration hat und die Hegemonie der EU in 
Frage stellt (Claar 2010: 99f). Für ein besseres Verständnis der Beweg-
gründe ist allerdings zunächst ein Rückgriff auf die bisherigen handelspo-
litischen Entwicklungen zwischen der EU und Südafrika notwendig. 

Südafrika war zu Beginn der EPA-Verhandlungen nur Beobachter, da 
dem Staat Anfang  der 1990er Jahre der Beitritt zum Lomé-Abkommen und 
somit auch zum späteren Cotonou-Abkommen von der EU verwehrt wurde. 
Südafrika erhielt nur eine qualifizierte Mitgliedschaft, um an den politi-
schen Institutionen im Rahmen der Abkommen partizipieren zu können 
(Claar 2010: 93f). Zusätzlich dazu verhandelte die EU mit Südafrika ein 
reziprokes Freihandelsabkommen, das Trade, Development and Coopera-
tion Agreement (TDCA), das im Jahr 2000 in Kraft trat. Inhaltlich befasst 
sich dieses Abkommen vor allem mit Handelsliberalisierung, aber auch mit 
technischer Kooperation und politischer Unterstützung. Allerdings öffnet 
Südafrika in dem reziproken, WTO-kompatiblen Abkommen seinen 
Markt deutlich stärker als die EU (Meyn 2003: 4-7). Dieses Handelsab-
kommen hatte außerdem weitreichende Auswirkungen auf die Southern 
African Custom Union (SACU), da auch die Mitglieder der Zollunion 
unter das Abkommen fielen, ohne vorher an den Verhandlungen parti-
zipieren zu können. Weusmann beschreibt das TDCA „aufgrund des 
sukzessiven Abbaus von Handelsbeschränkungen vom Charakter her eher 
als eine Interimsvereinbarung zur Bildung einer Freihandelszone“ (Weus-
mann 2005: 94). Im Rahmen des TDCA sind schon Ansätze zu Themen-
bereichen der Tiefen Integration, wie Investitionen oder Wettbewerbspo-
litik, zu finden (Claar 2010: 98). Das aktuelle Interesse Südafrikas an der 
Aushandlung der EPAs könnte an der Unzufriedenheit Südafrikas mit dem 
TDCA liegen, und es ist anzunehmen, dass Südafrika gerne die Chance 
nutzen wollte, sich im Rahmen der EPAs einen besseren Marktzugang zu 
erschließen sowie die regionale Integration zu stärken. Im Frühjahr 2007 
genehmigte die Europäische Kommission den Antrag Südafrikas auf aktive 
Teilnahme an den EPA-Verhandlungen (Nduru 2007). 

Die EPAs, die nicht mehr mit der gesamten AKP-Gruppe, sondern 
nach Regionen verhandelt werden, sollen das Cotonou-Abkommen ablösen, 
da dieses nicht WTO-kompatibel sei (Spieker 2010: 56-60). Für Südafrika 
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ist die sogenannte Southern African Development Community (SADC)-
EPA von Bedeutung. Allerdings sind nur Angola, Namibia, Mozambique, 
Swasiland, Lesotho und Botswana in dieser Regionalgruppe erfasst. Andere 
Mitgliedsstaaten der SADC, die zum Teil mehrere Mitgliedschaften in 
regionalen Verbünden haben, verhandeln in einer anderen Verhandlungs-
gruppe (Spieker 2010: 62; Jakobeit et al. 2005). Nachdem sich Südafrika 
den SADC-EPA-Verhandlungen anschloss, kam die Befürchtung auf, dass 
das TDCA als Verhandlungsgrundlage für die Staatengruppe verwendet 
werden könnte. Vereinbarungen, die Südafrika schon getroffen hatte, 
würden dann für alle gelten. Allerdings hatte die EU schon einen Vorschlag 
für ein vollständiges EPA entwickelt, darin fanden sich die Themenbereiche 
Handel mit Dienstleistungen, Regulierungen von Investitionen und andere 
Bereiche der Tiefen Integration wieder. Ende 2007 lehnten Südafrika und 
Namibia das vorgeschlagene Interim-EPA ab (Cronin 2007; Weidlich 
2008). Gründe hierfür waren neben unterschiedlichen Auffassungen zur 
Definition der Vertragspartner, der Meistbegünstigungsklausel und von 
Herkunftsregeln, vor allem die Themenbereiche der Tiefen Integration und 
der Handel mit Dienstleistungen. Die Ablehnung wurde von der EU und 
von den Nachbarstaaten kritisiert, obwohl die Themen innerhalb der Zoll-
union SACU oder dem Wirtschaftszusammenschluss SADC bisher nicht 
ausführlich diskutiert wurden (Claar 2010: 98).

Bisher sind die südafrikanischen Verhandlungspartner von der 
Ablehnung der Tiefen Integration nicht zurückgetreten. Eine ausführ-
liche Debatte über deren Stellenwert für die handelspolitische Strategie 
Südafrikas fand bei der Ausarbeitung des Trade Policy and Strategy 
Framework (TPSF) des Handels- und Industrieministeriums statt. Mehr 
als zwei Jahre lang wurde in verschiedenen öffentlichen und nicht öffent-
lichen Sitzungen über die handelspolitische Strategie Südafrikas beraten 
(DTI 2010: vii). Teilgenommen haben VertreterInnen aus verschiedenen 
Ministerien, NGO-VertreterInnen, WissenschaftlerInnen, Gewerkschafte-
rInnen, ParlamentarierInnen und Unternehmensverbände. Die Ablehnung 
der Tiefen Integration verschaffte den Entscheidungsträgern Zeit, dennoch 
werden bisher innerhalb des TPSF kaum konkrete Vorstellungen über die 
Handhabung dieser Themenbereiche genannt (DTI 2010: 41f). Auch wenn 
Südafrika der einzige Staat in der SACU ist, der bereits über funktionsfä-
hige Institutionen der Wettbewerbspolitik verfügt, lässt sich bisher kein 
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strategischer Ansatz zur institutionellen Umsetzung der entsprechenden 
hohen Anforderungen der EU erkennen. Im Rahmen des TPSF wird 
nur pauschal auf den nationalen Handlungsspielraum, der nicht verspielt 
werden dürfe, hingewiesen: „In approaching these issues, South Africa 
must ensure that is able to: i) preserve policy space and flexibility to regulate 
in the public interest; ii) balance economic efficiency with socio-economic 
equity; iii) support the overall development path, in dynamic rather than 
static terms; and iv) enhance the competitiveness of our economy, and in a 
manner that supports long-term economic development“ (DTI 2010: 42). 
Weiterhin hebt dieses Rahmenpapier hervor, dass es notwendig sei, sich 
mit diesen Themen noch tiefgreifender auseinanderzusetzen. Innerhalb 
staatlicher Institutionen wie dem National Economic Development and 
Labour Council (NEDLAC) wird jedoch zunehmend eine Debatte über 
den Handel mit Dienstleistungen und die Regulierung von Investitionen 
geführt; Gleiches gilt für Forschungseinrichtungen, wie etwa das Trade 
Policy Forum (SAIIA o.J.). 

Diese Debatten verdeutlichen, dass verschiedene sozioökonomi-
sche Gruppen von unterschiedlichen Auswirkungen der Tiefen Integra-
tion ausgehen und auf dieser Grundlage ihre jeweils spezifischen Inter-
essen formulieren. Erst kürzlich hat beispielsweise der Generalsekretär des 
Congress of South African Trade Unions (COSATU) in einer Rede gefordert, 
die Themenbereiche der Tiefen Integration aus den EPAs herauszuhalten, 
damit sich im südlichen Afrika zunächst eine regionale Position herausbilden 
könne (Vavi 2011). Für die GewerkschafterInnen steht vor allem der Schutz 
von Arbeitsplätzen im Zentrum, die gefährdet seien, wenn diese Themen-
bereiche implementiert würden. Im COSATU-Statement zur Anhörungen 
zum TPSF im Parlament wird zu den Themen der Tiefen Integration ange-
merkt: „COSATU would like to see a much firmer position in the TPSF on 
especially the prerogative of government to exclude public services, govern-
ment procurement and other strategic areas from the ambit of the WTO. 
Further to that, the South African government should reaffirm its right to 
regulate markets and investment in the public interest“ (COSATU 2010: 8). 

Während COSATU auch im Bereich Handel mit Dienstleistungen 
die restriktive Haltung der südafrikanischen Regierung unterstützt, sieht 
der Unternehmensverband Business Unity for South Africa (BUSA) diese 
Entscheidung sehr kritisch, da es viele gute Unternehmen im Dienstleis-
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tungssektor gebe, die wettbewerbsfähig seien. Im Bereich der Tiefen Inte-
gration zeigt sich BUSA zurückhaltender und zeigt vor allem das Potenzial 
für Südafrika auf, diese Themen global mitzugestalten. Offensiv abgelehnt 
werden die Themen von diesem Unternehmerverband nicht (BUSA 2010). 
Dies ist sicherlich damit zu erklären, dass das Interesse an diesen Themen-
breichen davon abhängig ist, inwieweit die unterschiedlichen Unternehmen 
global eingebunden sind. Konkrete Forderungen zu Tiefer Integration von 
Unternehmensverbänden sind bisher selten, allerdings hat BUSA bereits 
deutlich gemacht, dass sie eine schnelle Lösung für die Probleme mit dem 
EPA wünschen, damit es keine Behinderungen des Handels innerhalb der 
Region gibt (BUSA 2009). 

In einer etwas globaleren Perspektive zeigt sich, dass die südafrikanische 
Regierung auch Alternativen zum Handel mit der EU hat. Hierzu gehören 
potenziell auch die USA. Allerdings ist ein Freihandelsabkommen zwischen 
der USA und der SACU aufgrund von Kontroversen über Themen der 
Tiefen Integration gescheitert (Draper/Khumalo 2007: 1ff). Die südafrika-
nische Regierung sucht lieber – gemeinsam mit den regionalen Verbünden 
SACU und SADC – die Kooperation mit Partnern aus dem globalen Süden, 
wie dem Mercosur, Indien oder China (SACU o.J.). Auf seinen Staatsbe-
such im Jahr 2010 nach China hat der südafrikanische Präsident Jacob 
Zuma mehr als 200 Unternehmer mitgenommen (Business Day 2010). Seit 
2010 ist Südafrika zudem in die BRICS-Staaten aufgenommen worden. 
Dieser Schritt verstärkt die Süd-Süd-Kooperation Südafrikas über bishe-
rige Zusammenschlüsse wie das IBSA(Indien, Brasilien, Südafrika)-Forum 
hinaus: Aufgrund dieser geopolitischen Verschiebungen lehnt Südafrika es 
ab, die handelspolitischen Vorschläge aus der EU und den USA zu über-
nehmen und erwartet insbesondere im Bereich der Tiefen Integration genü-
gend Zeit, um eine kohärente Strategie zu entwickeln.

4. Fallstudie: Auseinandersetzungen über Tiefe Integration im
Dominican Republic-Central America-United States Free Trade
Agreement (DR-CAFTA) am Beispiel Costa Ricas

Das Dominican Republic-Central-America-United States Free Trade 
Agreement wurde in den Jahren 2003 bis 2004 zwischen den Vertragspar-
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teien (Vereinigte Staaten, Guatemala, Honduras, El Salvador, Nicaragua, 
Costa Rica und Dominikanische Republik) ausgehandelt und trat nach 
entsprechenden Beschlüssen in diesen Mitgliedsstaaten zwischen 2006 
und 2009 in Kraft. Es enthält neben den üblichen Handelserleichterungen 
(Reduktion von Zöllen und Quoten) auch Elemente Tiefer Integration, 
insbesondere die Erleichterung ausländischer Direktinvestitionen (Hicks et 
al. 2011: Appendix). Themen der Tiefen Integration waren unter anderem 
auch dafür verantwortlich, dass die Verhandlungen des Abkommens länger 
dauerten als ursprünglich geplant, hier ging es vor allem um die Öffnung 
der bisher staatlich organisierten Versicherungs- und Telekommunikati-
onssektoren (Craig 2010: 227).

Insbesondere in Costa Rica rief die Aushandlung des Handelsab-
kommens durch die Mobilisierung einer sozialen Bewegung („No al 
TLC“) eine sehr intensive innenpolitische Diskussion hervor, die unter 
anderem zum ersten Referendum in der Geschichte des Landes führte 
– was gleichzeitig das DR-CAFTA zum ersten Handelsabkommen 
macht, das von einem Referendum bestätigt wurde (Craig 2010: ii; 
Hicks et al. 2011: 2). Das Referendum fiel sehr knapp aus – 51 Prozent 
der Stimmen unterstützten das Referendum, 49 Prozent sprachen sich 
dagegen aus (Craig 2010: 252). Die Opposition gegen das Handelsab-
kommen bestand vor allem aus Gewerkschaften (Asociación Nacional 
de Empleados Públicos y Privados sowie Asociación Nacional de Educa-
dores), dem Dachverband der Umwelt-NGOs (La Federación Costarri-
cense para la Conservación del Ambiente) und Basisgruppen, die sich 
zum Teil direkt aus Protest gegen das Abkommen gegründet haben, zum 
Beispiel die Frauenorganisation Mujeres contra el TLC (Craig 2010: 13); 
außerdem gehörten kleine FarmerInnen und UnternehmerInnen sowie 
PolitikerInnen dazu (ebd.: 233). Ein wichtiger Hintergrund der relativ 
breiten Opposition waren langjährige Erfahrungen mit liberalisierenden 
Strukturanpassungsprogrammen, in deren Kontinuität das Abkommen 
gestellt wurde (ebd.: 231). In Bezug auf Themen der Tiefen Integra-
tion wurde – neben den oben genannten Privatisierungsmaßnahmen – 
vor allem befürchtet, dass die hier geplanten Investorschutzrechte und 
Maßnahmen zum Schutz intellektueller Eigentumsrechte dazu führen 
würden, dass die für das Land so wichtigen Naturressourcen ausgebeutet 
werden könnten (ebd.: 238).
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Unterstützt wurde das Handelsabkommen, abgesehen von dem die 
Verhandlungen vorantreibenden Handelsministerium, vor allem von 
großen Exportunternehmen, großen Teilen der Wirtschaftsverbände 
und durch die Handelskammern (Craig 2010: 224, 235). Angesichts der 
sinkenden öffentlichen Zustimmung im Rahmen des Ratifizierungspro-
zesses drohte eine Reihe von exportorientierten Unternehmen mit der 
Verlagerung ihrer Produktion in andere Länder der Region bzw. mit dem 
Verzicht auf geplante Investitionen (Craig 2010: 230; Hicks et al. 2011: 10). 
Analysen der Resultate des Referendums legen nahe, dass Arbeiter in Indus-
trien mit einem hohen Anteil ausländischer Direktinvestitionen und relativ 
hohem Ausbildungsniveau das Abkommen ebenfalls unterstützten (Hicks 
et al. 2011: 18, 32). Das Handelsministerium implementierte auch ein „Civil 
Society Outreach Programme“ mit finanzieller Unterstützung durch die 
USAID (United States Agency for International Development), indem eine 
damit betraute Beratungsfirma mehr als 400 Konsultationen durchführte 
und an über 90 Veranstaltungen anderer Organisationen teilnahm. Ausge-
hend von den Erfahrungen anderer lateinamerikanischer Staaten mit der 
innenpolitischen Auseinandersetzung über die Aushandlung von Handels-
abkommen, versuchte die Regierung Costa Ricas, die Bevölkerung relativ 
umfassend über das Abkommen, ihre Position und den Verhandlungspro-
zess zu informieren (Craig 2010: 228). 

Trotzdem war die Opposition im Land so massiv, dass nicht nur eine 
Reihe von Forderungen der Protestbewegung in das Abkommen einbe-
zogen wurden, sondern auch mehrere Minister ihr Amt verloren, darunter 
der Handels- und der Finanzminister, die das Abkommen besonders befür-
wortet hatten (ebd.: 236). Die Debatte kann nicht nur als Konflikt inner-
halb der Zivilgesellschaft charakterisiert werden, sondern es zeigte sich 
dabei auch eine zunehmende Fragmentierung im Staatsapparat, einschließ-
lich des Aufstiegs einer dritten großen Partei, die nun die beiden bisher 
dominierenden Parteien ergänzt (ebd.: 245). Begünstigt wurde dieser 
Aufstieg durch zwei Korruptionsskandale, die mittelbar mit den Handels-
abkommen verbunden waren und über die zwei frühere Präsidenten des 
Landes stürzten: einer mit Bezug auf die Privatisierung der Telekommu-
nikation (Zahlungen eines französischen Unternehmens), ein weiterer mit 
Bezug auf das System der Gesundheitsversorgung (Zahlungen eines finni-
schen Unternehmens).
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Insgesamt zeigen die Auseinandersetzungen über das Handelsab-
kommen die von uns erwarteten unterschiedlichen Interessen verschie-
dener Gruppen in Staat und Zivilgesellschaft. Angesichts der breiten öffent-
lichen Diskussion gab es in diesem Fall jedoch weniger Probleme mit der 
Bildung einer eindeutigen Position zu Fragen der Tiefen Integration als in 
Südafrika; die politischen Eliten, also die Regierungsinstitutionen, Parteien, 
Unternehmen(sverbände), Gewerkschaften und Nichtregierungsorganisati-
onen haben hier erheblichen Einfluss auf die Meinungsbildung in der Bevöl-
kerung genommen (Hicks et al. 2011: 32). Auch die institutionelle Umsetz-
barkeit der entsprechenden Forderungen war ein geringeres Problem, zumal 
die USA im Gegensatz zur EU darauf verzichteten, institutionell beson-
ders aufwendige Policies wie jene der Wettbewerbspolitik im Abkommen 
zu verankern. Im Vergleich zu Südafrika war Costa Rica allerdings in einer 
deutlich schwächeren Verhandlungsposition, da etwa 45 Prozent seiner Im- 
und Exporte mit den USA abgewickelt werden und eine Neuverhandlung 
des Abkommens als unmöglich dargestellt wurde (Hicks et al. 2011: 29). 
Im Gegensatz zu Südafrika profitiert Costa Rica zudem weniger von den 
globalen Machtverschiebungen, die sich aus dem Aufstieg der großen Schwel-
lenländer ergeben, und konnte daher eher dazu gebracht werden, Themen 
der Tiefen Integration in seinem Handelsabkommen zu akzeptieren.

5. Schlussbetrachtung

Wenn den Deklarationen im Rahmen von binationalen und regio-
nalen Nord-Süd-Handelsabkommen gefolgt wird, gehören Maßnahmen 
der Tiefen Integration zu den wichtigsten Verhandlungsthemen der letzten 
Jahre. Unsere Bestandsaufnahme hat allerdings gezeigt, dass Tiefe Integra-
tion noch nicht flächendeckend ein Bestandteil von Nord-Süd-Handelsab-
kommen ist. Entsprechende Aspekte wurden bisher nur sehr selektiv in den 
entsprechenden Abkommen verankert, zudem zumeist in einer rechtlich 
wenig bindenden Terminologie. Noch weniger erkennbar sind die prak-
tischen Auswirkungen der entsprechenden Vereinbarungen, dauert doch 
der Aufbau einer wirksamen Wettbewerbspolitik oder eines umfassenden 
Schutzes geistiger Eigentumsrechte viele Jahre. Trotzdem sollte das Thema 
nicht unterschätzt werden, es bleibt auf der Agenda der großen Handels-
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mächte des Nordens und hat auch im Süden inzwischen eine Reihe von 
Befürwortern gefunden.

Auf der Suche nach einer Erklärung für die begrenzte und uneinheit-
liche Realisierung von Elementen Tiefer Integration in diesen Abkommen 
haben wir einen analytischen Rahmen entwickelt, der sich mit möglichen 
Hemmnissen auf der Seite der Verhandlungsführer einzelner Regierungen 
des globalen Südens beschäftigt und dabei zunächst zwischen verschie-
denen innerstaatlichen Interessen differenziert, bei Unternehmen, Gewerk-
schaften, weiteren zivilgesellschaftlichen Gruppen und den beteiligten 
staatlichen Stellen. Ergänzt wird dieser analytische Rahmen mit Überle-
gungen zu Verschiebungen in der Machtbalance zwischen Regierungen des 
Nordens und des Südens, vor allem hinsichtlich des Aufstiegs der großen 
Schwellenländer. Grob zusammengefasst war unsere Ausgangsannahme, 
dass die sehr selektive und widersprüchliche Umsetzung der Programmatik 
der Tiefen Integration einerseits mit politischen und sozialen Widerständen 
in den Ländern des globalen Südens erklärt werden kann, andererseits mit 
der sinkenden Durchsetzungsfähigkeit der Verhandlungsführer auf Seiten 
des globalen Nordens.

Eine erste empirische Überprüfung dieser Annahmen anhand von 
zwei Fallstudien zu entsprechenden Verhandlungen in Zentralamerika und 
im südlichen Afrika hat gezeigt, dass die „Politik der Tiefen Integration“ 
zumindest in großen Teilen diese – an gängige polit-ökonomische Theorien 
anknüpfenden – Überlegungen bestätigt. Sowohl in Costa Rica als auch in 
Südafrika sprachen sich Unternehmens- und wirtschaftsnahe Verbände für 
den zügigen Abschluss der Abkommen aus, während Gewerkschaften und 
Nichtregierungsorganisationen sich eher ablehnend verhielten. Während 
das ökonomische Gewicht Südafrikas sowie seine Ausrichtung auf den 
BRICS-Verband es der Regierung erlaubten, sich dem schnellen Abschluss 
eines entsprechenden Abkommens zu verweigern, stand diese Option der 
Regierung Costa Ricas angesichts dessen Abhängigkeit vom Handel mit 
den USA nicht unbedingt offen. Unsere empirischen Studien heben aller-
dings auch die Komplexität des Themas hervor, die zu einigen eher über-
raschenden Befunden führt. So müssen viele soziale Gruppierungen wie 
Gewerkschaften und Nichtregierungsorganisationen, aber auch Teile des 
Regierungsapparats selbst, sich in relativ etablierten Schwellenländern wie 
Südafrika zunächst eine Position zu den entsprechenden Themen bilden. 
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Weiterhin nutzen Regulierungsagenturen in diesen Ländern die Verhand-
lungen von Handelsabkommen dazu, nicht nur politischen Rückhalt für 
ihre Agenda zu suchen, sondern auch technische Unterstützung durch ihre 
entsprechenden Äquivalente in der Europäischen Union und den USA.

Ob diese Beobachtungen generalisierbar sind, muss in weiteren, syste-
matischeren Studien empirisch geprüft werden. Generell erscheint uns 
eine viel intensivere Beschäftigung mit den Verhandlungsprozessen und 
den „domestic politics“ der Tiefen Integration notwendig, einem bisher 
kaum erschlossenen Thema. Dabei dürfte es sinnvoll sein, auch auf der 
Seite der EU und der USA die „black box“ einer einheitlichen Verhand-
lungsposition zu öffnen, um etwa das Verhältnis zwischen dem US Trade 
Representative und dem Kongress zu studieren, aber auch die Verände-
rungen, die sich durch den Lissabon-Vertrag für das Verhältnis zwischen 
der Direktion Handel, den anderen Direktoraten und dem Europäischen 
Parlament ergeben haben – schliesslich findet ja nun auch auf der Seite 
des Nordens eine stärkere Verknüpfung von Handelsfragen und regula-
torischer Harmonisierung statt. Abzuwarten bleibt aber zunächst, welche 
Auswirkungen die globale Wirtschaftskrise für diesen Themenkomplex 
haben wird – erstickt sie die Verhandlungen durch das zunehmende Selbst-
bewusstsein der Proponenten einer möglichen – wenn auch bisher nicht 
realisierten – geopolitischen Blockbildung des globalen Südens (wie etwa 
der Regierungen Brasiliens, Indiens oder Südafrikas) oder heizt sie – even-
tuell im Rahmen der Herausbildung neuer bilateraler Nord-Süd-Handels-
abkommen – diese Angleichungsprozesse erst richtig an?

1 Wir danken den GutachterInnen und der Redaktion des JEP sowie Brigitte Hol-
den für die außerordentlich hilfreichen Hinweise zur Verbesserung einer frühe-
ren Version des Manuskripts. Dieser Beitrag wurde von der DFG unter GZ NO 
855/3-1 gefördert.

2 Diese Fallstudie greift auf noch nicht veröffentlichte Ergebnisse von Feldfor-
schung in Südafrika durch Simone Claar im Jahr 2010 zurück
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Abstracts

Die empirische Relevanz der Themen Tiefer Integration in Handels-
abkommen steht im Mittelpunkt dieses Artikels. Anhand der politischen 
Ökonomie der Auswirkungen Tiefer Integration, der Anforderungen regula-
torischer Institutionen und der Implikationen globaler Machtverschiebungen 
werden zwei innenpolitische Diskussionen zu Handelsabkommen analy-
siert: Das Wirtschaftspartnerschaftsabkommen der Europäischen Union 
am Beispiel der Einwände Südafrikas und das Dominican Republic-Central 
American-United States Free Trade Agreement (DR-CAFTA) am Beispiel der 
Auseinandersetzungen in Costa Rica werden in Bezug auf die umstrittenen 
Politikfelder untersucht und dabei die verschiedenen Interessen dargestellt.

In this article the empirical relevance of deep integration in trade 
agreements will be analysed based on two case studies. First, South Afri-
ca’s position on the Economic Partnership Agreements with the European 
Union will be reconstructed. Secondly, Costa Rica’s take on the Domi-
nican Republic-Central American Free Trade Agreement (DR-CAFTA) 
with the United States will be documented by looking at the corresponding 
domestic debates. The reasons for opposing deep integration issues will 
be explained by looking at three theoretical explanations: the political 
economy of the deep integration impacts, the requirements of regulatory 
institutions and change in global power structures.
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Henry Bernstein: Class 
Dynamics of Agrarian Change 
(= Agrarian Change and Peasant 
Studies 1). Halifax/Winnipeg: 
Fernwood Publishing; Sterling, VA: 
Kumarian Press, 2010, 142 Seiten, 
17,95 CA-Dollar.

Die „Agrarfrage“ (Karl 
Kautsky), bereits im ausgehenden 
19. Jahrhundert heftig debat-
tiert, steht im beginnenden 21. 
Jahrhundert noch immer – oder 
schon wieder – hoch im Kurs. 
Ein Ausdruck dessen ist die neue 
Buchreihe Agrarian Change and 
Peasant Studies mit „state of the 
art small books on big issues“ 
(S. VII). Den Auftakt bildet ein 
Band über Klassendynamik und 
Agrarwandel von Henry Bern-
stein, dem langjährigen (1973–
2000) Co-Editor des Journal of 
Peasant Studies und nunmeh-
rigen (seit 2001) Co-Editor des 
Journal of Agrarian Change. Der 
Band möchte den Wandel agra-
rischer Klassenbeziehungen in 
verschiedenen Weltregionen seit 
der Frühen Neuzeit umreißen. 
Die Leitperspektive bildet eine 
marxistisch angeleitete Politi-
sche Ökonomie mit vier Schlüs-
selfragen: „Who owns what? Who 
does what? Who gets what? What 
do they do with it?“ (S. 22).

Nachdem der Autor in der 
Einleitung seinen Gegenstand – 
„the social relations and dynamics 
of production and reproduction, 
property and power in agrarian 
formations and their processes 
of change“ (S. 1) – umrissen hat, 
beginnt er seine Tour d’Horizon 
in acht Kapiteln. Das erste Kapitel 
definiert – zusammen mit dem 
Glossar im Anhang – die Grund-
begriffe der agrarischen Produk-
tion und Reproduktion. Darauf 
aufbauend skizziert der Autor 
eine longue durée universalhisto-
rischen Ausmaßes: Gegenüber 
den jagenden und sammelnden 
sowie Wanderfeldbau betrei-
benden Selbstversorgungsge-
sellschaften erforderten agrari-
sche Klassengesellschaften ein 
gewisses Maß an Mehrarbeit, die 
über die Reproduktion der Arbei-
tenden (consumption, replacement 
und ceremonial funds) hinaus 
Leistungen an die Herrschenden 
( fund of rent) abdecke. Werden 
die Erträge dieser Mehrarbeit 
vom Luxuskonsum der Herr-
schenden zum profitorientierten 
Investment in Produktions- und 
Produktivitätssteigerung – kurz 
zur Akkumulation – umgelenkt, 
erfolge der Übergang zu kapita-
listischen Klassengesellschaften, 
dem Gegenstand des Bandes.



    

Die Kapitel zwei bis fünf 
zeichnen die ungleiche Entwick-
lung des Kapitalismus im Agrar-
bereich seit der Frühen Neuzeit 
nach. Das zweite Kapitel skizziert 
zwei Modelle der Ursprünge des 
Kapitalismus in den Metropolre-
gionen: Erstens Wege des „agra-
rischen Übergangs“, wobei der 
„englische Weg“ eher als Ausnahme 
denn als Regel anderen („preußi-
schen“, „amerikanischen“, „japa-
nischen“ usw.) Wegen gegen-
übergestellt wird; zweitens frühe 
Ansätze des Handelskapitalismus, 
die nicht zwangsläufig – wie in 
England – zur Proletarisierung der 
kleinen Agrarproduzenten führten, 
sondern vielfach über deren Zwang 
zur Reproduktion über marktför-
mige Warenbeziehungen (commo-
dification of subsistence) wirksam 
wurden. Kapitel drei umreißt in 
groben Zügen den Agrarwandel in 
Mittel- und Südamerika, Südasien 
und im subsaharischen Afrika in 
der Neuzeit (Handelskapitalismus 
im 16. Jahrhundert, Plantagenka-
pitalismus im 17. und 18. Jahrhun-
dert und industriekapitalistischer 
Imperialismus im 19. und 20. Jahr-
hundert) samt den damit verbun-
denen Arbeitsregime (Zwangs-
arbeit, Familienarbeit, Teil- und 
Vollproletarisierung). Kapitel vier 
und fünf fokussieren die Formie-

rung globaler Nahrungsregime 
( food regimes) in der Globalisie-
rungsära: das erste oder settler-
colonial (1870er Jahre bis 1914), das 
zweite oder mercantile-industrial 
(1940er bis 1970er Jahre) und das 
dritte oder corporate (seit den 1970er 
Jahren). Auf diesem Weg werde 
die Landwirtschaft sukzessive in 
einen (supra-)staatlich regulierten 
Komplex vor- und nachgelagerter 
Industrien eingebunden – was der 
Autor mittels der Unterscheidung 
von farming und agriculture begriff-
lich zu fassen sucht.

Nach diesem weitgespannten 
Längsschnitt widmen sich die 
Kapitel sechs bis acht vertiefenden 
Querschnittsmaterien. Das sechste 
Kapitel diskutiert die für den 
Agrarbereich charakteristischen 
Gemengelagen kapitalistischer und 
nichtkapitalistischer Elemente, 
bedingt etwa durch ökologi-
sche Hindernisse kapitalistischer 
Durchdringung, Kostenvorteile der 
familienwirtschaftlichen Arbeits-
organisation, die Logik bäuerli-
cher „Selbstausbeutung“ oder anti-
kapitalistischen Widerstand. Das 
siebente – und für die klassenana-
lytische Blickrichtung zentrale – 
Kapitel diskutiert das Konzept des 
peasant im Sinne kleiner, subsisten-
zorientierter Familienwirtschaften. 
Gegenüber der Vorstellung einer 



                                                                                                                 

allumfassenden peasant-class bevor-
zugt der Autor das Konzept der 
nach Klassen differenzierten petty 
commodity producers: Sie seien des 
(Re-)Produktionsmittels Land 
nicht zur Gänze beraubt, könnten 
sich damit aber auch nur zum Teil 
reproduzieren; folglich basiere ihre 
Reproduktion in geringerem oder 
höherem Maß auf kapitalistischen 
Marktbeziehungen, etwa außer-
häuslicher Lohnarbeit und unglei-
chem Warentausch. Schließlich 
setzt sich das achte Kapitel mit der 
Komplexität von „Klasse“ ausein-
ander, indem es zwar deren Prio-
rität für die Gesellschaftsanalyse 
behauptet, aber auch auf Über-
schneidungen mit anderen Kate-
gorien – Geschlecht, Generation, 
Ethnie usw. – eingeht. Letztlich 
zeigt sich der Autor jedoch skep-
tisch gegenüber klassenübergrei-
fenden Identitätsentwürfen ‚alter’ 
oder ‚neuer’ sozialer Bewegungen, 
die häufig strukturelle Klassendif-
ferenzen kaschierten.

Der Band wird dem eingangs 
erhobenen Anspruch, „große“ 
Themen in „kleinen“ Büchern 
darzustellen, vollauf gerecht. Auf 
gut hundert Seiten eröffnet er der 
Leserin und dem Leser Über- und 
Einblicke zum globalen Agrar-
wandel, die sich ansonsten nur 
über eine Vielzahl von Artikeln 

und Monographien erschließen. 
MitarbeiterInnen von NGOs und 
Studierende, aber auch nach rascher 
Orientierung suchende Fachwissen-
schafterInnen werden daraus erheb-
lichen Nutzen ziehen. Das Kunst-
stück, ein dermaßen umfassendes 
Thema auf wenigen Seiten prägnant 
abzuhandeln, gelingt mittels des 
messerscharfen Instrumentariums 
der historisch-materialistischen 
Klassenanalyse: „Activist move-
ments need an effective analysis 
of the complex and contradictory 
social realities they seek to trans-
form. In a capitalist world, under-
standing class dynamics should 
always be a point of departure and a 
central element of such analysis“ (S. 
123). Erkauft wird dieser Gewinn 
an Prägnanz mit einer gelegentlich 
schematisch wirkenden Argumen-
tation, etwa der schroffen Entge-
gensetzung „marxistischer“ und 
„populistischer“ Positionen; die 
wissenschaftliche Debatte um die 
„Agrarfrage“ stellt sich, genauer 
betrachtet, weitaus facettenreicher 
dar. Dennoch, einen lohnenden 
Einstieg hiezu bietet das Büchlein 
allemal.

ERNST LANGTHALER
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